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Vorwort zur 6. Auflage

Solange es Menschen gibt, wird es auch Zeugnisse geben, über Geschehen 
und Geschichte, Glück und Unglück oder Leid und Unrecht. Dabei fließt 
das den Nachgeborenen anvertraute Zeugnis – ob als erzählte Überlie­
ferung, als Text oder als wissenschaftliche Abhandlung – gleich einem 
Fluss von Generation zu Generation. In unserem Band kommen daher 
Autoren zu Wort, die analysierte Wirklichkeit und real Erlebtes in ihren 
Beiträgen weitergeben. Die Texte erweisen sich hierbei als Zeugnisse, die 
Einblicke in Geschichte und Gesellschaft der DDR geben – als schonungs-
lose Bestandsaufnahme kollektiv erfahrener und individuell erzwungener 
Anpassung des Individuums an das gesellschaftliche System der DDR. 
Kritische Analyse ist hier als Spiegel der Wirklichkeit in der zweiten deut-
schen Diktatur zu verstehen, oder: Die Beschreibung der Ohnmacht als 
Beginn ihrer Überwindung. 

Die hier versammelten Texte geben in knapper Form Einblicke in die 
Arbeitsweise des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS). Die Staats-
sicherheit (Stasi) diente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschland 
(SED) vor allem als staatlicher Unterdrückungsapparat gegen die eigene 
Bevölkerung. Dabei war die Stasi als Geheimpolizei zu allen Zeiten der 
Garant für die Existenz von SED und DDR. Wie ein Krake breitete sie 
ihre ungezählten Arme über das Land aus.

Allzeit bereit als „Schild und Schwert der SED“ – so das Selbstverständ-
nis der Stasi – jeden Winkel der DDR zu ertasten, zu durchdringen, zu 
befingern und zu kontrollieren, drang sie repressiv und manipulierend 
in das Leben hunderttausender Menschen ein. Mit Hilfe ihrer geheim-
polizeilichen Techniken, ihrer Inoffiziellen und Hauptamtlichen Mit-
arbeiter gelang es der Stasi, Zugang zu fast allen Lebensbereichen 
in der DDR zu finden, Menschen in ihrer Persönlichkeitsentwicklung 
zu überwachen und zu kontrollieren und Lebenswege nachhaltig zu 
beeinflussen oder zu zerstören. 
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Vorwort zur 6. Auflage

Junge Menschen für das Thema zu gewinnen und zu interessieren – dies 
war die Intention der Konrad-Adenauer-Stiftung bei der Publikation der 
Erstausgabe dieses Bandes im Jahr 2002. Heute, im dreißigsten Jahr nach 
der Friedlichen Revolution, besteht eine anhaltende, ungebrochen hohe 
Nachfrage nach der Broschüre. Deshalb haben wir uns entschlossen, sie 
noch einmal ergänzt nachzudrucken.

Alle Artikel sollen dabei helfen, sich mit dem Wirken der Stasi und ihren 
Zersetzungsmaßnahmen zu beschäftigen, um das Unrecht im DDR-Staat 
deutlich benennen und allen Versuchen widersprechen zu können, diese 
Diktatur zu verharmlosen und sie zu einer „kommoden Diktatur“ mit „eini-
gen bedauerlichen Fehlentwicklungen“ herunterzuspielen. Unser Band will 
dazu beitragen, Zerrbilder aufzudecken und Verklärungen zu beenden. 

Dabei ist diese Broschüre in erster Linie eine Sammlung von ausgewähl­
ten Einzelaspekten zum Thema Stasi. Die Beiträge spiegeln einerseits 
den aktuellen Diskussionsstand wider, erheben andererseits aber nicht 
den Anspruch, in einen Wissenschaftsdiskurs mit dem Fachpublikum 
zu treten. Daher wurde in den Texten bewusst auf einen Anmerkungs-
apparat verzichtet. Mit Blick auf ein vertieftes Studium des Themas hat 
die Konrad-Adenauer-Stiftung ein Literaturverzeichnis sowie eine Aus-
wahl an Internethinweisen erstellt, die beide am Ende der Broschüre zu 
finden sind. 

Darüber hinaus befindet sich dort auch ein Hinweis auf den elektro-
nischen Gesamtkatalog der Bibliothek der Konrad-Adenauer-Stiftung, 
über den weitere Titel sowie die Online-Publikationen der Stiftung 
recherchiert werden können.

Die Herausgeber sind sich bewusst, dass die Auswahl der einzelnen 
Themenaspekte nicht vollständig ist und ganze Bereiche ausgespart 
wurden, da sie den Umfang der Veröffentlichung gesprengt und der 
Intention – einen kompakten Überblick über das Wirken der Stasi im 
Inneren der DDR zu geben – widersprochen hätten. Hierfür wird ebenso 
um Verständnis gebeten wie um die nicht einheitliche Schreibweise der 
einzelnen Fachbezeichnungen. Die individuellen Wünsche der einzelnen 
Autoren fanden hier ihre Berücksichtigung.
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Was war die Stasi?

Wir danken den Autoren, dass sie sich zur Mitwirkung an dieser Publi-
kation bereit erklärt haben und damit für die politische Bildungsarbeit 
der Konrad-Adenauer-Stiftung einen Beitrag zur Aufarbeitung der DDR-
Geschichte leisten.

Berlin/Saarbrücken, im Juli 2019

Dr. Melanie Piepenschneider
Leiterin der Politischen Bildung
der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.

Dr. Karsten Dümmel
Landesbeauftragter Saarland,  
Leiter des PBF Saarland
der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
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„Schild und Schwert der SED“ – 
	 Was war die Stasi?

Karsten Dümmel

Das Ministerium für Staatssicherheit hatte in der Bevölkerung der 
DDR viele Namen: „MfS“, „SSD“ (Staatssicherheitsdienst), „Horch und 
Guck“, „die Firma“, „Memphis“, „Horch und Greif“ oder die „Jungs von 
der unsichtbaren Front“. Durchgesetzt und in den letzten Jahrzehnten 
gehalten hat sich indes der Begriff „die Stasi“ bzw. „der Stasi“ für Staats-
sicherheitsdienst.

Die Geschichte der Überwachung, Beeinflussung, Unterwanderung, 
Demütigung und „Zersetzung“ durch die Stasi begann spätestens im 
Jahr 1950. (Zuvor gab es allerdings bereits die Hauptabteilung V des 
Ministerium des Innern der DDR, die für die „Sicherheit des Staates 
DDR“ zuständig war und von 1945–1949 das Zusammenspiel von sow-
jetischem Geheimdienst NKWD und ostdeutschen Politikern mit ihren 
jeweiligen Sicherheitskräften.)

Mit dem „Gesetz über die Bildung eines Ministeriums für Staatssicher-
heit“ vom 8. Februar 1950 wurde von der Volkskammer der DDR fest-
gelegt, zum Schutz der Volkswirtschaft die bis dahin dem Ministerium 
des Inneren unterstellte Hauptabteilung „Staatssicherheit“ in ein selbst-
ständiges Ministerium umzubilden. Die Aufgaben, Befugnisse, Zuständig-
keiten und Kontrollfunktionen der Stasi waren im damaligen Beschluss – 
und überdies bis in das Jahr 1989 hinein – gesetzlich nicht fixiert. 

Aufbau und Struktur der Stasi – das Linienprinzip 

Ähnlich einer großen Behörde war die Stasi nach dem Linienprinzip 
strukturiert. In der Berliner Zentrale gab es Hauptabteilungen und 
Linien (z. B. Auslandsspionage = HVA, Untersuchungshaft = A XIV, etc.), 
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die wiederum Ableger in den fünfzehn Bezirksstädten der DDR unter-
hielten. Diese fächerten sich ebenfalls in entsprechende Abteilungen 
der Kreisdienststellen in allen 209 Kreisstädten auf (plus sieben Objekt-
dienststellen in Großbetrieben). Jede Abteilung unterhielt – auf jeder 
Ebene – mehrere Referate. Bisher konnten 91.015 Hauptamtliche Mit-
arbeiter und 189.000 Inoffizielle Mitarbeiter (IM) der Stasi im Jahr 1989 
nachgewiesen werden. Während vierzig Jahren DDR arbeiteten über 
600.000 Menschen als Inoffizielle Mitarbeiter für die Stasi.

Während die Hauptamtlichen ihren Dienst in der Zentrale, den Bezirks-
verwaltungen (BV) oder Kreisdienststellen (KD) verrichteten, gingen 
die Inoffiziellen in ihrem zivilen Leben einem Beruf nach, der es ihnen 
ermöglichte, inoffiziell tätig zu werden. In ihrem Beruf sammelten sie 
spezielle Informationen, die sie wiederum an die Hauptamtlichen weiter-
gaben. Neben diesen beiden Gruppen (Hauptamtliche und Inoffizielle) 
gab es die Gesellschaftlichen Mitarbeiter, die Kontaktpersonen und die 
Mitarbeiter K1 – in den Einheiten der Volkspolizei –, die als Quellen – 
ähnlich den Inoffiziellen Mitarbeitern – aktiv genutzt wurden.

Die schriftlichen Unterlagen der Staatssicherheit teilen sich in Karteien 
und Akten auf. 39 Millionen Karteikarten und 111 Kilometer Akten sind 
bisher aufgefunden worden. Für den Zugang zu den Akten waren die 
Karteien zwingend notwendig. Die F 16-Kartei war die zentrale Klar-
namenkartei, die F 22 definierte den Vorgang der Bearbeitung (Vor-
gangskartei), die F 77 war als Decknamenkartei charakterisiert, die 
Kerblochkartei (KK) vermerkte Hobbys, Beruf, Parteizugehörigkeit, 
Neigungen, Gewohnheiten und Interessen usw. In den verschiedenen 
Verantwortungsbereichen der Stasi gab es einheitlich geführte Kar-
teien, die universell in allen Dienststellen nach Vorgaben und Dienstan-
weisungen auf Formblättern geführt wurden (siehe F 16). Darüber hin-
aus fanden sich aber auch Karteiarten mit regionaler Handschrift, wie 
beispielsweise die Ausreisekartei der Bezirksverwaltung Cottbus. Über 
eine spezielle Registriernummer auf der Klarnamenkartei F 16 wurde 
der Zugang zu den Akten überhaupt erst möglich. In der Regel waren 
Karteiarchiv und Aktenarchiv voneinander räumlich getrennt. 

Was war die Stasi?
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„Schild und Schwert der SED“ – Was war die Stasi?

Zu den Akten: Es gab ganz verschiedene Aktenarten. Sie waren sach- 
bzw. personenbezogene Unterlagen, teilweise zu sehr allgemeinen Infor-
mationen, teilweise aber auch mit Kenntnissen von intimen Lebensarten, 
Vorlieben und Praktiken von Betroffenen.

Stasi – ein gewöhnlicher Geheimdienst?

Die Stasi war kein gewöhnlicher Geheimdienst, sondern eine Geheim-
polizei mit eigenen Untersuchungshaftanstalten, eigenem Ermittlungs-
apparat, mit Vollzugsangestellten sowie eigenen, ihr zuarbeitenden 
Richtern und Staatsanwälten (A XIV). Hauptaufgabe der Stasi war die 
Machtsicherung und die Machterhaltung der herrschenden Partei (SED). 
Dabei übertrug sich die Stasi nicht selbstständig Aufgaben und setzte 
sich nicht selbst Ziele, sondern sie handelte nach klaren Anweisungen, 
nach Vorgaben und „Kampfaufträgen“ der SED. Faktisch war sie nur den 
obersten Gremien der Partei- und Staatsführung rechenschaftspflichtig. 
Fast alle Stasi-Mitarbeiter waren zudem Genossen der SED. Diese 
handelten in dem Elitebewusstsein, einer ideologisch verschworenen 
Gemeinschaft anzugehören. Stasi-Offiziere in hohen Dienststellungen 
bzw. Dienstverwendungen sowie hohe Stabsoffiziere waren gleichsam 
häufig hohe Parteifunktionäre. Die Leiter der Stasi-Bezirksverwaltungen 
(BV) und der Kreisdienststellen (KD) waren im kommunalen Bereich Mit-
glieder der jeweiligen Bezirks- bzw. Kreisleitung der SED. Neben Armee 
(NVA) und Kampfgruppeneinheiten war die Stasi das wichtigste Macht-
instrument der SED. Die Umsetzung der Hauptaufgabe, der Macht-
sicherung und Machterhaltung der SED, wurde mit allen, aber auch mit 
allen Mitteln voran getrieben. Die Stasi agierte dabei gegen alle ver-
meintlichen Feinde im Inneren, aber auch außerhalb der DDR. 1950 aus 
dem Ministerium des Innern (MdI) hervorgegangen, definierte sich die 
Stasi selbst als „Schild und Schwert der SED“. Sie war daher kein „Staat 
im Staat“, sondern ein Instrument der führenden Einheitspartei, der sie 
in jeder Hinsicht unterstand.



Was war die Stasi?
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Eroberung und Konsolidierung 
		  der Macht – Zwei Phasen 
in der Geschichte der Stasi

Siegfried Reiprich

Beim Ministerium für Staatssicherheit der DDR handelte es sich nach 
der klassischen Definition von H. Arendt, C. F. Friedrich und Z. Brze-
zinski um eine politische Geheimpolizei als Terror-Instrument einer 
totalitären Diktatur.

Doch es gab nationale Besonderheiten im geteilten Deutschland am 
Ende des Zweiten Weltkrieges. Die „Diktatur des Proletariats“ wurde nicht 
im Gefolge der einst von Marx vorausgesagten proletarischen Revolu-
tion errichtet, sondern „auf den Bajonetten der Roten Armee“. Die DDR 
war auch nicht, wie es vielen heute erscheint, das Projekt der deutschen 
Kommunisten, sondern nur jener, die sowohl Hitlers Verfolgungen als 
auch Stalins Säuberungen im sowjetischen Exil überlebt hatten – Wolf 
Biermann hat immer wieder darauf hingewiesen, dass von Stalins Scher-
gen mehr Spitzenfunktionäre der Kommunistischen Partei Deutschlands 
(KPD) umgebracht worden waren, als von Hitlers Knechten. Und sie war 
auch das Projekt einer nicht unerheblichen Minderheit deutscher Sozial-
demokraten, die sich der Zwangsvereinigung von 1946 mit der KPD zur 
SED nicht widersetzt, sondern sie begrüßt und aktiv betrieben hatten. Ein 
eigener „deutscher Weg zum Sozialismus“ aber wurde von der von Mos-
kau geschickten Gruppe Ulbricht rasch verbaut.

So wundert es nicht, dass auch die Stasi als Ziehkind der sowjeti-
schen Geheimpolizei begann; als „Tschekisten“ bezeichneten sich ihre 
Angehörigen stolz – bis zum Ende der DDR – und verharrten so in 
der blutigen Tradition des roten Terrors, den bereits die sowjetische 
„Tscheka“ als Instrument der Oktoberrevolution von 1917 ausgeübt 
hatte. Erobert haben dagegen SED und Stasi die Macht in der DDR 
nicht, aber konsolidiert und lange Zeit gehalten haben sie diese schon.
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Im Jahr 1950 wurde z. B. das zentrale Untersuchungsgefängnis der sow-
jetischen Geheimpolizei in Berlin-Hohenschönhausen an die Stasi über-
geben. Die Methoden der deutschen unterschieden sich von denen 
der sowjetischen Genossen kaum. „Physischer Druck“ war ein norma-
les Mittel der Geständnisproduktion (so hatte Bertolt Brecht in einer 
Rechtfertigungsschrift über die berüchtigten Moskauer Prozesse Ende 
der dreißiger Jahre das Wort Folter vermieden – die Geständnisse der 
angeklagten ehemaligen hohen Parteiführer waren mit sadistischen 
Methoden erpresst worden, was Brecht abstritt). Der „sozialistische Weg-
weiser“, wie der Gummiknüppel von den DDR-Häftlingen genannt wurde, 
kam zum Einsatz, wann immer man es für notwendig hielt. Bespitzelte 
Bürger wurden verhaftet, wenn die Staatssicherheit sie für schuldig hielt. 
In diesem Sinne eines schnellen Zugriffs wurden „Operative Vorgänge“ 
(OV) der Stasi „realisiert“.

Dies blieb so von der Staatsgründung 1949 bis zur Mitte der siebziger 
Jahre. Die erste Phase in der Geschichte der Stasi und ihres „Kampfes 
an der unsichtbaren (inneren) Front“ wird vielleicht am klarsten durch 
den Volksmund charakterisiert: „Horch, Guck und Greif“ – so wurde 
„die Firma“ Stasi genannt.

Zugespitzt könnte man von nacktem stalinistischem Terror reden. 
Aber dies wäre zu einfach. Nicht etwa, weil der Zwanzigste Parteitag der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion 1956 (Chruschtschow sagte 
als neuer Parteichef die halbe Wahrheit über Massenmord und Unter-
drückung in der Stalinzeit und leitete halbherzige Reformen ein) in der 
DDR wesentliche Verbesserungen gebracht hätte. Denn Stalins selbst 
ernannter deutscher Musterschüler Walter Ulbricht widersetzte sich 
recht erfolgreich einer Entstalinisierung; anders als in benachbarten mit-
tel- und osteuropäischen Ländern gab es keinen personellen Bruch an 
der Spitze. Aber die Kommunisten in der DDR mussten die Lage des Lan-
des am westlichen Rand des Sowjetimperiums und die Besonderheiten 
der sowjetischen Deutschlandpolitik berücksichtigen.

Die Grenze der DDR war nach Westen hin damals relativ offen. Man 
wollte einen „Neuen Menschen“ erziehen, aber viele entzogen sich 

Was war die Stasi?
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Eroberung und Konsolidierung der Macht

durch Flucht. Trotzdem hofften die SED-Machthaber noch immer, 
den Kommunismus bis an den Rhein tragen zu können, glaubten bis 
zum Beginn der siebziger Jahre an eine Wiedervereinigung Deutsch-
lands unter kommunistischen Vorzeichen. Da durfte man nicht zu viele 
Menschen in Ost und West verprellen; die Stasi-Männer konnten nicht 
immer so zuschlagen, wie sie wollten. Nach dem Volks- und Arbeiter-
aufstand des 17. Juni 1953 wurden zum Beispiel nur relativ wenige 
Aufständische hingerichtet.

Als die SED im August 1961 die Berliner Mauer baute und auch die „Grüne 
Grenze“ nach Bayern, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein dicht 
machte, war die Gefahr eines Zusammenbruchs des Regimes erst einmal 
abgewendet. Die Menschen konnten nicht mehr davonlaufen und muss-
ten sich mit der SED arrangieren. Deren Macht wurde konsolidiert.

Trotzdem hatte die Stasi genug zu tun. Künstler, Intellektuelle und viele 
gutwillige Parteimitglieder hatten geglaubt, nach dem Bau der Mauer, 
welche die SED als „Antifaschistischen Schutzwall“ bezeichnete, würde 
der böse Westen den Aufbau des Sozialismus/Kommunismus in der 
DDR nicht mehr stören können. Deshalb könne man doch im Inneren 
endlich mehr Freiheit gewähren. Solche Leute musste die Stasi über-
wachen und, wenn nötig, zur Abschreckung ähnlich Naiver einsperren. 
Das Volk musste mundtot gemacht werden – für einen Witz über den 
Staatsratsvorsitzenden konnte man in den ersten Jahrzehnten der DDR 
für Jahre wegen „Hetze“ eingesperrt werden. Die Jugend, die sich in den 
sechziger Jahren für westliche Mode und Musik begeisterte, musste 
erzogen werden. Denn eigentlich hatte sie nach dem Willen der Macht-
haber die historische Aufgabe, als erste sozialistische Generation die 
„Neue Gesellschaft“ darzustellen, ein neues, höheres Bewusstsein zu 
erlangen. Wenn sich trotzdem „westliche Dekadenzerscheinungen“ 
ausbreiteten, konnte das aus SED-Sicht nur an dem verderblichen 
Einfluss einzelner Rädelsführer liegen, die vom westlichen Klassen-
feind gesteuert waren. Diese sollte die Stasi mit ihren Spitzeln heraus-
filtern, mit ihren geheimen „Operativen Vorgängen“ analysieren, sie 
einsperren und dann durch ihre Verhörspezialisten dazu bringen, zu 
gestehen, was die Partei hören wollte.
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Aber dann änderten sich die Zeiten. Die sowjetische Großmacht setzte 
auf Entspannung mit den USA und den westeuropäischen Staaten. Bei 
der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit aller europäischen 
Staaten in Helsinki 1975 verpflichteten sich die Länder des sowjetischen 
Machtbereichs unter anderem auch, Menschenrechte zu beachten. 
Und selbst die westeuropäischen kommunistischen Parteien bekannten 
sich zumindest in Worten zur Demokratie, bezeichneten sich als „Euro-
kommunisten“. Die DDR kämpfte um ihre Anerkennung als zweiter legi-
timer deutscher Staat, sie stand im Lichte der internationalen Öffent­
lichkeit. Was in ihr vorging, war wegen der vielen Besucher, aber auch 
wegen der Journalisten aus dem Westen, die nun im Osten arbeiten 
durften, nicht mehr hinreichend zu verheimlichen. Allzu häufige, plumpe 
Verhaftungen politisch Missliebiger hätten da nicht ins Bild gepasst.

Das stellte die Stasi vor neue Aufgaben, die an eine Quadratur des Krei-
ses erinnerten. „Horch und Guck“ wurde wichtiger denn je. Aber „Greif“? 
So einfach ging das nicht mehr. 1945 hatte der 1. Staatsratsvorsitzende 
der DDR, Walter Ulbricht, die Parole herausgegeben: „Es muss demo-
kratisch aussehen, aber wir müssen alles in der Hand haben.“ 1975 hätte 
sein Nachfolger Honecker sagen können: „Es muss rechtsstaatlich aus-
sehen, aber wir müssen jede Opposition im Keim ersticken.“

Theoretisch war alles klar: Auch die Entspannungspolitik war nur eine 
„Form des Klassenkampfes“ zur Verteidigung (und Ausdehnung) der „Dik-
tatur des Proletariats“. Mit „Proletariat“ war natürlich die SED gemeint. 
Diktatur war nach Lenin eine an keinerlei Gesetze gebundene Macht – 
dies wurde nie widerrufen. Und Terror war, wie Lenin gesagt hatte, eine 
wissenschaftlich begründete Politik mit der Angst, der Einschüchterung.

Aber wie macht man es praktisch, wie schüchtert man eine Gesellschaft 
ein, die Lust auf mehr Freiheit bekommen hatte, wenn man zwar die 
Zähne zeigen, aber nur noch selten zubeißen konnte?

Der entscheidende Wendepunkt in der Politik der Stasi war die (nach 
dem Ende der DDR bekannt und berühmt) gewordene „Richtlinie 1/76“. 
Die neuen Zauberworte hießen „Zersetzung“, „Zurückdrängung“, „Ver-

Was war die Stasi?
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unsicherung“, „Zerschlagung feindlich-negativer Personenzusammen-
schlüsse“ und so weiter. Ausdrücklich sprach man auch von „Intrigen, 
Hinterlist, Falschheit und Verlogenheit“. „Zersetzung“ bedeutet, jedes 
zwischenmenschliche Vertrauen zu zerstören, die miesesten Gefühle 
wie Neid und Missgunst zu schüren, eine Atmosphäre der Angst und 
des Misstrauens herzustellen. „Zersetzung“ ist „ätzend“, wie Säure. Und 
immer spielt die Angst, doch verhaftet zu werden, eine Rolle. Nur relativ 
wenige Menschen wurden tatsächlich „feindbearbeitet“, wie die Stasi 
sagte, aber alle sollten davor Angst haben.

Und das konnte so gehen: Ein paar junge Leute werden verdächtigt, 
verbotene Literatur oder Schallplatten von unerwünschten Künstlern 
einzuschmuggeln, sie wollen sich zu Ostern in der Tschechoslowakei mit 
Freunden aus dem Westen treffen. Man wendet das uralte Prinzip „teile 
und herrsche“ an. Die einen müssen ihren Personalausweis abgeben 
und bekommen einen diskriminierenden „Ersatzausweis PM12“. Sie kön-
nen nicht fahren. Die anderen lässt man in Ruhe, obwohl sie vielleicht als 
noch gefährlicher eingestuft werden. Woraufhin die erste Gruppe miss-
trauisch wird – ist mein Kumpel vielleicht ein Spitzel geworden? Wurde 
er nicht neulich im Betrieb von zwei Herren abgeholt und im Auto weg-
gefahren? Hat er nicht der Gabi gegenüber Andeutungen gemacht, die 
Stasi habe ihn mal wieder verhört? Und so weiter.

Gleichzeitig sorgt die Stasi dafür, dass die Glücklichen, die fahren dürfen, 
von den Grenzpolizisten besonders gründlich gefilzt werden. Vielleicht 
findet man was bei der Leibesvisitation. Vielleicht haben sie ein dünnes 
Blatt Papier dabei, das sie den Freunden aus dem Westen geben wollten 
und schaffen es nicht mehr, es in den Mund zu stecken und aufzuessen. 
Darauf steht in kleiner Schrift etwas, vielleicht über einen anderen Kupel, 
der als Pazifist den Wehrdienst verweigert hat, nun im Knast in Unter-
wellenborn für gefährliche Arbeiten im Stahlwerk eingesetzt wird. Er ist 
fertig, bittet die Bundesregierung, ihn freizukaufen. Oder man findet 
etwas über einen, der in der Provinz ein paar Flugblätter, Gedichte und 
Lieder von Staatsfeinden wie Biermann, Fuchs oder Pannach verteilt hat 
und, weil er keine Verbindung zum Westen hatte, unbekannt war, und 
den man doch einsperren konnte. Auch er will jetzt raus.
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Dann konnte es andere geben, die in der DDR bleiben wollten, weil sie 
hofften, etwas zu verändern. Die musste man anders behandeln, zum 
Weggehen erst nötigen. „Die Bearbeitung dieser Person(en) erfolgte 
mit dem Ziel der Inhaftierung bzw. Ausweisung aus der DDR“ (aus dem 
„Maßnahmeplan“ gegen einen Jenaer Oppositionellen, Operativer Vor-
gang „Opponent“, 1980). „Das Einleiten eines Ermittlungsverfahrens 
sowie eine Inhaftierung des R. sind auf Grund der gegenwärtigen politi-
schen Situation im Rahmen des internationalen Entspannungsprozesses 
nicht möglich (Abstimmung BV Gera, Abteilung IX – HA IX).

In den Massenmedien der BRD, WB und im KA erschienen bisher keine 
Veröffentlichungen über R....“ (ebenfalls OV „Opponent“, 1980). Der 
junge Mann war als Idealist bekannt, der auch bereit war, erhebliche 
Opfer zu bringen, was er schon unter Beweis gestellt hatte. Nie hatte 
er in einem Verhör oder einer „Aussprache“ Freunde verraten. Womit 
konnte man ihn nun besonders hart treffen? Nicht mit der Verhaftung, 
auf die er sich seelisch vorbereitet hatte, wie einer seiner Freunde in 
der Untersuchungshaftanstalt der Stasi ausgesagt hatte, sondern indem 
man das Gerücht streute, er sei doch kurz im Knast gewesen, weich 
geworden. Man verbreitete die Lüge, gerade der Idealist sei ein Stasi-
spitzel geworden. Und einige Freunde vertrauten vielleicht den richtigen 
Spitzeln und misstrauten den wahren Freunden. Das demoralisierte.

Aber es reichte noch nicht. Die Stasi hatte noch andere Maßnahmen in 
petto: z. B. die „Organisierung beruflicher Misserfolge“ oder „Zurück-
drängung“. Das Opfer einer Feindbearbeitung im Operativen Vorgang 
bekam z. B. nur die mieseste Arbeit. Jeder Versuch weiterzukommen, 
wurde vereitelt. Zum Beispiel durch Kaderleiter (Personalchefs) im 
Betrieb, die mit dem MfS inoffiziell zusammenarbeiteten. POZW (Partner 
des operativen Zusammenwirkens) wurde diese Kategorie unerkannter 
Mittäter im Stasi- und SED-Staat in der Geheimsprache des MfS genannt.

Oder ein anderer Staatsfeind sang in einer Rockband und schrieb mal 
einen harmlosen, witzigen Text. Die Stasi setzte die Jungs unter Druck, 
der Kulturchef der Stadtverwaltung drohte, den Probenraum zu ent-
ziehen. Da teilten sie ihrem Kumpel lieber mit, er könne eigentlich 
doch nicht so gut singen. Dessen Selbstbewusstsein ging in den Keller. 

Was war die Stasi?
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„Er spricht dem Alkohol stark zu“, schrieben die Stasi-Offiziere voller 
Häme in die Akten.

All dies kostete jedoch viel Zeit und Geld und Arbeitskraft – und auch 
Nerven. Die Stasi wurde massiv ausgebaut, die Aktenberge wuchsen, 
bezahlt wurde gut. Und manchmal durften sie auch zuschlagen. Zum Bei-
spiel gegen die Jenaer Friedensgemeinschaft 1983, oder die unabhängige 
Umweltbibliothek in Ost-Berlin 1988. Aber die Verhafteten mussten 
immer wieder wegen internationaler Proteste frei gelassen und meist 
in den Westen ausgebürgert werden. Selbst brave Normalbürger durf-
ten in den späten achtziger Jahren, sozusagen wegen „guter Führung“, 
in den Westen reisen. Aber die Stasi-Offiziere mussten da bleiben und 
sich mit der wachsenden Unzufriedenheit und Renitenz der Bevölkerung 
herumärgern. Feindliche Gruppen mit Spitzeln zu durchsetzen und dann 
geschickt zu zersetzen bedeutete auch, Überstunden zu schrubben. 
„Kleine Leute“ durften sie schon noch einsperren, wenn die z. B. frech 
Ausreiseanträge gestellt hatten. Die wurden dann gegen harte Devisen 
an die Bundesrepublik verkauft. Aber die meisten „harten“ Oppositio-
nellen wurden in dieser zweiten Phase der Geschichte der Stasi immer 
seltener eingesperrt.

Vielleicht hat all dies auch zur Demoralisierung und zur Friedlichkeit der 
Revolution von 1989 beigetragen. Vielleicht suchte die Stasi aber auch 
einen Ausweg, den Mielke so benannte: „revolutionäre Verurteilungen 
auf dem neuesten Stand der Technik“. Wenn man einen Feind nicht 
offen, quasi „legal“ verurteilen und „fertig machen“ (O-Ton Stasi-Chef 
Mielke) konnte, warum dann nicht „revolutionär“, also ohne Gesetz. 
Moralisch ist, was dem Klassenkampf nützt, hatte Lenin immer gesagt. 
Und der neueste Stand der Technik? Wissenschaftler erforschten für 
die Stasi alle möglichen Methoden, Menschen umzubringen. Mit Gift 
oder Radioaktivität.

1977 und 1979 hatte die Stasi prominente Häftlinge wie den Schrift-
steller und Psychologen Jürgen Fuchs, den Sänger Gerulf Pannach oder 
den Philosophen Rudolf Bahro in den Westen ziehen lassen (oder schie-
ben) müssen. Sie starben später an Krebs. Jürgen Fuchs hatte in seinem 
Roman Magdalena und auch in Interviews darüber berichtet, wie er bei 
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sogenannten Fototerminen lange auf einem Hocker sitzen musste, ohne 
fotografiert zu werden. Aber ein seltsames Brummen war zu hören. 
Danach, wieder in der Zelle, fühlte er sich hundeelend. Die Symptome 
erinnerten stark an einen Strahlenkater. Anfang 1990 fanden Bürger-
rechtler in der Stasi-Untersuchungshaftanstalt tatsächlich noch ein 
Gerät zur Emission radioaktiver Strahlen, das dann schnell verschwand 
(siehe SPIEGEL Nr. 20/1999). Vielleicht werden wir die ganze Wahrheit 
nie erfahren (siehe Bericht der „Projektgruppe Strahlen“ der BStU-
Behörde im Jahr 2000).

Die Stasi jedenfalls konnte nie so, wie sie wollte, war immer der Par-
tei untertan. Und sie ging mit dieser Partei und ihrem Staat unter, als 
die Grundlage der SED-Diktatur entfallen war: die Bajonette der Roten 
Armee.

Was war die Stasi?
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Überwachung

Karsten Dümmel

Jede Person, die von der Stasi als „Zielperson“ fokussiert wurde, war 
von diesem Zeitpunkt an einer „Behörde“ ausgeliefert, die neben allen 
gesetzlichen Möglichkeiten auch alle illegalen Mittel und Methoden 
benutzte, um in berufliche und gesellschaftliche, aber auch in private 
und intime Bereiche der „aufzuklärenden Person“ vorzudringen. Die 
Stasi schuf sich zwar einen scheinbar rechtlichen Rahmen aus Dienst-
anweisungen, Befehlen und Gesetzen, der Willkürakten von Stasi-Mit-
arbeitern Grenzen setzen sollte, tatsächlich aber auch den Weg bis in 
die intimsten Bereiche des Bürgers nicht nur erlaubte sondern ihn aus-
drücklich befahl. Formale Voraussetzung für die Überwachung war der 
bloße Verdacht auf eine politische Straftat bzw. auf Taten, die als poli-
tisch motivierte Straftaten von der Stasi interpretiert wurden.

Politische Gegner der SED wurden von der Stasi in „feindliche Per-
sonen“, in „feindlich-negative Personen“ und in „verfestigt feind-
lich-negative Personen“ unterschieden. Zu ihnen wurden „Operative 
Ausgangsmaterialien“ (OAM), „Operative Personenkontrollen“ (OPK) 
und „Operative Vorgänge“ (OV) eröffnet. Während bei den ersten bei-
den Vorgangsarten noch der Verdacht auf feindliche bzw. auf feind-
lich-negative Tätigkeit geprüft und dagegen ermittelt wurde, hatte 
sich bei der Eröffnung bzw. Umregistrierung zum Operativen Vorgang 
dieser Verdacht bereits bestätigt. Personen oder Gruppen dieser Kate-
gorie galten als „verfestigt“ und – in der Regel – als „für die DDR ver-
loren“ bzw. als „nicht rückgewinnbar“. Die „Verhinderung öffentlich-
keitswirksamer Aktionen“ sowie der „ständige Informationsfluss“ über 
offizielle Quellen und „Inoffizielle Mitarbeiter“ (IM) war allen drei Vor-
gangsarten eigen. Bei OAM- und OPK-Personen war eine Anwerbung 
bzw. ein Anwerbungsversuch zum Inoffiziellen Mitarbeiter durchaus 
noch denkbar und als operative Maßnahme immer wieder konzipiert, 
während bei OV-Personen diese Lösung nicht angestrebt wurde.
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Häufig angewandte Überwachungsmaßnahmen, die parallel und 
begleitend zu den Zersetzungsmaßnahmen liefen, waren: die Telefon-
überwachung (Maßnahme 26 A), der Einbau von Abhörtechnik und 
Wanzen (Maßnahme 26 B), die Installation von Video-Überwachung 
(Maßnahme 22 26 D), das verdeckte und offene Fotografieren (Maß-
nahme 26 F), völlige Brief- und Postkontrolle der ein- und ausgehenden 
Post (Maßnahme M), Kontrolle der Ein- und Ausreisebewegungen 
sowie vollständige Grenzüberwachung zur Person, aber auch über die 
Pass- und Meldestellen der Volkspolizei, zu Verwandten, Freunden, 
Besuchern und Gästen der Person, der Einsatz von Inoffiziellen Mit-
arbeitern, die geheime Wohnungs- bzw. Arbeitsplatzdurchsuchung 
und anderes mehr.

Die Inhaftierung, die Isolierung, die sofortige Ausbürgerung bzw. die 
Abschiebung in die Bundesrepublik oder aber die zielgerichtete „Zer-
setzung“ gehörten des Weiteren zum operativen Maßnahmenkanon der 
Stasi, den sie für die vermeintlichen bzw. tatsächlichen Gegner der SED 
bereit hielt. „Zersetzung“ bedeutete im weiteren Sinne die Beeinflussung 
und Zerstörung der Persönlichkeit sowie die gesellschaftliche Isolierung, 
zumindest aber den durch die Stasi inszenierten völligen Kontrollverlust 
des Bürgers über das eigene Leben. Dabei wurden psychische Krank-
heiten und Selbstmord billigend in Kauf genommen.

Für die Unterdrückung des eigenen Volkes war die (Haupt-)Abteilung 
Politischer Untergrund (HA XX) mit ihren Referaten maßgeblich ver-
antwortlich und zuständig. Die Arbeit dieser Abteilung und ihrer Refe-
rate ist in zwei Perioden zu unterscheiden: Erstens von 1950 bis 1976 
und zweitens von 1976 bis 1989. Während in der ersten Periode mit 
härtesten Mitteln und Methoden gegen vermeintliche Feinde der DDR 
vorgegangen wurde, mit völlig unangemessenen, abschreckenden 
Maßnahmen, die fast immer im Strafvollzug mündeten, kamen in der 
2. Periode mehrheitlich die Maßnahmen der „Zersetzung“ zum Einsatz, 
d. h. die versteckte „Bestrafung ohne Urteil“ und ohne Haft. Zentrales 
Dokument war hier die Richtlinie 1/76. Strafrechtliche Mittel wurden „im 
Interesse eines höheren gesellschaftlichen Nutzens“ seit 1976 sehr viel 
seltener angewendet als noch in den fünfziger und sechziger Jahren. 

Was war die Stasi?
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Grund für diesen Wandel war, im Zeitalter der Entspannungspolitik der 
internationalen Öffentlichkeit einen neuen Führungsstil zu signalisieren, 
um die völkerrechtliche Anerkennung der DDR weltweit zu forcieren.

Für das Jahr 1988 legte die Stasi z. B. folgende statistische Bilanz vor: 
7.097 Operative Personenkontrollen (OPK) wurden neu eingeleitet, 19.169 
wurden insgesamt bearbeitet, 7.908 der OPK wurden abgeschlossen, bei 
87,5 Prozent der OPK ergab sich keine Verdachtsbestätigung, vier Pro-
zent der OPK wurden als Vorlauf für eine inoffizielle Mitarbeitertätigkeit 
geplant und 8,5 Prozent wurden zum Operativen Vorgang umregistriert 
und weiter geführt. 1.660 Operative Vorgänge wurden neu angelegt. 
4.543 war die Gesamtzahl der Operativen Vorgänge in der Stasi-Statistik. 
Davon wurden 1.750 abgeschlossen und bei 28 Prozent wurde ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet.

Zu den besonders verwerflichen Maßnahmen der Stasi gehörten die 
Planung und Konzeption von Isolierungslagern für politische Gegner der 
SED, die Planung und der Einsatz von „radioaktiven Substanzen“, von 
Röntgenstrahlen sowie von Giften (TOXDAT-Studie) zur Bekämpfung 
von vermeintlichen Feinden der DDR. Hinzu kamen die bewusste Inkauf-
nahme und das Herbeiführen von Selbstmorden während der Zerset­
zungsmaßnahmen und darüber hinaus kriminelle Maßnahmen wie 
Erpressung, Entführung und Mord.
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Strafen ohne Strafrecht – 
	 Formen nicht-strafrechtlicher 
Verfolgung in der DDR

Hubertus Knabe

In der Diskussion über die Diktatur der SED in Ostdeutschland ist wieder-
holt in Anschlag gebracht worden, dass diese sich von der der National-
sozialisten insbesondere im geringeren Grad des ausgeübten Terrors 
gegenüber der Gesellschaft unterschieden habe. Unter Hinweis auf die 
offensichtlichen Unterschiede zwischen beiden Herrschaftssystemen 
beim Einsatz physischer Gewalt gegenüber Andersdenkenden wird der 
Schluss gezogen, dass die DDR zumindest in den siebziger und achtziger 
Jahren nicht mehr als totalitäre Gesellschaft beschrieben werden könne, 
da ihr das für diese konstitutive Merkmal des unmittelbaren Terrors 
gefehlt habe. Während die NS-Diktatur „Berge von Leichen“ hinterlassen 
habe, so die Zuspitzung dieser Auffassung, habe die DDR lediglich „Berge 
von Karteikarten“ hinterlassen.

Die Herrschaft der SED, die mehr als vierzig Jahre lang gegenüber einer 
sie mehrheitlich ablehnenden Bevölkerung erfolgreich behauptet werden 
konnte, beruhte freilich auf einem anderen System der Unterdrückung 
als das der Nationalsozialisten. Neben den kompensatorischen Aspek-
ten einer schließlich nicht mehr zu finanzierenden Sozialpolitik und den 
Integrationsangeboten einer vorgeblich antifaschistischen, sozialistischen 
Ideologie entwickelte die DDR-Führung insbesondere auf dem Gebiet der 
unmittelbaren Machtsicherung ein komplexes Instrumentarium der Über-
wachung und Verfolgung, das in seinen ausufernden Dimensionen in der 
Geschichte ohne Beispiel ist. Vor allem in der Amtszeit Erich Honeckers 
als Generalsekretär der SED wurden diese Mechanismen strukturell wir-
kender Unterdrückung systematisch ausgebaut und mit geradezu wissen-
schaftlicher Perfektion verfeinert. Ziel war es, politische Kritik schon im 
Vorfeld zu erkennen und nach Möglichkeit so zu neutralisieren, dass eine 
strafrechtliche Verfolgung nicht erforderlich wurde.
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Hubertus Knabe

Zuständig für die Absicherung der SED-Herrschaft nach innen war in 
erster Linie das Ministerium für Staatssicherheit (MfS), obgleich auch die 
anderen von der Partei kontrollierten Institutionen systematisch ein-
gebunden waren in das System politischer Disziplinierung. Neben seiner 
unmittelbar durch Strafverfolgungsmaßnahmen ausgeübten Unter-
drückungsfunktion bediente es sich dabei auch nicht-strafrechtlicher 
Repressalien, die nach außen oft gar nicht als solche zu erkennen waren. 
Von zentraler Bedeutung war in diesem Zusammenhang der aus der 
Biologie stammende Begriff der „Zersetzung“. Seit Anfang der siebziger 
Jahre nahm er einen zentralen Stellenwert in den Strategien des MfS ein. 
Zuvor hatte er bereits bei der Verfolgung von „feindlichen“ Stellen und 
Personen im Westen eine Rolle gespielt, über die das MfS keine staat-
liche Sanktionsgewalt hatte. Als operativer Begriff geheimdienstlicher 
Arbeit wurde er aber schon in den zwanziger Jahren verwendet, als der 
sowjetische Nachrichtendienst einen eigenen „Zersetzungsapparat“ 
aufbaute, der in der Weimarer Republik die bewaffneten Verbände 
infiltrieren und kampfunfähig machen sollte.

Dem „Wörterbuch der politisch-operativen Arbeit“ des MfS zufolge 
bedeutete „operative Zersetzung“, mit verschiedenen politisch-operativen 
Aktivitäten auf feindlich-negative Personen, insbesondere auf ihre feind-
lichnegativen Einstellungen und Überzeugungen Einfluss zu nehmen, so 
dass „diese erschüttert oder allmählich verändert werden bzw. Wider-
sprüche sowie Differenzen zwischen feindlich-negativen Kräften hervor-
gerufen, ausgenutzt oder verstärkt werden“. Was sich dahinter verbarg, 
wurde in der Richtlinie 1/76 ausführlich geregelt, in der insgesamt sieben 
„bewährte anzuwendende Formen der Zersetzung“ und fünf „bewährte 
Mittel und Methoden“ beschrieben werden – von der „systematischen 
Diskreditierung des öffentlichen Rufes“ über die „systematische Organi-
sierung beruflicher und gesellschaftlicher Misserfolge zur Untergrabung 
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des Selbstvertrauens einzelner Personen“ bis hin zur „Vorladung von Per-
sonen zu staatlichen Dienststellen oder gesellschaftlichen Organisationen 
mit glaubhafter oder unglaubhafter Begründung“; für die Durchführung 
sollten vorrangig zuverlässige und bewährte Inoffizielle Mitarbeiter (IM) 
eingesetzt werden. Darüber hinaus werden in der Richtlinie noch andere 
Bearbeitungsmethoden wie das „Herausbrechen von Personen aus feind-
lichen Gruppen“, die „Arbeit mit operativen Legenden und operativen 
Kombinationen“ sowie die „Einbeziehung von Kräften anderer Staats- 
und wirtschaftsleitender Organe“ festgeschrieben.

Im Lehrmaterial der Hochschule des MfS werden diese Verfolgungs-
instrumente auf rund fünfzig Seiten konkretisiert und mit Beispielen 
unterlegt. Zur Methode „beruflicher Misserfolg“ heißt es etwa u. a.: 
„Die Wirkung beruht darauf, dass ein Verdächtiger, der über längere 
Zeit und mit einer bestimmten Intensität berufliche oder gesellschaft-
liche Misserfolge erlebt, psychisch stark belastet und beeinflusst wird. 
Das kann schließlich zur Erschütterung oder zum Verlust des Selbst-
vertrauens führen. Damit wird der Betreffende vor allem mit sich 
selbst beschäftigt und muss nach Wegen suchen, seine persönlichen 
Schwierigkeiten zu überwinden. Die Lösung der für ihn so bedeut-
samen Konfliktsituationen lässt zumeist keine Zeit für staatsfeindliche 
Handlungen bzw. der Verdächtige verfügt nicht über die dafür not-
wendige ‚psychische Kraft’.“ In eine ähnliche Richtung zielt die Methode 
„Vorladung“, zu der u. a. ausgeführt wird: „Eine solche Vorladung muss 
so angelegt werden, dass sie bei der betreffenden Person Zweifel und 
gründliches Nachdenken über das Warum, Wozu und ähnliche Fragen 
bewirkt. Das Ziel besteht darin, Unsicherheit zu erzeugen, Verwirrung, 
Unglaubwürdigkeit usw. hervorzurufen. Mit der betreffenden Person 
können z. B. Gespräche geführt werden, deren Inhalt nichts mit den 
im Operativen Vorgang zu klärenden Verdachtsgründen zu tun hat 
oder die scheinbar völlig abwegig sind bzw. seltsam und unmotiviert 
anmuten. Bei einer Wiedergabe dieser Unterredung gegenüber der 
Gruppe bzw. einzelnen Mitgliedern wird das häufig mit Misstrauen 
und Zweifel aufgenommen und – wie beabsichtigt – die Ehrlichkeit und 
Vertrauenswürdigkeit erheblich in Frage stellen.“ Ähnliche Handlungs-
anweisungen finden sich auch zu den übrigen Formen und Methoden 
der Zersetzung.
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In der Praxis waren die MfS-Mitarbeiter allerdings dazu angehalten, 
„jeglichen Schematismus zu vermeiden und einen originellen, der Situ-
ation angepassten Weg auszuarbeiten“. Eine schablonenhafte, formale 
Vorgehensweise sei nicht statthaft, denn „die Entwicklung und Orga-
nisierung von personen- und sachverhaltsbezogenen Zersetzungs-
maßnahmen muss als ein schöpferischer Prozess angesehen werden“. 
Wie dies im Einzelnen aussah, geht in der Regel aus den operativen 
Akten hervor, die jedoch – nicht zuletzt aus Gründen des Opferschut­
zes – wissenschaftlich bislang nur partiell ausgewertet wurden.

„Weiche“ Formen der Verfolgung

Aus den bislang bekannt gewordenen Unterlagen lässt sich allerdings 
schon heute deutlich machen, wie das MfS die einschlägigen Vorschriften 
in der Praxis umsetzte. Zu den „weichen“ Formen der Verfolgung im 
Zuge bewusster Zersetzungsstrategien zählten danach insbesondere:

›› die systematische, in der Regel unsichtbare, manchmal aber auch 
demonstrative Überwachung und Bespitzelung der Betroffenen 
durch Hauptamtliche und Inoffizielle Mitarbeiter sowie durch Abhör-
maßnahmen und Postkontrolle, um Ansatzpunkte für das eigentliche 
Vorgehen zu finden bzw. um die Betroffenen einzuschüchtern; 

›› die gezielte Gewährung von Vergünstigungen wie West-Reisen, 
Urlaubsplätze, Auszeichnungen, Möglichkeiten des beruflichen 
Aufstieg, Zuteilung einer großzügigen Wohnung etc., um den 
Betreffenden zu korrumpieren oder zu kompromittieren; 

›› die systematische Unterbindung von Kontakten, insbesondere 
zwischen Ost und West, durch Ein- oder Ausreiseverbote, Zurück-
haltung oder Beschlagnahme von Postsendungen, Störung von 
Telefongesprächen, Unterbrechung von „Verbindungslinien“ etc.; 

›› die organisierte Erzeugung von beruflichen, politischen und 
persönlichen Misserfolgen, um die Betroffenen zu verunsichern, 
zu entmutigen und ihr Selbstvertrauen zu untergraben;

Was war die Stasi?
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›› die gezielte Zurückdrängung und Zerstörung von „feindlich-
negativen“ Überzeugungen und Aktivitäten durch massiven Ein-
satz von IM, Demontage von Vorbildpersonen und Weltbildern, 
Entpolitisierung und „Theologisierung“ von kirchlichen Gruppen, 
Verhinderung von gemeinsamen Stellungnahmen, Bindung durch 
andere Arbeiten, Angebote zur gesellschaftlichen Mitarbeit, Forcie-
rung von Übersiedlungswünschen etc.; 

›› die zielstrebige Förderung und Eskalierung von Misstrauen, Differen-
zen, Desorganisation sowie Konflikten aller Art, vor allem über IM 

›› und Partner des „politisch-operativen Zusammenwirkens“ (POZW), 
um Kräfte zu absorbieren, politisch unerwünschte Aktivitäten einzu-
schränken, Gruppen zu spalten („Bildung von Kontergruppen“), eine 
Tendenz zur Beschäftigung „mit sich selbst“ auszulösen, Lähmungen 
oder Resignation zu verursachen; 

›› die gezielte Kompromittierung und Isolierung der Betroffenen 
durch Anspielungen, Gerüchte, Desinformationen, Täuschungen 
und andere Formen der Einflussnahme auf ihre Umgebung – zent-
riert um Unterstellungen wie berufliches Versagen, Homosexualität, 
„unmoralische“ Lebensweise, pornographische Interessen, Ehebruch, 
Geldgier, Alkoholismus, kriminelle Handlungen, Charakterschwächen, 
Kontakte zu rechtsextremen Kreisen, „unsaubere“ Vergangenheit, 
Verbindungen zu westlichen Geheimdiensten oder – bezeichnend 
genug und besonders häufig – Spitzeltätigkeit für das MfS; 

›› Formen des Psychoterrors wie anonyme oder pseudonyme 
Briefe, regelmäßige (nächtliche) Telefonanrufe, Drohungen und 
Beschimpfungen, Zerstörung von Liebes- oder Familienbeziehungen 
durch Organisierung von Misstrauen, Konflikten und Entfremdung, 
Vortäuschen außerehelicher Verhältnisse, massenhafte Aufgabe fik-
tiver, z. T. diskreditierender Annoncen und Bestellungen, „Erzeugung 
hysterischer und anderer depressiver Verhaltensweisen bei Perso-
nen, die psychisch relativ leicht zu beeinflussen sind“;
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›› Disziplinierung durch Maßnahmen von „Partnern des operati-
ven Zusammenwirkens“ und der Kirchen wie Vorladungen zu 
Vorgesetzten, Leitern von Bildungseinrichtungen (Schulen, Uni-
versitäten), zu Leitungsgremien von SED, Freier deutscher Jugend 
(FDJ), anderen Parteien oder Massenorganisationen, zu „Aus-
sprachen“ mit den Behörden, namentlich der „Linie“ Kirchenfragen, 
negative Sanktionen im Ausbildungsbereich, im Beruf oder in 
Reisefragen (Nichtzulassung zum Gymnasium oder zum Studium, 
Relegierung oder Exmatrikulation, Verhinderung des beruflichen 
Aufstiegs, Publikationsverbot, Berufsverbot, Ablehnung von Reise-
anträgen), gezielte Einberufung zum Wehrdienst oder zu Reserve-
übungen, Ausschluss aus Parteien oder Massenorganisationen; 

›› Disziplinierung durch repressive Maßnahmen unterhalb der Ebene 
strafrechtlicher Verurteilungen wie Ermittlungen der Polizei oder des 
MfS, Hausdurchsuchungen, Zuführungen, Vernehmungen, Beschlag-
nahmungen, Einziehung des Fahrzeuges, Ausbürgerungen, Aufent-
haltsbeschränkungen (Hausarrest, Berlin-Verbot u. ä.), Arbeitsplatz-
bindung, Zuweisung weit entfernter Arbeitsplätze, Befragungen 
durch Zoll- oder Steuerorgane, Aussprachen bei den Abteilungen 
Inneres, gezielte Kriminalisierung, Verhängung von Ordnungsstrafen, 
Ausstellung eines behelfsmäßigen Personalausweises (PM 12) oder 
Entzug des Führerscheins, (angedrohter) Entzug des Erziehungs-
rechtes für die eigenen Kinder, gezielte Einschüchterung durch 
strafrechtliche Maßnahmen gegen andere Personen etc.; 

›› gezielte Kriminalisierung der Betroffenen wegen vordergründig 
unpolitischer Delikte wie Zoll- oder Steuervergehen, Beeinträch­
tigung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch „asoziales 
Verhalten“ (§ 249 StGB), Verführung Minderjähriger etc.; 

›› Einschüchterung oder womöglich Ausschaltung der Betroffenen 
durch sogenannte spezielle, offensive oder aktive Maßnahmen wie 
vorsätzliche Beschädigungen am Fahrzeug, Inszenierung krimineller 
Handlungen (Raub, Einbruch, Überfall), falsche ärztliche Behandlung, 
körperliche Gewalt, Vergiftung von Lebensmitteln, Förderung von 
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Suizidbereitschaft sowie unter Umständen auch Tötungsversuche – 
wenngleich derartige Zersetzungsmaßnahmen in den Akten nur sel-
ten genauer dokumentiert wurden.

Diese – keineswegs vollständige – Auflistung macht deutlich, wie viel-
fältig die gezielt eingesetzten „weichen“ und somit lautlosen Formen der 
Verfolgung waren und wie wirksam sie insbesondere durch ihre strate-
gische Kombination werden konnten; zu Recht sprach das MfS deshalb 
von einer „Vielschichtigkeit und praktischen Unbegrenztheit operativer 
Zersetzungsmethoden“. Ihre Auswirkungen wurden in der Regel durch M 
sorgfältig registriert und in Sachstands-, Monats- oder Kontrollberichten 
festgehalten. Waren die Maßnahmen in den Augen des MfS erfolgreich, 
konnte der Vorgang zum Abschluss kommen – waren sie es nicht, wur-
den weitere Eingriffe festgelegt und deren Ausführung kontrolliert. 
Im Extremfall konnte es dann später in der Vorgangsakte heißen: „Die 
im Berichtszeitraum weiter angestiegene Zahl der Suizidversuche und 
-absichten ist als Ausdruck einer Tendenz der Ausweglosigkeit, Labili-
tät, Resignation sowie nicht bewältigter persönlicher, beruflicher und 
gesellschaftlicher Konflikte unter einem Teil des operativ interessieren-
den Personenkreises zu werten.“

Fazit

Politische Verfolgung wurde vom DDR-Staatssicherheitsdienst in 
den siebziger und achtziger Jahren nicht zuletzt aus außenpolitischen 
Gründen mit zunehmend „feineren“ Waffen als in den Jahrzehnten 
zuvor betrieben. Um eine Anwendung des politischen Strafrechtes 
zu vermeiden, sollten nach Möglichkeit weniger sichtbare, indirekte 
Disziplinierungsmaßnahmen zum Einsatz kommen. Eine Schlüsselrolle 
spielten dabei neben den IM die so genannten „Partner des operativen 
Zusammenwirkens“, zu denen nicht nur das Ministerium für Inneres 
oder der Rat des Kreises zählten, sondern auch Universitätsleitungen, 
Betriebsleitungen, Wohnungsverwaltungen, Sparkassenfilialen oder 
behandelnde Ärzte. Obwohl die Fäden der nicht-strafrechtlichen Ver-
folgung beim MfS zusammenliefen, hielt es sich bei der Durchführung 
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zumeist im Hintergrund. Ziel der geheimpolizeilich kontrollierten 
Repression war es, die betroffene Person zunächst in umfassender Weise 
transparent zu machen, um sie dann vor allem psychisch zu beeinflussen 
und zu steuern. Je nach Reaktion des Betroffenen auf die eingeleiteten 
Maßnahmen konnte das Ergebnis am Ende sowohl die „Rückgewinnung“, 
die „Lähmung“ oder die Inhaftierung der „Unbelehrbaren“ sein.

Aus der Perspektive vergleichender Diktaturforschung stellt der stra-
tegisch geplante, umfassend organisierte und intensiv kontrollierte 
Einsatz nicht-strafrechtlicher Formen der Verfolgung eine neue Quali-
tät der Herrschaftssicherung dar. Ermöglicht wurde diese vor allem 
durch den direkten Zugriff des kommunistischen Parteistaates auf alle 
staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen mit Ausnahme der Kir-
chen und durch einen kontinuierlichen Ausbau des Spitzel- und Über-
wachungsapparates. Die DDR unterschied sich damit in ihrer Spätphase 
von anderen, „klassischen“ Diktaturen, in denen politische Unterordnung 
vor allem durch unmittelbare Gewaltanwendung erzwungen wird. Sie 
stellte gleichsam eine Diktatur höherer Ordnung dar, die mit einem aus-
differenzierten System sozialtechnischer Steuerungsinstrumente die 
Menschen zur Unterordnung und zum reibungslosen Funktionieren 
bewegen wollte.

Was war die Stasi?
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Ausreisepraxis von Stasi und 
		  Ministerium des Innern

Karsten Dümmel

Die Möglichkeit, die DDR dauerhaft zu verlassen, war – von ihrer Grün-
dung 1949 bis in das Jahr 1988 – gesetzlich nicht geregelt. Nur für einen 
kleinen, sehr eng begrenzten Personenkreis bestand das Recht, einen 
Antrag auf Ausreise zu stellen. Hier waren Rentner, Behinderte und 
Invaliden oder auch Personen zu finden, die auf Grund einer Familien-
zusammenführung (Ehe) das Land verlassen wollten. Nichtsdesto-
weniger siedelten seit dem Bau der Berliner Mauer im August 1961 bis 
zum September 1989 insgesamt mehr als 500.000 DDR-Bürger legal 
in den Westen Deutschlands über. Darunter befanden sich 33.755 
von der Bundesrepublik freigekaufte politische Häftlinge und etwa 
200.000 DDR-Bürger, die „rechtswidrig“ ein „Gesuch auf Übersiedlung“ 
gestellt hatten, kurz: Antragsteller oder Ausreiseantragsteller. In diesen 
sahen SED und Stasi seit Mitte der siebziger Jahre ein großes politisches 
Konfliktpotential. Ein Unruheherd im eigenen Land. Unter Berufung 
auf die von der DDR eingegangenen internationalen Verpflichtungen 
(KSZE-Konferenz von Helsinki, UNO-Beitritt der DDR) über die indivi-
duellen Menschenrechte forderten seit 1975 immer mehr Bürger ihr 
persönliches Recht auf Reisefreiheit ein, indem sie auf ihre „Entlassung 
aus der Staatsbürgerschaft der DDR mit gleichzeitiger Übersiedlung 
in die Bundesrepublik“ bestanden. Die Ablehnung dieser Anträge rief 
häufig hartnäckigen Widerstand bei den Betroffenen hervor. SED und 
Stasi versuchten, dem Ausreisebegehren durch ein abgestimmtes Vor-
gehen entgegenzuwirken. Zuständig für die Anträge und somit offiziel-
ler Kontaktpartner war die Abteilung Innere Angelegenheiten beim Rat 
der Stadt bzw. beim Rat des Kreises im Wohnort des Antragstellers. 
Diese Abteilung war eine getarnte Unterabteilung des Ministeriums 
des Innern (MdI) in Berlin. Inoffiziell, aber auch offiziell stand sie im 
ständigen Informationsaustausch mit der Stasi. Der „Differenzierungs-
prozess“ der Antragsteller wurde über die geheime MdI-Ordnung 
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118/77 und dem geheimen MdI-Befehl 6/77 geregelt. Alles begann mit 
dem Anlegen der Kartei IA 30. Dort wurde zunächst in zwei Gruppen 
unterschieden:
1.	 in Bürger, die einen „Versuch zur Erreichung der Übersiedlung“ 

unternommen hatten;
2.	 in Bürger, die „einen Antrag zur Prüfung auf Wohnsitzänderung  

ins Ausland“ gestellt hatten.

Bei der ersten Gruppe musste weiter aufgeteilt werden:
a.	 in Bürger, die aktiv die Übersiedlung betrieben;
b.	 in Bürger, die passiv die Übersiedlung betrieben;
c.	 in Bürger, die nach Ablehnung ihres Gesuches weiterhin  

aktiv ihre Übersiedlung betrieben;
d.	 in Bürger, die sich nach der Ablehnung passiv verhielten;
e.	 in Bürger, die ihr Gesuch zurückgezogen hatten;
f.	 in Bürger, denen die Ausreise genehmigt wurde.

Im weiteren Verlauf mussten die Motive, die für den Antrag auf Aus-
reise angegeben worden waren, herausgeschält werden, um über 
„Differenzierungsgespräche“ und „Disziplinarmaßnahmen“ die Motive 
dahin zu beeinflussen, dass von dem Antrag Abstand genommen wer-
den sollte. In die Differenzierungsgespräche und zu den Disziplinar-
maßnahmen wurden die „Partner des operativen Zusammenwirkens 
(POZW)“, wie beispielsweise die Arbeitsstelle des Betreffenden, Parteien 
oder Organisationen, ebenso herangezogen wie die Abteilung Inneres 
oder die Stasi selbst. Bei diesem Differenzierungsprozess wurde unter-
schieden zwischen:
›› Antragstellern, bei welchen eine Rückgewinnung für die DDR  

und damit eine „tatsächliche, da ehrliche Abstandnahme vom  
Übersiedlungsersuchen erreichbar“ schien;

›› Antragsteller, bei denen keine Ansatzpunkte für die Rückgewinnung 
bestanden, die gleichsam auf ihrem Gesuch beharrten.

Für die letzte Gruppe interessierte sich dann die Stasi. Alle anderen 
verblieben als separater Vorgang zunächst bei der Abteilung Inneres, 
mindestens so lange, bis sie eine andere Einstufung bekamen. (Die Ein-
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stufung selbst war den Betroffenen unbekannt.) Bei den Antragstellern, 
die als „nichtrückgewinnbar“ eingestuft worden waren, unterschieden 
die Abteilung Inneres und die Stasi in:
1.	 Personen, die als „unverbesserliche“, „uneinsichtige“ bzw. als  

„hartnäckige Gesuchsteller“ auf Ausreise aufgefallen waren;
2.	 Personen, die eine feindliche bzw. feindlich-negative Grundein-

stellung zur sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
aufwiesen.

Mit dem ersten Ausreiseantrag begann das Verfahren zur Entlassung 
aus der Staatsbürgerschaft der DDR. Über die Entscheidungen, den Ver-
lauf, über Wege, Behörden und Personen oder aber über die Gründe, 
die zur Ablehnung oder zur Genehmigung des Antrages führten, erfuhr 
der Antragsteller selbst nichts. Ablehnungen führten sehr häufig zu Ein-
gaben, zu Staatsratseingaben, zu Beschwerden oder zu Wiederholungs-
anträgen. Die Stasi hatte absolutes Einspruchsrecht im Genehmigungs-
verfahren, faktisch also die Entscheidungsgewalt. In politisch brisanten 
Fällen behielten sich der Stasi-General Mielke und der Staatsratsvor-
sitzende Honecker persönlich die letzte Entscheidung vor. Die Über-
wachung des Ausreiseverfahrens lag ebenfalls bei der Stasi. Ende der 
siebziger Jahre reagierte sie auf die Flut von Ausreiseanträgen, indem sie 
eine spezielle Diensteinheit zur „Bekämpfung“ der Flucht und Ausreise, 
die Zentrale Koordinierungsgruppe (ZKG) mit ihren jeweiligen Referaten 
in den Bezirks- (BV) und Kreisdienststellen (KD) einrichtete. Neben der 
bereits erwähnten Gruppe hielten Stasi und Abteilung Inneres folgende 
Personenkreise von Antragstellern unter „operativer Kontrolle“:
1.	 Personen, die im Blickpunkt der Öffentlichkeit standen bzw., die auf 

„Grund ihrer beruflichen und gesellschaftlichen Stellung vorbeugend 
zu sichern“ waren;

2.	 Personen, die „Kontakte zu Dienststellen und Einrichtungen nicht-so-
zialistischer Länder“, zu „westlichen Massenmedien und ihren Korre-
spondenten“ oder zu kirchlichen Organisationen unterhielten;

3.	 Personen, die „Rückverbindungen zu ehemaligen DDR-Bürgern“ 
hatten, denen die Ausreise in der Vergangenheit genehmigt worden 
war und die im Verdacht standen, mit feindlichen Organisationen 
zusammenzuarbeiten.
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Disziplinierungsmaßnahmen – außerhalb und unabhängig von Zerset­
zungsmaßnahmen – waren: die unbegründete bzw. unter einem Vorwand 
ausgesprochene Kündigung, Arbeitsplatzbindung als Hilfsarbeiter, Reise-
verbot in der DDR, Stadtarrest, Hausarrest (an staatlichen Feiertagen), 
Außerkraftsetzung des Eingabegesetzes der DDR für Antragsteller, Sper-
rung des Telefonanschlusses („Schutz vor Missbrauch“), ständige Melde-
pflicht, Verlust aller staatsbürgerlichen Rechte (Einzug des Personalaus-
weises – Vergabe der provisorischen Identitätskarte PM 12) u. a. m. 

Zur Minderung des Drucks im eigenen Land und zur Lösung verschiedener 
politischer Konfliktherde schlug die Stasi auch Ausbürgerungen aus „poli-
tisch-operativen Gründen“ vor. Betroffen waren meist Antragsteller, die 
in Oppositionskreisen tätig waren bzw. die nach Ansicht der Stasi durch 
ihre Protestaktionen die DDR öffentlich und international politisch in Miss-
kredit brachten. Viele Antragsteller waren nicht bereit, die Ablehnung 
ihrer Anträge widerspruchslos hinzunehmen. Sie reichten beständig neue 
Eingaben und Beschwerden bei verschiedenen staatlichen Institutionen 
ein und wiederholten ihr Verlangen. Häufig solidarisierten sie sich unter-
einander und bekundeten ihren Ausreisewillen demonstrativ und öffent-
lich. Spätestens dann begann die Stasi, gegen sie operativ zu ermitteln, 
was in der Regel mit Haft endete. Anderseits führten nachhaltige Pro-
teste und Hartnäckigkeit nicht selten zur Bewilligung der Ausreise. Eine 
Regel bzw. eine Transparenz in dem Ausreiseverfahren war bis in das Jahr 
1989 nicht zu erkennen. Willkür und Machtmissbrauch sind in den Akten 
der Abteilung Inneres bzw. in den Stasi-Akten selten zu finden, dennoch 
gehörten Kontrollverlust über das eigene Leben und Gefühle der völligen 
Ohnmacht und des Ausgeliefertseins zum Erfahrungsschatz eines jeden 
Antragstellers auf Ausreise.

Was war die Stasi?
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Stasi und Freikauf

Karsten Dümmel

In den Jahren von 1963 bis 1989 wurden 33.755 politische Häftlinge 
von der Bundesregierung aus verschiedenen Haftanstalten der DDR 
freigekauft. Für jeden Gefangenen verlangte die DDR zuletzt 95.847 DM. 
Daneben gelangten mehr als 2.000 Kinder zu ihren Eltern in den Westteil 
Deutschlands und weit mehr als 250.000 Familienzusammenführungen 
wurden in Rahmen dieser Verhandlungen realisiert. Zu dieser Personen-
gruppe zählten auch die sogenannten Härtefälle, die weder über Gefäng-
nisse der DDR, noch über Familienangehörige im Westen den Weg in 
die Bundesrepublik fanden. Sie wurden als Ausreiswillige oder als Bot-
schaftsbesetzer extra verhandelt und von Fall zu Fall den beiden ande-
ren Gruppen zugeschrieben. Die Bundesregierung zahlte dafür bis Ende 
1989 mit Waren in Höhe von 3,5 Milliarden DM. 

Dass es lange vor 1963 bereits verschiedene Freikaufaktionen gegeben 
hat, steht heute aktenkundig fest. Diese wurden allerdings vor und auch 
nach 1963 direkt über die Kirchen, über vermögende Privatpersonen 
oder über die verschiedenen Geheimdienste finanziert. Mehr als 
„150 Austauschfälle“ im „Agentenaustausch“ sind bislang belegt. Über 
die privaten Freikäufe gibt es keine gesicherten Zahlen, nur vielfältige 
„Gedächtnisprotokolle“ und „Erinnerungsnotizen“ bis in den Herbst 1989 
hinein. Mitunter wurde auch in der DDR mit Immobilien oder Antiqui-
täten von den „Klienten“ selbst bzw. von begüterten Verwandten in der 
Bundesrepublik „zugezahlt“; d. h. die inoffizielle Freikaufssumme des 
Einzelnen jeweils erhöht. Die tatsächlichen Einnahmen der DDR dürften 
damit um ein Vielfaches höher gewesen sein als jene 3,5 Milliarden DM.

Im November 1963 hatte der Freikauf am S-Bahnhof Friedrichstraße 
unter Beteiligung der Rechtsanwälte Jürgen Stange (West) und Wolf-
gang Vogel (Ost) und Offizieren der Stasi seinen Anfang genommen. 
Acht Häftlinge konnten damals mit einem Koffer Bargeld in Höhe von 
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340.000 DM freigekauft werden. Durchschnittlich ergab dies eine Summe 
von 42.500 DM pro Häftling. Lange Zeit vor dieser ersten Freikaufaktion 
war der Vorschlag Vogels bei der Bundesregierung eingegangen, dem 
Westen 1.000 bis 12.000 Häftlinge der DDR zu verkaufen.

Da die Bundesregierung nach dem November 1963 nicht mehr bereit 
war, direkt mit harten Devisen zu bezahlen, einigte man sich auf einen 
Warenwert. Die DDR wollte damit ihre Wirtschaft stützen, indem sie 
Waren für ihre Bürger kaufte, die es in der Mangelgesellschaft der DDR 
nicht gab. Geplant waren Medikamente, Südfrüchte, Kupfer, Stahl und 
Erdöl bzw. andere Industrie- bzw. Konsumprodukte. Die vom Westen 
gelieferten Rohstoffe und Produkte kamen dem Wirtschaftskreislauf der 
DDR indes nur Teilweise und im Einzelfall zu Gute. In der Regel wurden 
die Waren von der 1966 innerhalb der Stasi gegründeten Abteilung 
Kommerzielle Koordinierung (KoKo) teilweise mit Gewinn auf dem 
freien Weltmarkt wieder verkauft und landeten auf dem Sonderkonto 
528 bzw. 628. Bis 1972 verfügte der Staatsratsvorsitzende Ulbricht über 
das Konto, danach der Stasi-General Mielke und ab 1974 der SED-Chef 
Honecker. Während Ulbricht bis 1967/68 das Geld in die DDR Wirtschaft 
einfließen ließ, wurde es später für die Ausstattung und Ausrüstung 
der Stasi verwendet, bis Honecker letztlich dazu überging, das Geld für 
besondere Anlässe und Leistungen zu nutzen oder es einfach auf dem 
Konto zu bunkern. Solche Anlässe und Leistungen konnten bestimmte 
Jubiläumsfeiern der DDR oder aber „brüderliche Hilfe mit anderen sozia-
listischen Ländern“ – wie Kuba oder Vietnam – sein. Ende 1989 befanden 
sich nachweislich noch 2,1 Milliarden DM auf dem Konto.

In der Weihnachtszeit wurden die Freikäufe zumeist mit Südfrüchten 
für die DDR-Bevölkerung verrechnet. Rein rechnerisch lassen sich damit 
durchaus Belege finden, die Auskunft darüber geben, wie viel Barrel Öl 
oder wie viel Tonnen Apfelsinen ein politischer Gefangener zum jeweili-
gen Zeitpunkt der DDR-Regierung wert war.

Zuständig für die Freikäufe war auf bundesdeutscher Seite das Minis-
terium für gesamtdeutsche Fragen, später das Ministerium für inner-
deutsche Beziehungen. In der DDR war es die Stasi mit ihrer Zent-
ralen Koordinierungsgruppe in Zusammenarbeit mit den jeweiligen 
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Abteilungen für Inneres des Rates des Bezirkes (SED) und nicht selten 
das Büro Honeckers oder Erich Honecker selbst. Abgewickelt wurde 
der Freikauf über die KoKo der Stasi unter Beteiligung einiger weniger 
Rechtsanwälte in Ost und West. 

Waren während der sechziger und auch noch in den siebziger Jahren 
unter den Freigekauften vor allem „Feinde der DDR“ und „Republikflücht-
linge“ anzutreffen, die als „feindlich-negativ“ oder als „verfestigt feind-
lich-negativ“ von der Stasi als „für die DDR und den Sozialismus“ „nicht 
mehr rückgewinnbar“ eingestuft worden waren, so änderte sich dies 
ab Mitte der siebziger Jahre deutlich. Die größte Zahl der Freigekauften 
waren nun „Ausreisewillige“ bzw. „Republikflüchtlinge“. Nach wie vor gab 
es zwar Oppositionelle und unliebsame Systemkritiker, die in der DDR 
in Haft gekommen und letztlich auf die Liste für den Freikauf gesetzt 
worden waren, aber ihre Gesamtzahl war jetzt deutlich reduziert. Oft-
mals „realisierte“ die Stasi, „schöpferisch und differenziert“, individuell 
auf die Person zugeschnittene Operative Vorgänge (OV) dadurch, dass 
sie laut „Zersetzungsplan“ die OV-Person aus der Haft in die Bundes-
republik abschob, um den Kopf der jeweiligen Oppositionsbewegung 
„abzuschlagen“, gleichwohl aber dafür Geld vom Ministerium für inner-
deutsche Beziehungen der Bundesrepublik kassierte. 

Um auf die Listen für den Freikauf zu kommen, gab es verschiedene 
Wege, die der Bevölkerung in Ost und West wenig bekannt waren. 
Monatlich trafen sich die beteiligten Rechtsanwälte und Verhandlungs-
führer beider deutscher Staaten. In jedem Einzelfall war es zwin-
gend notwendig, auf die Liste des bundesdeutschen Ministeriums 
zu gelangen. Dies geschah mitunter durch Freunde oder Verwandte 
in der Bundesrepublik oder im westlichen Ausland, durch die Inter-
nationale Gesellschaft für Menschenrechte, durch Amnesty Inter-
national, durch Bundes- oder Landtagsabgeordnete oder aber durch 
andere Hilfsorganisationen, denen wiederum konkrete Härtefälle bzw. 
Verurteilungen in der DDR zu Ohren gekommen waren. Die Fälle wur-
den recherchiert und dokumentiert und an das Ministerium weiter-
geleitet. Teilweise wandten sich DDR-Bürger über geheime Kuriere 
oder Post aus dem sozialistischen Ausland auch direkt an das Minis-
terium. Der RIAS Berlin – wie auch andere Rundfunkanstalten in der 
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Bundesrepublik, die in der DDR empfangen werden konnten – gab in 
verschiedenen Sendungen regelmäßig, sich wechselnde, neue Kontakt-
adressen von Bundesbürgern bekannt, die als „Strohmann“ die ent-
sprechenden Briefe aus der DDR weiterleiteten. Naturgemäß hörte die 
Stasi mit und versuchte, diese Briefe abzufangen und entsprechende 
Maßnahmen gegen den oder die Verfasser einzuleiten. Auf die Listen 
kamen aber auch nicht wenige Vorschläge, die die Stasi bei den Ver-
handlungen selbst machte. In den achtziger Jahren kam es mitunter zu 
einer regelrechten „Produktion von politischen Gefangenen“, die wegen 
kleinster Vergehen in der DDR (Aufhängen eines weißen A im Auto 
oder im Fenster der Wohnung als Zeichen dafür, dass derjenige einen 
Ausreiseantrag gestellt hatte), verurteilt worden waren, um auch diese 
Personen von der Bundesrepublik frei kaufen zu lassen. Bei einer 1987 
erteilten Amnestie, die auch „Republikflüchtlinge“ mit einschloss, war 
die alte Belegstärke sämtlicher DDR-Gefängnisse nach nicht mehr als 
zwölf Monate bereits wieder erreicht.

Der Freikauf aus den Haftanstalten erfolgte bis 1987 mit speziellen 
Bussen, die die Gefangenen in einem Sammel-Gefängnis, der Stasi-Haft-
anstalt Karl-Marx-Stadt (Chemnitz), die es offiziell in keinem Verzeichnis 
der DDR gab, abholten und sie dann über die Grenze brachten. Bei den 
Familienzusammenführungen und den Härtefällen geschah dies in der 
Regel vom Heimatort aus. Mitunter hatten die Freigekauften nur 24 Stun-
den Zeit, das Land zu verlassen. Ab 1987 wurden auch die politischen 
Gefangenen zunächst in die DDR entlassen und erhielten dann – zumeist 
kurzfristig – die „Genehmigung zur ständigen Ausreise aus der DDR“. 

Die Gründe für den Freikauf waren für die Beteiligten verschieden. Die 
Bundesrepublik wollte für Menschen in existentiellen Notsituationen 
Hilfe leisten, die unter der Teilung Deutschlands und unter der DDR-
Diktatur zu leiden hatten. Für die Bundesregierung waren es deutsche 
Mitbürger in der DDR, die zumeist wegen Delikte verurteilt worden 
waren, die es im Rechtsstaat nicht gab (Boykotthetze, Republikflucht, 
staatsfeindliche Hetze, staatsfeindliche Gruppenbildung etc). Dass das 
Thema der Freikäufe später auch politisch instrumentalisiert wurde, 
aus wahltaktischen oder anderen Überlegungen heraus, verärgerte die 
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Stasi und Freikauf

Regierenden in der DDR maßgeblich, weil damit die von beiden Seiten 
vereinbarte absolute Diskretion (auch mit den Medien) verletzt worden 
war. Immer wieder kam es daher zu Störungen bei der „Abwicklung der 
Freikäufe“.

Die Freikaufaktionen waren für die DDR wiederum ein Ventil, um „Ruhe 
und Ordnung“ im Inneren des Landes zu gewähren, sich immer wieder 
der nachwachsenden „Feinde der DDR“ zu entledigen, Oppositionsgrup
pen zu schwächen, charismatische Dissidenten zu isolieren und den 
Gruppendruck unzufriedener Ausreisewilliger unter Kontrolle zu halten. 
Die Gelder des Freikaufes wurden halboffiziell von Seite der DDR-Politiker 
als „Gegenleistung (und) Ausgleich für Ausbildungskosten, namentlich für 
Akademiker, und für die vielen verlorenen Facharbeiter verstanden.“
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Befehl, um ausreisewillige DDR-Bürger daran zu hindern, die DDR mit Hilfe  
von Ausreiseanträgen oder durch andere Maßnahmen zu verlassen.
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Geplante Isolierungslager der Stasi

Thomas Auerbach

Seit über 25 Jahren war es geplant. Schlagartig, konspirativ und vor-
beugend sollte es geschehen. Fast 86.000 Bürger der ehemaligen DDR 
waren betroffen. Sie alle waren von der Stasi im sogenannten Vorbeuge-
komplex erfasst und im Falle einer inneren Krise, einer Spannungs-
periode oder im Verteidigungszustand zur Festnahme, zur Isolierung bzw. 
zur verstärkten operativen Kontrolle und Überwachung vorgesehen. In 
X + 24 Stunden sollten geeignete Gebäude mit Stacheldraht und Wacht-
türmen umgeben und das ganze Land mit Isolierungslagern überzogen 
werden. Hunderte von Stasi-Mitarbeitern bereiteten diese Aktion seit 
Jahrzehnten vor und arbeiteten die entsprechenden Planungen ständig 
„tagfertig“ auf. In den Panzerschränken der Stasi-Kreisdienststellen lagen 
bis zum Ende der DDR versiegelte Briefumschläge mit der Aufschrift „KZ 
4.1.3.“ mit sorgfältig ausgefüllten Personalunterlagen griffbereit. Diese 
Papiere, auf ein zentrales Codewort zu öffnen, sollten den bewaffneten 
Verhaftungskommandos der Stasi den Weg zu DDR-Bürgern weisen, die 
zu Tausenden in Vorbeugehaft und Arbeitslager wandern sollten.

Geheimdirektive 1/67

Im Juli 1967 erließ der Stasi-Minister Erich Mielke eine Direktive, die als 
Grundlage für alle späteren Vorbereitungsdokumente der „spezifisch-
operativen Maßnahmen“ diente. Die im „Vorbeugekomplex“ geplanten 
Isolierungslager waren ihrerseits nach einem Kennziffernsystem in die 
gesamtstaatlichen Mobilisierungsvorbereitungen eingebettet, mit der 
sich das SED-Regime auf den Ernstfall rüstete. Die letzte Befehlsgewalt 
lag beim Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates der DDR, d. h. 
seit 1971 bei Erich Honecker. 
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Planung, Realisierung und Kontrolle der „Mobilmachungsarbeit“, 
also auch der „spezifisch-operativen Maßnahmen“ zur Einrichtung der 
Isolierungslager, lagen bei den Bezirks- und den nachgeordneten Kreis-
einsatzleitungen. Die Bildung dieser Gremien war eine der Reaktionen 
von Partei- und Staatsführung auf den Volksaufstand am 17. Juni 1953 
gewesen. Im Januar des folgenden Jahres benannte der damalige Innen-
minister Willi Stoph eine zentrale Aufgabe der Bezirkseinsatzleitung: „Die 
Niederschlagung von feindlichen Provokationen, wie Streiks, Demons-
trationen, Aufruhr und Revolten.“ Am 26. Januar 1967 fand unter der 
Leitung des Staatsratsvorsitzenden Ulbricht eine Sitzung des Nationalen 
Verteidigungsrates (NVR) statt, auf der die eingangs erwähnte Direktive 
1/67 beschlossen wurde. Für die Anleitung und Kontrolle zur Durch-
setzung dieser Direktive war der jeweilige Leiter der Arbeitsgruppe des 
Ministers verantwortlich und für die Durchführung die Leiter der opera
tiven Stasi-Diensteinheiten in den Bezirks- und Kreisdienststellen. 

Der Unterschied zwischen Isolierung und Internierung 

Mielkes Direktive 1/67 differenzierte bei den Vorbeugemaßnahmen 
zwischen den Begriffen „Internierung“ (Kennziffer 4.1.2.) und „Isolie-
rung“ (Kennziffer 4.1.3.). Diese Begriffe sind von zentraler Bedeutung 
und sorgfältig zu unterscheiden. Zur Internierung waren Ausländer und 
Transitreisende vorgesehen, die sich in Spannungsperioden und im 
Verteidigungszustand auf dem Gebiet der DDR aufhielten. Verantwort-
lich für die Verhaftung dieses Personenkreises waren das Ministerium 
des Inneren (MdI) und die Deutsche Volkspolizei (DVP). Im Ernstfall 
sollten in der DDR insgesamt 35 Internierungslager mit einer Kapazi-
tät von 21.000 Personen und einer Maximalkapazität von 26.000 Perso-
nen eingerichtet werden. Auch an diesen Planungen war die Stasi nicht 
unbeteiligt. So sollten „Operativgruppen“ der Stasi in den Internierungs-
lagern als Spezialisten für die Verhöre sowie als Führungsoffiziere von 
Inoffiziellen Mitarbeitern (IM) tätig werden. Ein Internierungslager für 
855 Diplomaten und Korrespondenten in Ost-Berlin wäre beispielsweise 
nicht vom Ministerium des Innern, sondern von der Hauptabteilung II 
(Spionageabwehr) der Stasi errichtet, verwaltet und betrieben worden. 

Was war die Stasi?
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Von der Internierung stets zu unterscheiden sind die im Vorbeuge
komplex geplanten Isolierungsmaßnahmen. Letztere richteten sich aus-
schließlich gegen die eigene Bevölkerung, gegen Bürger, die dem SED-
Regime – aus welchen Gründen auch immer – missliebig aufgefallen 
waren und deshalb im Ernstfall ausgeschaltet werden sollten. Mit Stand 
vom Dezember 1988 hatte die Stasi 85.939 Personen im Vorbeugekom
plex erfasst. Davon waren 2.955 Personen zur Inhaftierung in den Stasi-
Untersuchungshaftanstalten vorgesehen (Kennziffer 4.1.1). 10.726 Per-
sonen sollten in Isolierungslager gebracht werden (Kennziffer 4.1.3.). 
Darüber hinaus waren 937 „unzuverlässige“ staatliche Funktionäre für 
eine verstärkte Überwachung mit dem Ziel ihrer späteren Ablösung vor-
gesehen (Kennziffer 4.1.4.). Weitere 71.321 DDR-Bürger hatte die Stasi als 
sogenannte feindlich-negative Personen registriert (Kennziffer 4.1.5.). 
Es ist zu vermuten, dass diese Personen bei der geringsten Auffälligkeit 
ebenfalls in die geplanten Isolierungslager eingeliefert worden wären. 

Kriegserklärung an das eigene Volk

Die Größenordnungen, in denen die Stasi plante, zeigen, dass sie sich 
nicht nur vor einigen hundert Dissidenten und Oppositionellen fürch-
tete. Das Feindbild, das den Planungen der Lager zugrunde lag, ging 
weit über die Ausschaltung der im engeren Begriffssinn politisch moti-
vierten Opposition hinaus; ins Visier der Stasi konnte vielmehr jeder 
Bürger geraten, der in irgendeiner Weise negativ aufgefallen war. Die 
Maßnahmen des Vorbeugekomplexes waren eine Kriegserklärung an 
das eigene Volk. Abzulesen ist dies u. a. in Unterlagen für die „Präzisie-
rung und Komplettierung der Dokumentation der spezifisch-operativen 
Vorbeugungsmaßnahmen“. Dort erließ die Stasi im Januar 1984 „inst-
ruktiv-methodische Hinweise“. In der „1. Ergänzung“ dazu finden sich die 
Kriterien für die Festnahmen. Jede mögliche Form oppositionellen und 
widerständigen Verhaltens wird hier aufgelistet. In die Isolierungslager 
sollten kommen:

„Personen, von denen aufgrund ihrer verfestigten feindlich-negativen 
Grundhaltung gegenüber der sozialistischen Staats- und Gesellschafts-
ordnung und unter Berücksichtigung ihres bisherigen Auftretens, ihrer 
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offiziell und inoffiziell bekannt gewordenen Äußerungen, ihrer Kontakte 
und Verbindungen sowie bestimmter Lebens- und Verhaltensweisen 
mit Wahrscheinlichkeit im Verteidigungszustand eine akute Gefährdung 
der staatlichen Sicherheit und Ordnung ausgehen kann oder die solche 
Handlungen dulden oder unterstützen.“ 

Beispiele aus der Einzelauflistung: „Personen, die Träger der poli­
tisch-ideologischen Diversion sind und bestimmte Bevölkerungskreise 
massiv beeinflussen und zu Handlungen gegen den Staat aufwiegeln 
können“; „Personen, die Ersuche auf Übersiedlung gestellt haben und 
mit Einrichtungen und Kräften im Operationsgebiet [gemeint ist die 
Bundesrepublik Deutschland und West-Berlin] in Verbindung stehen, 
derartige Kontaktaufnahmen oder Demonstrativhandlungen angedroht 
haben bzw. zu spontanen und unkontrollierbaren Reaktionen neigen“; 
„Personen, die zu reaktionären klerikalen Kräften und anderen inne-
ren Feinden in der DDR bzw. zu feindlich-negativen Einrichtungen und 
Kräften im Operationsgebiet und dem übrigen Ausland enge, operativ-
bedeutsame Kontakte unterhalten“; „Personen, bei denen durch die 
Deutsche Volkspolizei, Abteilung K, Arbeitsrichtung I, der begründete 
Verdacht erarbeitet wurde, dass sie im Verteidigungszustand die 
Durchsetzung einer hohen öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
erheblich beeinträchtigen.“ 

Mit deutscher Gründlichkeit

Für den „Tag X“ in der DDR war alles bis ins kleinste Detail geplant. 
Nichts hatte die Stasi dem Zufall überlassen. Mit deutscher Gründ-
lichkeit wurden über die festzunehmenden Personen Formblätter mit 
Name, Adresse, Foto, Hinweisen auf Verbindungen zu anderen Per-
sonen etc. angelegt und stets auf aktuellem Stand gehalten. Auf dem 
Formblatt wurde auch vermerkt, ob sich die „Klingel an der Haustür“ 
oder „...an der Wohnungstür“ des Opfers befand, ob das Haus „weitere 
Ausgänge“ hatte u. a. m. Um Zufälle auszuschließen, lag eine Lage-
skizze des Hauses samt Foto bei der Stasi vor. Stärke und Ausrüstung 
der Festnahmegruppen war festgelegt, sie bestanden aus drei Mit-
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arbeitern und verfügten über einen PKW, ein UKW-Sprechfunkgerät, 
zwei Maschinenpistolen, Knebelketten, Handschellen und Schlagstöcke 
sowie Taschenlampen und Schreibgerät. Der Weg in die Gefangen-
schaft war in zwei Stufen vorgesehen: Nach der Verhaftung sollten 
die für die Isolierung vorgesehenen Personen zunächst in „zeitweilige 
Isolierungsstützpunkte“ transportiert werden. Deren Anzahl ist nicht 
bekannt. Es ist aber davon auszugehen, dass 1989 alle Stasi-Kreis-
dienststellen einen solchen Stützpunkt in ihrer Region vorgesehen hat-
ten. Diese vorbereiteten Stützpunkte (in Ferienlagern, Lehrlingsheimen, 
Gaststätten, Messehallen u. ä.) sollten innerhalb kürzester Zeit (x + 8 
bis 12 Stunden) „volle Aufnahmebereitschaft“ aufweisen. Teilweise 
wollte die Stasi die Isolierungsstützpunkte direkt in den Gebäuden der 
Stasi-Kreisdienststellen einrichten. Die Kreisdienststelle Seelow bei-
spielsweise hatte als zeitweiliges Isolierungsobjekt zwei Garagen für 
25 bzw. für 10 Personen vorgesehen. Diese Garagen sollten durch 
ein zwei Meter hohes Eisengitter und Wachhunde gesichert und mit 
einer „10 qm Liegefläche mit Stroh, einem transportablen WC-Kübel“ 
sowie Sitzbänken „ausgestattet“ werden. Wer länger als 12 Stunden 
„zugeführt“ war, durfte entsprechend der „Verpflegungsnorm“ (pro 
Person 0,50 Mark) auf 300 Gramm Brot und zwei Liter warme oder 
kalte Getränke als Verpflegung hoffen. Die Stasi-Kreisdienststelle Saal-
feld in Thüringen hatte für ihr Isolierungsobjekt bereits eine Haus-
ordnung vorbereitet. Sie datiert vom 26. Juli 1989. Danach hatten die 
Gefangenen auch „Rechte“, u. a. das „auf aktive Einbeziehung in den 
positiven Erziehungsprozess“ und den „Einsatz zu nützlicher Arbeit“. 
Zu den Pflichten gehörte neben der „pünktlichen“ Teilnahme am „täg-
lichen Zählappell“ die Gewährleistung von „Ordnung und Sauberkeit im 
Objekt“. Bemerkenswert wirkt der Appell an die Gefangenen, „im Ver-
halten untereinander die Regeln des Zusammenlebens in Menschen-
gemeinschaften zu achten“. Die Isolierten werden, so die Hausordnung, 
„mit den geltenden Schusswaffengebrauchsbestimmungen bekannt 
gemacht“. Selbst die Ansprache des Zivilpersonals war vorgeschrieben: 
Mit „Herr oder Frau mit Berufsbezeichnung“ (z. B. Herr Koch, Frau 
Küchenhilfe usw.) hatte der Gefangene sich zu melden. 
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„Gitter 1 fasst 6.000 Personen“

Nach sechs Tagen sollte in der Regel der Abtransport in die zwischen-
zeitlich hergerichteten „zentralen Isolierungsobjekte“ beginnen. In 
jedem der 15 Bezirke der DDR war ein solches zentrales Isolierungs-
lager vorgesehen. Wie die zeitweiligen Isolierungsstützpunkte wurden 
auch diese Lager im Geheimen aufgeklärt und mit Fotos, Grundriss-
plänen und Lagekarten dokumentiert. In manchen Bezirken mit hoher 
Bevölkerungsdichte war geplant, zwei Lager zu errichten. In vielen 
Bezirken sollten Burg- und Festungsbauten dafür genutzt werden, so 
im Bezirk Karl-Marx-Stadt die Festung Augustusburg. Sie firmierte unter 
dem Decknamen „Gitter 1“. Dort sollten 6.000 Personen eingesperrt 
werden. Ein zweites Lager (Deckname Gitter 2) war für die Aufnahme 
von weiteren 5.000 Personen konzipiert. 

Detailliert sind die „Grundsätze zur Vorbereitung und Durchführung der 
Isolierung“ festgeschrieben. Die Lager sollten z. B. „mindestens 60 km 
von der Staatsgrenze zur BRD entfernt“ – außerhalb geschlossener Ort-
schaften, „aber in vertretbarer Entfernung zum Arbeitseinsatzbetrieb“ 
liegen. Im Klartext: Die Isolierungslager sollten, wenn möglich, als 
Zwangsarbeitslager dienen. Auch sonst war an alles gedacht: An „Finger-
abdruckbogen“, „Kurzbeurteilungsblatt“ und die „Kennzeichnung der 
Bekleidung“. Danach hatte der „Stuben- bzw. Unterkunftsälteste“ „...
einen Ärmelstreifen grün 2 cm breit“, der „Objektälteste“ „drei Ärmel-
streifen grün 2 cm breit“, der „Schichtleiter“ eine „gelbe Armbinde“ mit 
den „Buchstaben SL“ zu tragen. Es wurde minutiös festgehalten, wo die 
Armbinde zu tragen oder das farbige Stoffzeichen aufzunähen sei. Die 
Größe der „Sperrgebiet“-Schilder, die im Vorgelände der Lager aufgestellt 
werden sollten, stand ebenso fest: „Schild: 675 x 400 x 4 mm weiß, ohne 
Rand, Schrift: schwarz, Pfahl: 80 x 100 x 2900 mm, Gesamthöhe über 
Erde 2100 mm“. Sogar die Verwendung von Diensthunden war geregelt. 

Was war die Stasi?
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Angst vor dem eigenen Volk 

Die Stasi-Strategen kamen bekanntlich nicht mehr dazu, ihre Pläne 
auszuführen. Das SED-Regime brach in kurzer Zeit wie ein Kartenhaus 
zusammen. Es trat ein, was die SED seit Jahrzehnten fürchtete und was 
die Stasi eigentlich verhindern sollte. Auf einer der letzten Dienstbe-
sprechungen des Stasi-Ministers Mielke mit seinen Leitern der Bezirks-
verwaltungen (BV) stellte er im August 1989 ängstlich die Frage: „Ist 
es so, dass morgen der 17. Juni ausbricht?“ Worauf ihm – in völliger 
Verkennung der Situation – versichert wurde: „Der ist morgen nicht, 
der wird nicht stattfinden, dafür sind wir ja auch da“. Hinter Mielkes 
Frage stand die Angst der Herrschenden vor der eigenen Bevölkerung. 
Die Planungen der Lager waren ein Indiz für diese Angst. Auch wenn 
die vorbereiteten Massen-Verhaftungen nicht stattfanden und die 
geplanten Isolierungslager nicht realisiert werden konnten, so bleibt 
festzuhalten, dass die Planungen der Stasi in ihrer Dimension beispiel-
los sind. Sie sind ein beredtes Zeugnis des SED-Unrechtsregimes.
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Beispiel: 
  Der operative Vorgang Verräter

Wolfgang Templin

Die Biografie von Wolfgang Templin, der als Oppositioneller und Bürger-
rechtler bekannt wurde, sich in seiner Studentenzeit zur Zusammen-
arbeit mit der Stasi verpflichtete und später aus deren Netz befreite, ist 
ein beredtes Beispiel für die verschiedenen Seiten des zerstörerischen 
Wirkens der Stasi einerseits und für das Leben in der DDR-Diktatur 
andererseits.

Als Templin 1948 in der thüringischen Universitätsstadt Jena geboren 
wurde, existierte die DDR als Staat noch nicht. Dennoch waren, drei 
Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges, die Weichen für die 
politische Entwicklung im östlichen Teil Deutschlands gestellt. Im April 
1945 hatten amerikanische Truppen Jena und ganz Thüringen besetzt. 
Drei Monate später wurde Thüringen durch die Vereinbarungen über 
die gemeinsame Verwaltung Berlins an die sowjetische Sieger- und 
Besatzungsmacht übergeben. Die Entnazifizierung und der Wieder-
aufbau verliefen in allen Teilen der sowjetischen Besatzungszone 
nach dem gleichen Muster. Die Abrechnung mit den Verbrechen 
des Nationalsozialismus, die Bestrafung der Schuldigen, ihre Enteig
nungen, die Entfernung von aktiven Nazis und schwer belasteten 
Personen aus den Bereichen Verwaltung, Schuldienst und aus ande-
ren öffentlichen Positionen wurden als antifaschistische Maßnahmen 
legitimiert. Sie ebneten den Weg für die Machtergreifung der Kommu-
nisten. Im Oktober 1949 wurde die Deutsche Demokratische Repub-
lik (DDR) gegründet. Der Staat, in den Templin hineinwuchs, gab sich 
einen demokratischen Anstrich, er nannte sich Volksdemokratie. Von 
Anfang an stand er jedoch unter der Herrschaft einer Partei, der SED. 
In der Familie des späteren Oppositionellen spielte Politik keine große 
Rolle. Er wuchs wie viele Nachkriegskinder in einer Flüchtlingsfamilie 
auf, ohne Vater. Seine Mutter schlug sich als Hilfsarbeiterin durch. Sie 



51

Beispiel: Der Operative Vorgang Verräter

blieb in Thüringen, weil sie sich einen Neuanfang im Westen allein nicht 
zutraute; der SED stand sie nicht nahe. In der Schule hatte es Templin 
mit Lehrern zu tun, die nach dem Krieg in Schnellkursen ausgebildet 
worden waren oder sich den DDR-Verhältnissen angepasst hatten. 
Im Geschichtsunterricht, im Unterrichtsfach Deutsch, im Fach Staats-
bürgerkunde, aber auch in vielen anderen Fächern wurde die DDR als 
antifaschistischer Arbeiter- und Bauernstaat, als bester Verbündeter 
der Sowjetunion, als historisch legitimierte Überwindung des „nazisti-
schen Erbes“ dargestellt. 

Der Westen und die Bundesrepublik Deutschland waren, so hieß es, 
der Hort der Reaktion und der kriegslüsternen Feinde, welche das 
gesellschaftliche Experiment einer sozial gerechten sozialistischen und 
später klassenlos-kommunistischen Gesellschaftsordnung bekämpften 
und vereiteln wollten. In der Bundesrepublik saßen die alten Nazis wie-
der fest im Sattel, so lautete die offizielle Lehre. Templin glaubte nicht 
alles, was ihm über den Westen und die historische Vorbildrolle der DDR 
erzählt wurde. Dennoch imponierte ihm der Anspruch dieses neuen 
Staates, eine sozial gerechte Gesellschaft aufbauen zu wollen, in der die 
Schranken zwischen arm und reich niedergerissen seien, in der gleiche 
Chancen für alle existieren sollten. Er wuchs mit einer Menge sowjeti-
scher Kinderliteratur, Brechts Lob des Kommunismus und den Schriften 
des jungen Marx auf, in denen dieser davon träumte, alle Verhältnisse 
umzustoßen, in denen der Mensch ein geknechtetes, erniedrigtes und 
beleidigtes Wesen sei. Templin träumte den gleichen Traum, verstand 
sich als Marxist und wollte in der DDR, in ganz Deutschland und in ande-
ren Ländern eine kommunistische, klassenlose Gesellschaft durchsetzen.
 
Nach dem Schulabschluss und einer Lehre als Bibliotheksfacharbeiter 
wollte er an die Universität. Als Studienfach hatte er sich Philosophie 
gewählt. Es waren nicht die langweiligen Lehrbücher des Marxismus-
Leninismus, die ihn faszinierten, sondern die Werke der großen Uto-
pisten, der frühen Sozialisten, die philosophischen und gesellschafts-
theoretischen Werke von Marx und Luxemburg. Und ihn lockte die 
Großstadt. Ost-Berlin, wo er an der Humboldt-Universität Philosophie 
studierte, war trotz Mauer und Überwachung der Bevölkerung ein Stück 
Weltstadt geblieben, gab großstädtische Anonymität und individuelle 
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Freiheit. Vor allem brachte Berlin, eine Stadt, in der die Menschen und 
die Steine von den Fieberschauern des Jahrhunderts kündeten, viele 
neue kritische Erfahrungen für den jungen, naiven Kommunisten. Tem-
plin trat aus Überzeugung in die SED ein, unterdrückte als „Arbeiterka­
der“ (potentielle Führungsperson aus einer Arbeiterfamilie) alle Zweifel 
in sich und versuchte, die neuen Berliner Erfahrungen in sein durchweg 
positives DDR-Bild zu integrieren. In dieser Zeit, er war einundzwanzig, 
Student im ersten Studienjahr und für die Organisation der Parteiarbeit 
in seinem Seminar verantwortlich, kamen die Genossen der Stasi auf ihn 
zu. Sie suchten in ihm nicht einen gewöhnlichen Spitzel oder Zuträger, 
denn davon gab es an der Universität und an der philosophischen Fakul-
tät genug. Sie hatten mit Templin Spezielleres vor. Wie es ihren Arbeits-
prinzipien entsprach, hatten sie sich vor dem Anwerbungsgespräch 
gründlich über die „Zielperson“ informiert. Es ging um ein Arbeiterkind, 
ein überzeugtes, aber dennoch kritisches SED-Mitglied, einen Studenten 
mit besten Leistungen, der den Marxismus aus dem Käfig dogmatischer 
Lehrsätze und Phrasen befreien wollte, einen Idealisten, der sich mit Kar-
rieristen und Duckmäusern herumschlug. 

Aus dieser Biografie konnte ein künftiger „Einsatzkader“ (Führungs-
person) im „Operationsgebiet“ Bundesrepublik geformt werden, dachte 
die Stasi. Zu ihren Arbeitsprinzipien gehörte es auch, den Kandidaten 
über ihre Absichten im Unklaren zu lassen und vorab im Geheimen die 
geeignete Werbestrategie auszuwählen. Erst durch seine Akteneinsicht 
im Jahre 1992 wurde Templin klar, was die Stasi wirklich mit ihm vor-
gehabt hatte; dass der Aufbau des Kontaktes und die Anwerbung zum 
Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) nämlich zu einer Art Probephase gehörten. 
Aus dem Personenpsychogramm, das die Stasi lange vor dem ers-
ten Kontakt erstellt hatte, ging deutlich hervor, dass Templin ein aus-
gesprochener Überzeugungstäter war. Ihn mit Geld oder materiellen 
Vorteilen zu locken, wie sie es bei anderen Werbungen taten, oder unter 
Druck zu setzen, hätte ihn sofort ablehnen und die Zusammenarbeit 
verweigern lassen. Templin fasste die Stasi bei seiner politischen Ehre 
und seiner kommunistischen Überzeugung. Unerwartet und gut vor-
bereitet tauchten eines Tages in seiner Studentenwohnung zwei Herren 
auf und stellten sich als Mitarbeiter der Stasi vor. Templin, der ihnen als 
kritischer, engagierter Genosse bekannt sei, so sagten sie, solle die Stasi 
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bei ihrer schwierigen Arbeit an der Universität unterstützen. Es ginge um 
seine Sicht, seinen Standpunkt, sein Urteil zu speziellen Problemen des 
Studiums und der Studienreform. Nur wenn sie authentische, kritische 
Informationen zu diesen Themen bekämen, so die Stasi in ihrer Argu-
mentation, könnten sie diese „progressiven Kräfte“ unterstützen, die 
Karrieristen und Dogmatiker an der Uni zurückdrängen. Anders als ihr 
Ruf in der Bevölkerung seien sie, sagte die Stasi, in Wirklichkeit die Ver-
bündeten der Reformkräfte. 

Templin stürzte dieses Gespräch in einen heftigen, inneren Konflikt. Von 
der Stasi und ihren Praktiken hatte er gehört, und es gab eine Seite in 
ihm, mit der er jeden Kontakt in diese Richtung vermieden hätte. Auf der 
anderen Seite war er als SED-Mitglied und studentischer Parteigruppen-
organisator an Geheimniskrämerei, an Konspiration und eine Flut von 
Berichten mit ideologischen Wertungen und Personeneinschätzungen 
gewöhnt. War die Anfrage der Stasi nicht eigentlich ein besonderer Ver-
trauensbeweis und hatte er als überzeugter Genosse der SED überhaupt 
das Recht, mit den Achseln zu zucken und andere die Arbeit machen 
zu lassen? Templin ließ sich auf den Pakt mit dem Teufel ein. Er akzep-
tierte die konspirativen Treffen in Gaststätten und Wohnungen, schrieb 
Berichte und Einschätzungen zur Situation an der Universität. Später ließ 
er sich als Inoffizieller Mitarbeiter, Deckname „Peter“, registrieren und 
verpflichtete sich zur Einhaltung der geheimen Spielregeln. Eine Grenze 
hatte er sich allerdings gesetzt, die er nicht überschreiten wollte. Nie-
manden verraten wollte er, der ihm als Freund oder Kommilitone etwas 
anvertraute, der ihn, Templin, als kritischen Genossen schätzte und ihm 
sein Vertrauen schenkte. Erst später wurde ihm klar, wie schwierig eine 
solche Grenze in der Praxis eines Inoffiziellen Mitarbeiters einzuhalten 
ist. Wenn ihm in dieser Phase jemand einen Fluchtplan anvertraut hätte, 
wie hätte er dann entschieden? Zu seinem Glück blieb ihm diese Probe 
erspart. Nicht seine Freunde und Kommilitonen verriet er an die Stasi, 
sondern umgekehrt, er verriet die Stasi an seine Freunde und Kommili
tonen. Wie kam es dazu? 

In Templins Seminargruppe waren etwa fünfundzwanzig Studenten. 
Einige von ihnen dachten ähnlich kritisch wie er. Sie lasen heimlich 
Literatur über die Verbrechen des Stalinismus, über den Gegensatz 
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von demokratischem und diktatorischem Sozialismus, über die wahre 
Geschichte der DDR. Alle klammerten sich weiter an ihren Marxismus 
und ihre sozialistische Überzeugung, aber sie konnten die DDR, wie sie 
existierte und wie sie ihnen tagtäglich entgegentrat, nicht mehr als sozia-
listischen Staat akzeptieren. Die Funktionäre der SED, die von klassen-
loser Gesellschaft redeten und sich als Klasse hinter den Mauern von 
Wandlitz ein privilegiertes Leben erlaubten, wurden für sie zum büro-
kratischen Zerrbild kommunistischer Ideale. Templin führte in dieser 
Zeit, es war die letzte Phase des Universitätsstudiums, ein Doppelleben. 
Nach Außen blieb er der engagierte Student und studentische Partei-
gruppenorganisator, der die Weltfestspiele der Jugend und Studenten 
in Ost-Berlin organisierte und sich auf sein Examen vorbereitete. Seinen 
tiefen Zweifel, seine Desillusionierung angesichts einer gewaltigen ideo-
logischen Inszenierung, zu der die Weltfestspiele des Jahres 1973 wur-
den, trug er im Freundeskreis vor. Immer häufiger traf sich dieser Kreis 
Gleichgesinnter. Aus den jungen, kritischen Marxisten seiner Seminar-
gruppe war inzwischen ein politischer Zirkel mit geheimen Spielregeln 
geworden. Was dort besprochen und geplant wurde, wusste die Stasi, 
trotz aller Vorsicht, längst. Nicht von Templin, sondern von einem Kom-
militonen und Gruppenmitglied, der als Spitzel und Verräter agierte und 
über sämtliche Treffen der Gruppe detaillierte Berichte anfertigte. Wie 
dieser Student in das Stasi-Netz geriet, bis 1989 alle Aufträge erfüllte und 
zu einem der perfidesten Denunzianten an der Ost-Berliner Universität 
wurde, gehört indes zu einer anderen Geschichte. 

Warum nutzte die Stasi ihr genaues Wissen nicht aus? Sie wusste von 
den abtrünnigen Wegen Templins, sie kannte die Aktivitäten und Pläne 
seiner Gruppe. Warum schlug sie nicht zu? Warum brach sie den Kon-
takt zu Templin, der sie hinterging, nicht ab? Warum konfrontierte sie 
ihn nicht mit ihrem geheimen Wissen? 

Ausnahmsweise hatte sich die Stasi einmal im eigenen Netz verfangen. 
Ihr Informant in der Gruppe musste unbedingt als „Quelle“ geschützt wer-
den. Templin mit Fragen und Angriffen zu konfrontieren, hätte provoziert, 
sofort herauszubekommen, woher das Wissen der Stasi über die Gruppe 
stammte. Damit wäre die „Quelle“ gefährdet gewesen. In der Zwischen-
zeit wurde in der Gruppe nicht nur Verbotenes gelesen und darüber dis-
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kutiert, sondern es entstanden die ersten eigenen, marxistisch-opposi-
tionellen Texte und Manuskripte. Kontakte zu Trotzkisten – einer Spielart 
des linksoppositionellen Denkens – in West-Berlin wurden angebahnt. 
Die Mitglieder einer solchen Oppositionsgruppe wären zu anderen Zei-
ten sofort hinter Gefängnismauern verschwunden. In der Ära Honecker 
hatte die Stasi indes vor, unauffälliger zu arbeiten. Oppositionsherde an 
der Universität – zumal an einer Fakultät für die Ausbildung ideologischer 
Führungskräfte – waren einzukreisen und unter genauer Beobachtung 
zu halten. Über das weitere Vorgehen wurde politisch entschieden. Ins-
besondere dann, wenn sich unter den Mitgliedern einer solchen Gruppe 
Kinder prominenter SED-Genossen befanden. Verhaftungen in sol-
chen Kreisen waren in der zweiten Phase der DDR zunehmend die Aus-
nahme und wurden nur als allerletzte Konsequenz eingesetzt. Solange 
die Gruppe sich unentdeckt wähnte, Papiere verfasste, aber nicht an die 
Öffentlichkeit ging, hielt auch die Stasi still. Sie lauerte im Hintergrund 
und hielt die vorbereiteten Verhaftungspläne in Schubladen. 

Templin war es, der das Doppelspiel eines Tages nicht mehr ertrug 
und sich der Gruppe offenbarte. Als bei einer Zusammenkunft von 
der Gefahr gesprochen wurde, als geheime Gruppe von der Stasi 
entdeckt zu werden, und andere Gruppenmitglieder von Versuchen 
der Anwerbung berichteten, erzählte Templin seine Geschichte. Den 
Gruppenmitgliedern blieb der Mund offen stehen, als sie davon hörten, 
dass er, Wolfgang Templin, noch bis zu diesem Moment Kontakte zur 
Stasi unterhielt. „Was hast Du Ihnen von uns erzählt?“ war ihre erste 
Frage. „Kein Wort“, antwortete er und war froh, dass sie ihm glaubten. 
Mit der Last eines Verrates auf dem Gewissen hätte er sich mutmaß-
lich nicht offenbaren können. An diesem Abend mündeten alle Fragen 
in eine einzige: wie sie gemeinsam ihren Kopf aus der Schlinge ziehen 
könnten. Die Zusammenarbeit mit der Stasi aus politischen Gründen 
aufkündigen, war der einhellige Rat. Private Gründe vorschieben und 
sich damit herauswinden, schien ebenfalls ein möglicher Weg zu sein. 
Keiner der Beteiligten ahnte, dass jeder Satz, der an diesem Abend 
gesprochen worden war, am Tag darauf schriftlich ausformuliert 
auf dem Tisch eines Stasi-Offiziers lag. Die „Quelle“ hatte zuverlässig 
gearbeitet. Wie immer. Die Situation wurde völlig absurd. Auch mit dem 
Wissen vom aktiven „Verrat“ durch Templin, seiner vorsätzlichen Ent-
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tarnung, konnte die Stasi nicht offensiv umgehen. Die „Quelle“ war jetzt 
noch wichtiger geworden und musste geschützt werden. 

Templin, ungeheuer erleichtert, eine schwere Last abgeworfen zu haben, 
sah seiner letzten Begegnung mit der Stasi als Inoffizieller Mitarbeiter 
entgegen. In diesem Moment ahnte er noch nicht, dass es ungezählte 
Begegnungen anderer Art geben werde. Er ahnte weder, mit welchem 
Hass man ihn zukünftig verfolgen und „zersetzen“ werde, noch, welche 
Stasi-Karriere er unwissend ausgeschlagen hatte. Als künftiger Einsatz-
kader West wurde er schon damals nicht mehr geführt. Man hatte ihn 
auf Eis gelegt und wollte seine Entwicklung abwarten. Wäre er gegen-
über der Stasi loyal geblieben, hätte diese ihm irgendwann die Einsatz-
pläne offenbart, ihn intensiv vorbereitet und geschult, seinen Ruf als 
kritischer Kopf zur Verschleierung genutzt, eine Flucht in den Westen 
inszeniert und ihn dort langfristig aufgebaut. Mutmaßlich hätte er sich 
irgendwann an der West-Berliner Freien Universität und später als DDR-
Spion in einem bundesdeutschen Ministerium wiedergefunden. 

Wütend hörten die Stasi-Mitarbeiter, vor denen Templin seine Ausreden 
stammelte, zu: von den Nerven, die nicht mehr mitspielten, von der 
Überlastung im Studium, der misstrauischen Ehefrau und von ande-
rem mehr. Die Wahrheit war ihnen bekannt, sie hielten sich aber an 
die Regeln des Quellenschutzes. Die schmale IM-Täterakte „Peter“ von 
Wolfgang Templin wurde damals geschlossen. Die kurz darauf eröffnete 
Akte des unter operative Beobachtung gestellten Abtrünnigen wies im 
Jahr 1989 mehr als 15.000 Seiten auf. Zunächst als operative Personen-
kontrolle (OPK) angelegt, später zum operativen Vorgang (OV) erweitert, 
wurde diese Akte unter dem Decknamen „Verräter“ geführt. In ihr finden 
sich neben Materialien über die verschiedenen Gruppen und Kreise, in 
denen Templin mitarbeitete, neben Vernehmungsprotokollen, neben 
den Berichten aller Inoffiziellen Mitarbeiter, die ihn und seine Freunde 
umgaben, auch die operativen Maßnahme- und Zersetzungspläne der 
Stasi gegen seine Person. 

Maßnahme- und Zersetzungspläne bestimmten vor allem die acht-
ziger Jahre im Leben von Templin. Eine Zeit, da er als aktives Mitglied in 
verschiedenen Kreisen der unabhängigen Friedensbewegung tätig war 
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und er – gemeinsam mit anderen – eine eigene Menschenrechtsgruppe 
gründete, die nach dem Vorbild der osteuropäischen demokratischen 
Opposition arbeitete. 

Zunächst aber zu den siebziger Jahren in der DDR. In der zweiten Hälfte 
dieses Jahrzehnts steckte Templin in einer Lebenskrise. Sein engster 
politischer Bezugskreis, die Gruppe an der Universität, existierte nicht 
mehr. Zwischen Anfang 1976 und Ende 1977 war er ein Jahr an ver-
schiedenen polnischen Universitäten gewesen – sein erster und letzter 
offizieller Auslandsaufenthalt. Damals hatten die Gruppenmitglieder 
ihre Kontakte nach West-Berlin forciert, und die Stasi hatte die Not-
bremse gezogen. Ohne förmliche Verhaftung und ohne öffentliches 
Aufsehen wurden die einzelnen Gruppenmitglieder verhört und ver-
nommen. Man stellte sie vor die Alternative: Entweder, sie ließen es 
auf Prozess und Haft ankommen oder sie akzeptierten die „Bewährung 
in der Produktion“ und die Abschiebung in andere Arbeitsbereiche 
außerhalb der Universität. Damit hatte die Stasi zwei Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen: Ein vermeintlich gefährlicher Oppositions-
herd an der Universität war liquidiert, und die unliebsamen Neben-
wirkungen in der Öffentlichkeit, die bei Verhaftung und drakonischer 
Strafe zu befürchten standen, waren im Voraus vereitelt. Die „Milde“ 
der Stasi hatte noch einen anderen Grund. Eine ihrer Basiserfahrungen 
war, dass aus jungen Rebellen, denen man, nachdem sie rechtzeitig 
abgefangen worden waren, und eine befristete Bewährungszeit ver-
strichen war, später unter Umständen die willfährigsten Gefolgsleute 
werden konnten. Einige der „oppositionellen“ Kommilitonen Templins 
bestätigten diese Erfahrung. Sie versuchten, sich positiv in die DDR-
Gesellschaft zu integrieren, nicht mehr negativ aufzufallen und jeden 
Kontakt zur tatsächlich sich entwickelnden Opposition zu vermeiden. 

Für Templin ging es anders weiter. Ihm war in Polen klar geworden, 
dass sich Opposition nicht mit Textvergleichen und heimlichen Manu-
skripten begnügt. Zwischen 1976 und 1977 hatte es in Polen Streiks, 
Verhaftungen und gesellschaftlichen Widerstand gegeben. Ein Komitee 
zur Verteidigung der streikenden und der verhafteten Arbeiter hatte 
sich gegründet, ein Vorläufer der späteren unabhängigen Gewerkschaft 
Solidarnosç. Gleiches erträumte sich Templin für die DDR. Dass dies 
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reine Utopie war, wusste er. Über Konsumgüter und soziale Geschenke 
wurde – während der Ära Honecker – die Bevölkerung in der DDR ruhig 
gestellt; zugleich baute der Staat den Stasi-Apparat immer weiter aus. 
Eine Widerstandsbewegung in der DDR nach polnischem Muster schien 
unmöglich. Dennoch konnte man von Polen und den anderen ost-
europäischen Oppositionsbewegungen lernen, das Ghetto der intellek-
tuellen Zirkel zu verlassen, jeden Freiraum zu nutzen, die verweigerte 
kritische Öffentlichkeit selbst herzustellen und ganz verschiedene 
Erfahrungen zu integrieren. Darum ging es zunächst. 

Templin tat etwas für ihn bis dahin völlig Ungewohntes. Er besuchte 
Gruppen der Jungen und der Studenten-Gemeinde sowie der offenen 
Arbeit der Kirchen. So bekam er allmählich Kontakt zu Theologen und 
Pastoren. Dort lernte er Suchende kennen, die schon länger als er ihre 
marxistischen Hoffnungen begraben hatten oder die die Bergpredigt 
höher schätzten als die Entfremdungstheorie. Vor allem waren es Leute, 
die Zivilcourage zeigten, sich gegenseitig Mut machten, neugierig und 
offen waren. Für die nächsten Jahre wurden die Wohnungen in Prenz-
lauer Berg mit ihren Diskussionsrunden, Lesungen und Konzerten sowie 
die Kreise und Veranstaltungen im Raum der Kirche zur neuen Heimat 
für Templin. Zu diesem Zeitpunkt steckte er als Hochschulabsolvent der 
marxistischen Philosophie in einem Institut der Akademie der Wissen-
schaften fest. Dort bereiteten sich einige seiner Kollegen auf ihre weitere 
Karriere vor, andere versteckten sich in typischen Nischen und wieder 
andere verschwanden in der Versenkung. Erst später begriff er, warum 
ihm diese Zeit verblieben war, warum die Stasi im Hintergrund blieb. 
Seine Akte zeigte es: Nicht alles, was er unternahm, und längst nicht alle 
seine Kontakte waren der Stasi bekannt. Dazu war er zu viel unterwegs, 
dazu war das Netz um ihn noch nicht dicht genug gewebt, war er als 
„Feindperson“ noch nicht wichtig genug. Aus dem, was einzelne Berichte 
über ihn, die Orte und Veranstaltungen, die er besuchte, zeigten, wurde 
deutlich: Hier war eine neue Szene im Aufbruch und der Neue, Wolf-
gang Templin, steckte mittendrin. Ob er in dieser Szene bleiben und 
welche Rolle er dort zukünftig spielen würde, dazu konnten die Stasi-
Verantwortlichen noch nichts sagen.
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Erst das Jahr 1983 brachte die Entscheidung. Für Templin und für die 
Stasi. Einige Jahre Aufenthalt im Alternativmilieu und immer engere Mit-
arbeit in verschiedenen Gruppen der unabhängigen Friedensbewegung 
führten zu seinem offenen Bruch mit allem, was ihn noch an den Staat 
DDR band. Er trat demonstrativ aus der SED aus, gab sein Parteibuch 
zurück und erklärte seinen Kollegen, für Versteckspiele nicht mehr zur 
Verfügung zu stehen. Er wusste, dass seine Tage am Institut von nun an 
gezählt waren und er die Universität von innen nicht mehr sehen würde. 
Aus dem Abtrünnigen und Verräter, aus dem desillusionierten und ent-
täuschten Marxisten entwickelte sich der Oppositionelle. Von diesem 
Zeitpunkt an rückte Templin in der Personenbearbeitung der Stasi in 
die höchste Kategorie auf, wurde zum „Operativen Vorgang“ (OV). Das 
Objekt der Kontrolle und Beobachtung wurde zur „zu zersetzenden und 
zu liquidierenden Feindperson“. Zehn Jahre später konnte Templin die 
Akten dazu einsehen. Die Auswirkungen der Zersetzungsmaßnahmen 
erlebte er unmittelbar. Es war an einem Freitagabend – für das Wochen-
ende waren Aktionen der Ost-Berliner Friedensbewegung geplant –, 
als es an der Wohnungstür klingelte. Mehrere Herren in Zivil, die sich 
als Kriminalpolizisten auswiesen, forderten Templin auf, zur Klärung 
eines Sachverhaltes mitzukommen. Eine Weigerung war zwecklos. Seine 
„Zuführung“ erfolgte in die Magdalenenstraße – einige Außenräume der 
Stasi –, wo er die nächsten vierundzwanzig Stunden verbrachte und ver-
hört wurde. Dieses Spiel wiederholte sich in den nächsten Wochen und 
Monaten, mal dauerte es einen Tag, ein anderes Mal ein Wochenende. 
Die Herren, die ihn abholten, waren manchmal von der Kriminalpolizei, 
ein anderes Mal wiesen sie sich direkt als Mitarbeiter der Stasi aus, oder 
es waren auch Kollegen der Schutzpolizei. Manchmal wurden mehrere 
dutzend oder hundert Personen zur gleichen Zeit festgesetzt, manchmal 
ging es speziell um Templin oder andere „Führungspersonen“. Orte der 
Zuführung und des Arrests konnten Räume der Stasi, Polizeireviere oder 
Untersuchungsgefängnisse sein. Die Gesetze der DDR erlaubten eine 
Vielzahl solcher präventiven Maßnahmen. Auf die Fragen nach Rechts-
anwalt oder Haftrichter wurde zumeist höhnisch gelacht. Mit ihrer eige-
nen Art von Humor erklärte die Stasi dann, sie seien schließlich selbst 
Juristen und könnten die Kollegen gut vertreten. Was bezweckten diese 
Zuführungen und Arrestaufenthalte?
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In den Verhören wurden Informationen beschafft, vor allem aber 
ging es um Verunsicherung und Einschüchterung. Wer dort saß, sollte 
begreifen, dass er kein normales Leben, keine Abende und Wochen-
enden mit Freunden, mit Familie und mit Kindern mehr haben würde, 
dass er jederzeit geholt und vernommen werden konnte. Das war 
die allgemeine Strategie. Hinzu kamen die speziellen Anweisungen, 
zugeschnitten für die einzelnen Personen. Templin, der zu dieser Zeit 
bereits seine Arbeit verloren hatte und keine qualifizierte Anstellung 
fand, der weder nach Polen noch in ein anderes (östliches) Nachbar-
land reisen durfte, merkte, wie sich die Vernehmer allmählich auf ihn 
einstellten. Das Selbstwertgefühl des Inhaftierten minimieren, ihn zum 
Versager machen, ihn provozieren, um dann plötzlich verständnis-
voll zu werden – langsam kannte Templin die verschiedenen Verhör-
varianten. Vor allem die Fragen nach Befehlsgebern und Anweisungen 
von außen. Hier lag der Grundirrtum der Stasi. Sie mochten über Men-
schen wie Templin noch so viele Informationen gesammelt haben und 
sein Vorleben kennen – ihr marxistisches Einmaleins und ihre Küchen-
psychologie reichten nicht aus, um sein Innenleben, seine Konflikte und 
Entscheidungen zu verstehen. Er selbst hatte sich durchgerungen, los-
zuspringen, alle Unsicherheiten zu riskieren und neue Wege zu suchen. 
Dazu brauchte er bei allen Freundschaften im Osten und später auch im 
Westen keine Befehlsgeber. Wenn er mit Roland Jahn, der aus Jena kam 
und gegen seinen Willen in West-Berlin landete, nächtelang telefonierte, 
dann ging es nicht um Anweisungen und Konzepte von außen, dann 
unterhielten und stritten sich zwei Freunde, die sich noch nie im Leben 
gesehen hatten. Beide wussten, dass jedes Wort ihrer Telefongespräche 
abgehört und aufgezeichnet würde, darum sprachen sie auch nicht 
über Treffpunkte und Kontakte. Das besorgten Kuriere. Sie sprachen 
aber völlig offen über ihre politischen Positionen und lästerten über die 
Stasi. Deren Genossen suchten die Befehlskette, welche es nicht gab. Als 
Templin bei einem seiner Verhöre höhnisch dazwischengefragt wurde, 
wann er denn endlich dorthin gehen wolle, wo seine Auftraggeber und 
Befehlsgeber säßen (gemeint war die Bundesrepublik), konnte er ohne 
Zögern antworten: „Gern würde ich dorthin gehen, wie wäre es mit War-
schau, Prag oder Budapest“. Diese Genugtuung blieb, auch während der 
Verhöre. Templin wollte bleiben, nicht in den Westen ausreisen. Bleiben 
aus Trotz und um das Ende der Diktatur zu erleben. Bleiben, weil der 
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Westen für ihn noch keine Alternative war, weil ihn die Unruhe und die 
Aufbruchsstimmung im Osten faszinierten. 

Ein kleiner Teil seines polnischen Traums erfüllte sich später. Mit Freun-
den und Bekannten aus verschiedenen Friedenskreisen gründete er eine 
eigene Menschenrechtsgruppe, die „Initiative Frieden und Menschen-
rechte“, welche sich offen als politische Opposition verstand. Sie orga-
nisierten Solidaritätsaktionen für Inhaftierte in der DDR und in anderen 
Ostblockländern, bereiteten Demonstrationen vor, die nur selten wirk-
lich zustande kamen. Und sie gaben eine eigene Zeitschrift heraus: den 
„Grenzfall“. Ihre Kontakte zur westlichen Friedensbewegung, zu west-
europäischen Journalisten und osteuropäischen Oppositionellen oder 
zu Politikern der Grünen verbargen sie nicht. „Öffentlichkeit als Schutz“ 
war eines ihrer Arbeitsprinzipien. In jeder Nummer des „Grenzfall“ waren 
die Namen und die Kontaktadressen der Redaktionsmitglieder aufge
nommen. Viele andere Aktive in Friedenskreisen, die innerhalb des Rau-
mes der Kirche blieben, sahen darin einen politischen Selbstmord und 
prophezeiten die baldige Verhaftung. In den ersten drei Dekaden der 
DDR wäre dies sicher auch so gewesen, in den achtziger Jahren musste 
die DDR Rücksichten nehmen, internationale Rücksichten. Die Verhaf
tung der Gruppenmitglieder, darunter Templin und seine Frau, sollte 
das letzte Mittel bleiben. Zunächst erhielten die Genossen der Stasi die 
Anweisung, den verdeckten Kampf zu intensivieren. Noch genauere 
Informationen waren zu beschaffen, noch mehr Inoffizielle Mitarbeiter 
wurden eingeschleust, die Maßnahmepläne immer umfangreicher und 
die Zersetzungsaktionen gegen die einzelnen Mitglieder verstärkt. Bei 
der Werbung und Einschleusung von Inoffiziellen Mitarbeitern in die 
Gruppe machte sich die Stasi die Offenheit der Gruppe zu Nutze. Auf 
Grund der Tatsache, dass die „Initiative Frieden und Menschenrechte“ 
aus dem Ghetto der Kirche und der kleinen, in sich abgeschirmten 
Kreise ausbrechen wollte und weil sie ihren „Grenzfall“ in allen Teilen 
der DDR zirkulieren ließ, war sie – in ihrer Offenheit – auch angreifbar. 
Neben dem Berliner Kern der Gruppe gab es Mitglieder, Unterstützer 
und Anhänger in anderen Städten der DDR. Unter den neu Hinzu-
kommenden waren dann auch Personen, die von vornherein im Auf-
trag der Stasi handelten und mit einer „Legende“ zur Gruppe stießen. 
Entweder waren das Überzeugungstäter und fanatische SED-Anhänger, 
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welche das Ausspähen und die aktive Zersetzungsarbeit innerhalb der 
Opposition zu ihrer Leidenschaft machten, oder sie wurden mit Geld und 
Privilegien zu ihrer schmutzigen Aufgabe gelockt. Einzelne erpresste die 
Stasi. Von den innerhalb der „Initiative Frieden und Menschenrechte“ 
aktiven Inoffiziellen Mitarbeitern waren allein drei als Waisenkinder in 
einem Kinderheim aufgewachsen. Bei ihnen hatte die Stasi eine Art Eltern-
ersatz gespielt und sie sich auf diese Weise in Abhängigkeit gehalten.

Die Inoffiziellen Mitarbeiter lieferten Informationen über die Arbeit der 
Menschenrechtsgruppe, über vorbereitete Aktionen, aber auch über 
Gruppenkonflikte und die persönliche Situation der einzelnen Gruppen-
mitglieder. Untereinander kannten sie sich nicht, schrieben unabhängig 
voneinander ihre Berichte, so dass einzig die Führungsoffiziere Kont-
rolle darüber besaßen, wer von den Inoffiziellen „ehrlich“ und zuverlässig 
arbeitete. Die Aufgaben der Inoffiziellen Mitarbeiter reichten aber mit-
unter viel weiter. Sie hatten nicht nur zu spitzeln und auszuspionieren, 
sie sollten auch aktiv einwirken, die Arbeit der Gruppe von innen 
behindern und lähmen. Den Text eines vorbereiteten Flugblattes oder 
eines offenen Briefes wochen- oder monatelang diskutieren und zer-
reden, Aktionen scheitern lassen, Konflikte zwischen einzelnen Gruppen-
mitgliedern anheizen und Misstrauen gegen Leute schüren, die nicht zur 
Stasi gehörten, aber verdächtigt wurden. Natürlich ahnten die Gruppen-
mitglieder, dass unter ihnen Spitzel waren, und sie sprachen auch 
darüber. Was sollte getan werden? Die Ziele der Stasi wären erreicht 
gewesen, wenn sie vor lauter Bedenken die Arbeit nicht geleistet hätten, 
um eigene „Abwehrmaßnahmen“ aufzubauen. Vor allem hätte sich die 
Gruppe ihres wichtigsten Anspruches beraubt, offen zu arbeiten. 

Templin war sich zu dieser Zeit sicher, dass sein Telefon abgehört wurde. 
Dass die Wohnung voller Abhör-Wanzen war, dass in einem Gebäude 
auf der anderen Straßenseite Kameras angebracht worden waren; dass 
die Wohnung unter ihnen zum Operationsquartier der Stasi ausgebaut 
worden war, ahnte er nur. Vor seinem Haus parkten regelmäßig meh-
rere PKW der Stasi, die dort auch über Nacht blieben. Wenn er allein, mit 
seiner Frau oder mit den Kindern unterwegs war, folgten sie ihm zu Fuß. 
Beobachtung und Einschüchterung sollten hier in eins gehen. Nächt-
licher Telefonterror und eine monatelange Kampagne mit gefälschten 
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Annoncen und Angeboten für diverse Güter und Dienstleistungen ver-
vollständigten die Repressalien. Das alles zerrte an den Nerven und 
ließ auch Templin mehr als einmal nach dem Sinn des Ganzen fragen. 
Das mögliche normale Leben im Westen lag greifbar nahe. Doch dann 
besann er sich auf seine Vorgeschichte und seine Erfahrungen mit der 
Stasi. Das war kein irrational-durchgeknallter Haufen. Die konnten kal-
kulieren und hatten den Überblick über die Stimmung im Lande. Wenn 
meine Gruppe und ich denen so wichtig sind, dass sie einen derartigen 
Aufwand betreiben, um uns kaputtzukriegen, anstatt uns als Spinner 
links liegen zu lassen, wenn sie uns zum Staatsfeind erklären, dann sind 
wir auf dem richtigen Weg, sagte er sich. 

Wie sehr er recht hatte, wurde Templin klar, als er die letzten Monate 
vor dem Herbst 1989 erlebte. Er war damals nicht dort, wo er eigent-
lich hätte sein wollen, sondern er war im sicheren Westen. Die politi-
sche Führung der DDR und die Stasi hatten Ende 1987 die Entscheidung 
getroffen, führende Köpfe der „Initiative Frieden und Menschenrechte“, 
darunter das Ehepaar Templin, zu verhaften und aus der Haft in den 
Westen abzuschieben. Am 5. Februar 1988 fanden sich Lotte und Wolf-
gang Templin, nach mehreren Wochen in der Untersuchungshaftanstalt 
Hohenschönhausen, mit ihren Kindern Sascha und Jozek auf dem Grenz-
bahnhof Schwanheide wieder. Sie hatten sich in der Haft nicht bereit 
erklärt, den Ausreiseantrag zu stellen, sondern darauf bestanden, die 
Staatsbürgerschaft der DDR zu behalten. Von der Stasi erpresst, die 
alleingebliebenen Kinder instrumentalisiert, willigten Lotte und Wolfgang 
Templin in das „zeitweilige Verlassen des Staatsgebietes der DDR“ ein 
und erhielten den in der DDR so begehrten blauen Reisepass mit Visum. 

Bis zum November 1989 lebten sie im Ruhrgebiet. Dort setzte Temp-
lin alles daran, den Kontakt zur Gruppe wieder aufzunehmen und die 
Arbeit zu unterstützen. Damit folgte ihm gleichwohl der Schatten der 
Stasi in den Westen. Unter den Besuchern, die nach Bochum, nach 
West-Berlin und in andere Städte kamen, waren nicht wenige Inoffizielle 
Mitarbeiter aus dem Westen, die dann ihre Berichte schrieben und die 
Informationen bündelten. Die Stasi forschte auch hier die Umgebung 
der Wohnung aus; die Nachbarschaft wurde diskret befragt. Doch die 
Stasi konnte das Rad der Geschichte nicht zurückdrehen. Aus den Aktio-
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nen, aus der öffentlichen Arbeit der „Initiative Frieden und Menschen-
rechte“ und anderer Gruppen aus der DDR, aus der Hoffnung auf die 
Opposition in Polen und Osteuropa wuchsen die Kräfte, die zu Massen-
demonstrationen führten und den Herbst 1989 begleiteten. Als Templin 
nach knapp zwei Jahren Zwangspause im Westen, die er tätig verbracht 
hatte, mit seiner Familie in die DDR zurückkehrte, lag die Stasi bereits 
in den letzten Zügen. Das Gift, mit dem dieser Apparat und alle, die ihm 
dienten, die Gesellschaft zersetzt hatte, wirkt jedoch bis heute nach.
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Wolfgang Templin

Immer wenn wir den Namen Stasi hören oder lesen, wenn wir daran den-
ken, wie durch den Apparat der Stasi eine ganze Bevölkerung kontrolliert 
und unterdrückt wurde, taucht vor unseren Augen eine gewaltige, viel-
armige Maschine auf. Oder wir erinnern uns an einzelne Gesichter, die 
bekannt wurden: Das grobe Schlägergesicht des Stasi-Ministers Erich 
Mielke, der am liebsten brüllte und schrie, der nachts in die Gefängnis-
zellen kam, um Häftlinge zu verprügeln, die er besonders hasste. Und 
das freundlichere Gesicht seines Stellvertreters Markus Wolf, der von 
allen Verbrechen Mielkes wusste und sie unterstützte. Im Westen wol-
len ihm bis heute viele glauben, dass er nur für ganz normale Spione 
zuständig war. 

Der geheimnisvolle, gewaltige Apparat der Stasi und die einzelnen 
bekannten Gesichter – wir können sie besser verstehen, wenn wir auf die 
vielen zehntausend Menschen blicken, die diesen Apparat ausmachten, 
die hinter den Gesichtern ihrer obersten Generäle standen. 

Wenn sich die Prägung der Stasi durch die sowjetischen Geheim-
dienste an einer Stelle besonders deutlich zeigt, dann ist es beim Auf-
bau des Sicherheitsapparates nach 1945. Sowjetische Geheimdienst-
offiziere und Instrukteure, die zur Militär- und Zivilverwaltung auf dem 
Gebiet der sowjetischen Besatzungszone (SBZ) gehörten, steuerten 
und überwachten die Auswahl der Kader. An der Spitze der Vorläufer-
organisationen des späteren Ministeriums für Staatssicherheit standen 
Altkommunisten mit Moskau-Erfahrung, welche die Jahre des stali-
nistischen Terrors in der Sowjetunion erlebt hatten. Sie kannten die 
Mechanismen wechselseitigen Verrats, der Denunziation, die Praxis von 
Verhören und Folterungen aus eigenem Erleben. Bei der Auswahl wei-
terer Kader auf dem Gebiet der späteren DDR scheuten sie nicht davor 
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zurück, zwielichtige Elemente und Kriminelle anzuwerben, wenn diese 
sich für spezielle Aufgaben geeignet zeigten. Häufiger jedoch waren es 
gläubige Kommunisten oder in den Umschulungslagern (Antifa-Schulen) 
verführte, jüngere Parteifunktionäre, die sich mit dem Erbe der Nazi-
Diktatur auseinandersetzen wollten.

Bei der Umwandlung der verschiedenen Geheimdienstorgane in ein 
eigenes Ministerium für Staatssicherheit im Februar 1950 umfasste der 
hauptamtliche Apparat erst wenige tausend und zumeist sehr schlecht 
ausgebildete Mitarbeiter. In dieser Zeitphase war die Macht der deut-
schen Kommunisten unter Walter Ulbricht noch nicht gefestigt, es gab 
offenen Widerstand in den Betrieben, an den Universitäten und Schulen, 
überall im Lande. Vor allem nach dem gescheiterten Volksaufstand vom 
17. Juni 1953, der nur mit Hilfe sowjetischer Truppen niedergeschlagen 
werden konnte, wuchsen die Anforderungen an den Apparat der Staats-
sicherheit. Ein „Frühwarnsystem“, die Schaffung eines Netzes geheimer 
Inoffizieller Mitarbeiter in allen Arbeits- und Lebensbereichen, sollte vor 
künftigen Überraschungen sichern. Für die Auswahl, die Anleitung und 
die Kontrolle der Inoffiziellen Mitarbeiter als Denunzianten neuen Typs, 
für die Auswertung ihrer Informationen, musste die Anzahl der Haupt-
amtlichen Mitarbeiter verstärkt werden. Im Jahr des Berliner Mauer-
baus, 1961, umfasste der hauptamtliche Apparat der Stasi schon rund 
20.000 Mitarbeiter, die zumeist den Offiziersrang innehatten. Sie wur-
den je nach Einsatzgebiet in verschiedenen Berufen ausgebildet, studier-
ten mit geheimen Sonderverträgen an Fachschulen und Hochschulen 
der DDR. In der überwiegenden Anzahl waren es Männer, wobei für 
eine Reihe von Aufgaben auch bevorzugt Frauen geworben wurden. 
Die Führungskräfte der Stasi hatten eine eigene Hochschule in der Nähe 
von Potsdam. Dort wurden ausgewählte Führungskader zu Juristen aus-
gebildet. Sie konnten an psychologischen Lehrstühlen die Technik von 
Verhören, Methoden der Zersetzung und die individuelle Führung der 
Inoffiziellen Mitarbeiter erlernen.

Je weniger die offizielle DDR nach außen noch als brutale Diktatur gel-
ten wollte, je mehr sie um internationale Anerkennung kämpfte, um so 
größer waren die internen Anforderungen an die Stasi, um so stärker 
wurde deren Apparat ausgebaut. Neben der politischen Inlandsüber-
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wachung, der Auswahl und Anleitung von Inoffiziellen Mitarbeitern, 
wurde die Arbeit im Operationsgebiet der Bundesrepublik und im 
westlichen Ausland immer wichtiger. Auch dafür mussten Mitarbeiter 
und Führungsoffiziere ausgebildet und gewonnen werden, die Spra-
chen beherrschten, sich im Ausland bewegen konnten, Spezialisten 
auf ihren Gebieten waren. Die Beherrschung modernster Nachrichten- 
und Abhörtechnik verlangte ein ganzes Heer technischer Fachkräfte.

Um die Linientreue der Mitarbeiter und die Qualität der Arbeit zu 
gewährleisten, existierte ein internes Kontroll- und Überwachungs-
system. Gegen unsichere Kantonisten, Abtrünnige und Verräter in 
den Reihen der Hauptamtlichen ging die Führung der Stasi mit größter 
Konsequenz und Brutalität vor. Wer als Hauptamtlicher Mitarbeiter den 
Absprung wagte und es sogar schaffte, in den Westen zu entkommen, 
wer sich den dortigen Behörden stellte und sein Wissen preisgab, wurde 
auf die Exekutionsliste gesetzt. Entweder versuchte man, ihn mittels 
Druck auf seine Familie oder mit falschen Versprechungen in die DDR 
zurückzulocken, um ihn dort zu liquidieren. Wenn dies nicht gelang, 
konnte er auch im Westen seines Lebens nicht sicher sein. Speziell aus-
gebildete Kommandos organisierten entweder eine Entführung in die 
DDR oder versuchten, den Verräter in der Bundesrepublik oder im 
Ausland zu stellen und umzubringen. 

Mit jedem weiteren Jahrzehnt der DDR verdoppelte bzw. verdreifachte 
sich die Anzahl der Hauptamtlichen Mitarbeiter. Auf 180 Bürger der 
DDR kam schließlich ein Hauptamtlicher Mitarbeiter der Stasi. Mit die-
sem Zahlenverhältnis war die DDR selbst der Sowjetunion weit voraus 
und lag an der Spitze des gesamten Ostblocks. Auch die Zahlen des Mit-
arbeiterbestandes der Gestapo während des Nationalsozialismus neh-
men sich im Verhältnis zur Stasi geradezu bescheiden aus. 

Zu den vielen zehntausend Hauptamtlichen zählten auch die Soldaten 
und Offiziere eines in Berlin stationierten eigenen Wachregimentes, zahl-
reiche Zivilangestellte und noch einmal gesondert getarnte Hauptamt-
liche Mitarbeiter, die „Offiziere im besonderen Einsatz“ (OibE). Diese gin-
gen nach außen einem normalen Beruf in Betrieben, im Staatsapparat 
oder an den Hochschulen nach, waren aber, anders als die Inoffiziellen 
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Mitarbeiter, Hauptamtliche Mitarbeiter im Offiziersrang. Sie erhielten 
doppeltes Gehalt und hatten besondere Aufträge. Ihre Existenz wurde 
erst nach 1989 bekannt, als bei den Bürgerkomitees interne Gehalts-
listen der Stasi für die getarnten OibE auftauchten. 

Anders als die Stasi-Mitarbeiter der ersten Jahre, war die Mehrzahl der 
Hauptamtlichen Mitarbeiter in der Endphase der DDR gut und sehr gut 
ausgebildet. Viele von ihnen hatten eine Hochschul- oder mindestens 
eine Fachschulausbildung. An der Hochschule der Stasi konnten sie sogar 
promovieren und habilitieren. Ihre soziale Lage war weitaus besser als die 
der allermeisten DDR-Bürger. Sie verdienten das Mehrfache der im zivilen 
Leben gezahlten Löhne und Gehälter, hatten eigene komfortable Ferien-
heime und Sonderversorgungseinrichtungen. Zu Recht konnten sie sich 
als Teil der DDR-Elite empfinden; sie schützten und stabilisierten einen 
Staat und ein Gesellschaftssystem, dem sie umgekehrt eine Menge an 
Privilegien und eine herausgehobene Stellung verdankten. Nach außen 
wird die Tätigkeit der Stasi oft mit der Denunziantenrolle der Inoffiziellen 
Mitarbeiter identifiziert. Ohne das Rückgrat und die Arbeit des hauptamt-
lichen Apparates hätte es dieses gewaltige Spitzelnetz aber nie gegeben, 
hätte es nie funktionieren können. 

Soviel seit dem Ende der DDR über das Heer der Inoffiziellen Mitarbeiter 
im Dienste der Stasi geschrieben wurde und soviel über einzelne spekta-
kuläre Fälle mittlerweile bekannt ist, so viele Fragen bleiben weiter offen. 
Brauchte der Apparat der Stasi zur Erfüllung seiner Aufgaben tatsächlich 
fast 200.000 weitere Helfershelfer? Welche Aufgaben sollten sie erfüllen 
und warum ließen sie sich dafür anwerben? Sind sie mit Denunzianten 
und Spitzeln in anderen Gesellschaften, zu anderen Zeiten oder unter 
anderen Diktaturen zu vergleichen?

Schon die Begriffsklärung „Inoffizieller Mitarbeiter“ verrät einiges. Der 
Inoffizielle Mitarbeiter sollte nicht nur über Gehörtes und Gesehenes 
informieren, er sollte darüber hinaus Aufträge ausführen, sich gezielt an 
Menschen heranarbeiten, in ihr Vertrauen schleichen, ihre Gedanken 
und Motive ausforschen und sie im Sinne der Stasi beeinflussen. Wäh-
rend in anderen Diktaturen und im NS-Regime die Geheimpolizei vor-
rangig auf die Denunziation von „Volksfeinden“ und „Volksschädlingen“ 
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setzte und dafür ihre Augen und Ohren entwickelte, zielte der kommu-
nistische Kontroll- und Formungsanspruch auf Denunziation, gezielte 
langfristige Ausforschung und Einflussnahme in einem. Was der Begriff 
des „Mitarbeiters“ jedoch verschleiert und verzerrt, ist die absolute 
Ungleichheit der beteiligten Partner. Der Inoffizielle Mitarbeiter sollte 
in eigener Initiative arbeiten, sich zugleich an alle Weisungen seiner 
Führungsoffiziere halten, offen und loyal sein, ihnen nichts verheim-
lichen. Umgekehrt galt dies nicht im mindesten. Beginnend bei der Aus-
forschung des Anwerbekandidaten, der Werbung selbst, der perma-
nenten Kontrolle des Inoffiziellen Mitarbeiters, bis zum Verschweigen 
künftiger Einsatzziele oder seinem geplanten „Abschalten“, behielten 
sich die Führungsoffiziere eine Strategie des Misstrauens, des doppelten 
Spiels und verdeckter Absichten vor. Der Inoffizielle Mitarbeiter wurde 
bearbeitet, er wurde „gekrümmt“ und als Werkzeug behandelt, sollte 
sich aber mindestens zeitweise in einer bedeutenden Rolle oder sogar 
als Partner des Führungsoffiziers fühlen. Im Unterschied zum „bloßen 
Spitzel“, der auf Zuruf tätig arbeitet, oder einem Denunzianten, der von 
sich aus tätig wird und missliebige Kollegen oder Nachbarn anschwärzt, 
war die Beziehung zum Inoffiziellen Mitarbeiter langfristig geplant und 
vorbereitet, unterlag einem formalisierten Verfahren und war auf lange 
Dauer angelegt.
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Jens Gieseke

1. Personalbestand

Der hauptamtliche Apparat der Stasi hat im Laufe der Jahrzehnte einen 
gewaltigen Personalzuwachs erlebt. Zuletzt brachte er es auf rund 
94.000 Mitarbeiter (31. Oktober 1989) und war damit – gemessen an der 
Bevölkerungszahl – der wohl größte geheime Sicherheitsapparat der 
Welt. Während in der DDR auf einen hauptamtlichen Stasi-Mitarbeiter 
etwa 180 Einwohner kamen, waren es zum Beispiel in der UdSSR fast 
600 auf einen Mitarbeiter des sowjetischen KGB (russisch: Komitee für 
Staatssicherheit). 

In den fünfziger Jahren etablierte sich die Stasi als stalinistische 
Geheimpolizei und erreichte bereits 1956 eine Personalstärke von rund 
16.000 Mitarbeitern. Am stärksten jedoch wuchs der Stasi-Apparat von 
den späten sechziger Jahren bis in die frühen achtziger Jahre. Dahinter 
stand ein groß angelegtes Abwehrprogramm gegen die intensivierten 
Kontakte nach Westdeutschland, die die DDR-Führung im Zuge der Ent-
spannungspolitik als Preis für ihre internationale Anerkennung zuge-
stand. Verwandte aus der Bundesrepublik konnten wieder in die DDR 
einreisen; Korrespondenten berichteten aus Ost-Berlin in westlichen 
Medien; Jugendliche aus Ost und West traten in Briefkontakt – aus Sicht 
der SED lauerten damit überall die Einflüsse der „politisch-ideologischen 
Diversion“ des Klassenfeindes. Dagegen empfahl sich die Stasi als All-
heilmittel der Überwachung und Verfolgung. Sie sollte alle spontanen, 
abweichenden Regungen kontrollieren und nach Möglichkeit unterbinden. 

Die besondere deutsch-deutsche Situation des „Sozialismus in einem 
halben Lande“ (Dietrich Staritz) trieb also SED und Stasi-Führung zu die-
ser außergewöhnlichen Ausweitung des Apparates. Mit der Verfolgung 
von Oppositionellen oder der Überwachung von kritischen Schriftstellern 
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und Kirchen war seit den sechziger Jahren nur noch ein relativ kleiner 
Teil der Mitarbeiter befasst, während das ausufernde Aufgabenver­
ständnis mit dem Ziel der Massenüberwachung und die Arbeitsteilung 
der Großbürokratie immer mehr Personal erforderten. Beispiele sind 
die Passkontrolleure an der Grenze oder die Verkäuferinnen in der Polit-
bürosiedlung in Wandlitz – alle gehörten zu dem weitverzweigten Stasi-
Komplex unter der Hand des Ministers Erich Mielke. Ab 1983 konnte 
Mielke den Apparat jedoch nur noch geringfügig ausbauen, weil die 
Krise der DDR-Staatsfinanzen auch der Stasi Grenzen setzte.

2. Kaderpolitik

Die Hauptamtlichen Mitarbeiter der Stasi verstanden sich selbst als 
„Tschekisten“. Sie stellten sich damit in die Tradition der 1917 von den 
Bolschewiki gegründeten russischen Geheimpolizei Tscheka (russisch: 
Außerordentliche Kommission zur Bekämpfung von Konterrevolution 
und Sabotage). Von deren erstem Vorsitzenden Feliks E. Dzierżyński 
soll auch der revolutionär-verklärende Leitspruch der MfS-Mitarbeiter 
stammen: „Tschekist sein kann nur ein Mensch mit kühlem Kopf, hei-
ßem Herzen und sauberen Händen.“ Die sowjetische Geheimpolizei 
hatte sich unter dem Namen NKWD (russisch: Volkskommissariat für 
innere Angelegenheiten) in den dreißiger Jahren zu einem Instrument 
des Massenterrors entwickelt, dem Millionen Menschen als angebliche 
„Volksfeinde“ zum Opfer gefallen sind.

Die Hauptamtlichen Mitarbeiter galten als Teil der kommunistischen 
Parteiavantgarde, von der Josef Stalin gesagt hatte: „Die Kader ent-
scheiden alles“. Diesem kaderpolitischen Verständnis gemäß ging 
die Stasi bei der Auswahl ihres Personals nach äußerst strengen Kri-
terien vor, was die politische Linientreue und die geheimdienstliche 
Abschottung anging. Andere Merkmale wie Allgemeinbildung oder 
besondere fachliche Qualifikationen standen dahinter zurück und 
gewannen erst im Laufe der Jahre eine gewisse Bedeutung.

Da es in der DDR keine Beamten gab, waren fast alle Stasi-Mitarbeiter 
formal Berufssoldaten mit entsprechendem Dienstgrad. Abgesehen 
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von wenigen Zivilbeschäftigten bildeten die Zeitsoldaten im Wach-
regiment „Feliks E. Dzierżyński“ (sowie an einigen anderen Stellen 
im Apparat) die wichtigste Ausnahme. Hierbei handelte es sich um 
Wehrpflichtige, die sich freiwillig für drei Jahre anstelle des Dienstes 
in der Nationalen Volksarmee verpflichtet hatten. Für sie galten sehr 
viel weniger strenge Auswahlkriterien, und mit der geheimdienst-
lichen Arbeit waren sie nicht befasst; außerdem wurden sie von der 
Stasi selbst überwacht. Nur ein geringer Teil der Zeitsoldaten wurde 
in den normalen Stasi-Dienst übernommen.

Eine besondere Gruppe waren die zuletzt etwa 2.200 „Offiziere im 
besonderen Einsatz“ (OibE). Sie verbanden den Status des Stasi-Offiziers 
mit den Arbeitsweisen des Inoffiziellen Mitarbeiters (IM). Sie arbeiteten 
verdeckt in „sicherheitspolitisch relevanten Positionen“, zum Beispiel als 
Sicherheitsbeauftragte in großen Betrieben, in wichtigen Positionen ande-
rer bewaffneter Organe wie der Zollverwaltung oder der Volkspolizei oder 
als Geheimdienstresidenten in Auslandsvertretungen der DDR. 

Die Personalauswahl für den geheimen Apparat erfolgte nach strengen 
Regeln: Die Initiative musste von der Stasi ausgehen. Selbstbewerber 
wurden verdächtigt, feindliche Spione zu sein. Faktisch war die Mit-
gliedschaft in der SED vorgeschrieben, allerdings durfte bei jungen 
Einstellungskandidaten die Aufnahme in die Partei auch nach Dienst-
antritt noch erfolgen. Mitglieder der anderen Blockparteien (CDU, 
LDPD, NDPD, DBD) gab es im hauptamtlichen Stasi-Apparat nicht. Ehe-
malige Nationalsozialisten stellte die Stasi ebenfalls nicht ein. Neben 
der ideologischen Linientreue stand das Verbot jeglicher Westkontakte 
im Zentrum der Rekrutierungsregeln: Aus Furcht vor dem Eindringen 
gegnerischer Geheimdienste durften die Mitarbeiter sowie ihre engere 
Familie keine aktiven persönlichen Verbindungen in den Westen haben. 
Gab es Verwandte im Westen, so war der Kontakt abzubrechen. 

Bei der Personalsuche verließ sich die Stasi in erster Linie auf ihr näheres 
Umfeld: In den fünfziger Jahren kamen viele junge Mitarbeiter aus der 
Volkspolizei oder hauptamtlichen SED- und FDJ-Funktionen (Freie Deut-
sche Jugend). Außerdem hielten die Offiziere mit Hilfe ihrer Inoffiziellen 
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Mitarbeiter in den Betrieben und Einrichtungen, die sie zu überwachen 
hatten, oder in deren Lebensumfeld Ausschau nach geeigneten Kandida-
ten. Hinzu kam die systematische Suche in den Musterungsjahrgängen 
für den Wehrdienst. 

In den achtziger Jahren ließ die Bereitschaft jugendlicher Einstellungs-
kandidaten selbst aus dem SED nahen Milieu nach, sich den Kontakt-
verboten und Verhaltensregeln des rigide geführten Apparates zu 
unterwerfen. Um so stärker suchte die Stasi (gemeinsam mit der Natio-
nalen Volksarmee) in den Schulen nach geeigneten Bewerbern. Ab 
1981 beteiligte sie sich mit festen Sollquoten an der „Werbung für den 
militärischen Berufsnachwuchs“ ab der 7. Klasse der Polytechnischen 
Oberschule. Über diesen Rekrutierungskanal sind zum Beispiel 1986 
ca. 1.200 Einstellungen erfolgt.

3. Personalstruktur

An der Spitze des Apparates stand seit seiner Gründung 1950 ein 
harter Kern von kommunistischen Untergrundkadern mit langjähriger 
Erfahrung. Straßenkämpfe und Saalschlachten während der Weima-
rer Republik, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in der Illega
lität, Haft in Zuchthaus und Konzentrationslager, Emigration in die 
Sowjetunion, Militärdienst im Spanischen Bürgerkrieg, Partisanen- und 
Agenteneinsätze im Zweiten Weltkrieg – das waren typische Lebens-
stationen der ersten DDR-Geheimpolizeifunktionäre, bevor sie ab 1945 
die Polizei der Sowjetischen Besatzungszone nach kommunistischen 
Vorstellungen aufzubauen begannen. 

Einige von ihnen prägten die Atmosphäre im Apparat bis in die späten 
Jahre, allen voran der seit 1957 amtierende Minister, Armeegeneral 
Erich Mielke (1907–2000), der 1931 in Berlin zwei Polizisten erschossen 
hatte und danach in die Sowjetunion geflohen war. Seinen militanten 
Stalinismus legte er auch später nicht ab, wie etwa ein Stasi-interner 
Tonbandmitschnitt von 1984 zeigt:
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„Wenn wir nicht gerade hier in der DDR wären […], wenn ich in der 
glücklichen Lage wäre wie in der Sowjetunion, dann würde ich einige 
erschießen lassen. Revolutionäre Gesetzlichkeit […], nicht etwa den  
Prozess machen, so meine ich [das].“
(zitiert nach: Joachim Walther (Hrsg.): Mielke – ein deutscher Jäger, 
Audio-CD, München 1995).

Da es nur einige hundert geeignete alte Kommunisten gab, erfolgte der 
Personalausbau zunächst überwiegend mit ganz jungen Männern, die 
vor 1945 durch die Hitlerjugend und den Krieg geprägt worden waren 
und nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches häufig über die Freie 
Deutsche Jugend zur Volkspolizei gekommen waren. Meist stammten sie 
aus „proletarischen“ Verhältnissen und hatten nur eine einfache Volks-
schulbildung. Die alten Kommunisten waren für sie große Vorbilder. 
Der stellvertretende Minister Rudi Mittig (1925–1994) erinnerte sich:

„Es ging darum, am Schutz der neuen Republik mitzuwirken. Dass es 
Feinde zur Genüge gab, das war jedermann bekannt. […] Ich betrachtete 
die Werbung für das Ministerium für Staatssicherheit als einen Beweis 
für Vertrauen. […] Natürlich stand die Frage: Wem ordne ich mich unter? 
Meine damaligen Vorgesetzten, ich lege Wert auf die Betonung militä
rische Vorgesetzte, waren durchweg antifaschistische Widerstands-
kämpfer, die teilgenommen hatten am Spanischen Bürgerkrieg, am 
Kampf der Roten Armee gegen den Faschismus, die im Konzentrations-
lager waren. Alles Menschen, die aktiv gegen den Faschismus gekämpft 
hatten, denen ich, was ihr Leben betrifft, ihren Einsatz gegen den Faschis-
mus, ihre ganze Persönlichkeit, volles Vertrauen schenkte. […] Sie hatten 
sich – im Gegensatz zu mir – in der Zeit des Faschismus bewährt.“ 
(Rudi Mittig, in: Riecker, Schwarz, Schneider: Stasi intim, 1990,  
S. 166–168).

Prägend für diese Generation waren die politische Indoktrination durch 
Stalins Lehren von der „ständigen Verschärfung des Klassenkampfs“ 
sowie die alltäglichen Erlebnisse im Apparat: die Suche nach angeblichen 
oder tatsächlichen Agenten westlicher „Feindorganisationen“, die Ver-
haftungen und nächtelangen Verhöre bis zum Geständnis, das Gefühl 
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der schrankenlosen Macht. Damit ließen sich auch die denkbar schwa-
che Allgemeinbildung und die fehlenden kriminalistischen Kenntnisse 
überspielen. Erich Mielke forderte 1952: 

„Mir scheint, dass es darauf ankommt, dass dieser Genosse, der vielleicht 
nicht schreiben kann, weiß, wie man siegt und was man tun muss, um 
seine Feinde zu vernichten. Untersuchen wir einmal danach, wie manche 
großartig schreiben können und wie wunderbar sie daherreden, und prü-
fen wir, wie viel Feinde sie vernichtet haben. […] Es ist deshalb notwendig, 
den Menschen einzuhämmern den Glauben an den Sieg, dass sie ver-
stehen zu siegen.“ 
(SED-Kreisleitung, Protokoll über die Kreisparteiaktivtagung am 
28. Januar 1953; BStU, ZA, KL-SED 570, Bl. 24.).

Seit den sechziger und siebziger Jahren speiste die Stasi ihren unerschöpf-
lichen Personalhunger immer weniger aus der „Arbeiterklasse“. Mehr 
als die Hälfte der eingestellten Nachwuchskräfte waren Funktionärs-
kinder: Ihre Eltern waren selbst bei der Stasi tätig oder zum Beispiel bei 
der Volkspolizei, der Nationalen Volksarmee und im hauptamtlichen 
SED-Parteiapparat. Der 1978 eingestellte Andreas K. erinnerte sich:

„Ich habe das MfS (Stasi) kennen gelernt durch meinen Vater. Er war 
Kreisdienststellenleiter, und ich muss sagen, er hatte ein Arbeitskollektiv, 
wo wirklich einer für alle da war. Das hat mir eigentlich imponiert und 
mich auch motiviert, schon als Junge. Da waren die Familien integriert, 
wir haben als Kinder zusammen gespielt, man fühlte sich dort geborgen, 
auch als Jugendlicher. 
Nach der Lehre fing ich dann an in der Bezirksverwaltung Halle in der 
Untersuchungshaftanstalt, damit ich gleich den Gegner richtig kennen 
lerne, in persona. Ich habe dort, wie einige andere Kinder von MfS-
Angehörigen, als Wachtposten begonnen. […] Das einzige, wo ich schon 
Probleme bekam, war, dass ich dort nicht die Geborgenheit fand, die 
ich von der Kreisdienststelle gewohnt war, von meinem Vater und sei-
nen Genossen. Da gab es schon die ersten Konflikte, weil ich auch Leute 
kennen lernte, die bloß das Geld von der Staatssicherheit wollten.“ 
(Gisela Karau: Stasiprotokolle, Frankfurt/Main 1992, S. 155).
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Frauen waren im Stasi-Apparat mit einem Anteil von ca. 16 bis 19 Pro-
zent stets eine Minderheit und überwiegend auf typische Berufsrollen 
wie Sekretärinnen usw. festgelegt. In der eigentlichen geheimdienst-
lichen Arbeit spielten sie nur in der Informationsauswertung sowie 
bei der Postkontrolle eine gewisse Rolle. Weibliche Führungsoffiziere 
für Inoffizielle Mitarbeiter oder Vernehmungsoffiziere gab es selten; 
weibliche Generäle gar nicht.

4. Selbstverständnis und innere Atmosphäre

Die besonderen Auswahlkriterien und das hohe offizielle Prestige als 
„Schild und Schwert der Partei“ sorgten dafür, dass sich die Stasi-Mit-
arbeiter als „Genossen erster Kategorie“ fühlten, wie der erste Minister 
für Staatssicherheit, Wilhelm Zaisser, 1953 eingestand. Ihre Bezahlung 
war für DDR-Verhältnisse weit überdurchschnittlich; besondere Ein-
kaufsmöglichkeiten und weitere Privilegien kamen hinzu. Intern stan-
den die Mitarbeiter unter den Anforderungen der „bewussten“ militä-
rischen Unterordnung und des ständigen erzieherischen Drucks. Ein 
Ausstieg war nur ausnahmsweise möglich und führte zu lebenslanger 
Überwachung. „Verrätern“, die Kontakte zum Westen suchten, drohte 
bis in die achtziger Jahre hinein die Todesstrafe. 1981 wurde der letzte 
Stasi-Mitarbeiter wegen versuchter Spionage hingerichtet. 

Dem stand ein anrüchiges und angsteinflößendes Bild in weiten Teilen 
der Bevölkerung gegenüber. Die Stasi-Mitarbeiter spielten nach außen 
gerne ihren Nimbus der Allmacht aus, so dass selbst enge Kooperations-
partner wie Staatsanwälte und Volkspolizisten kuschten. Ganz besonders 
trafen Arroganz und Willkür die unmittelbar Verfolgten, vor allem in Ver-
hören und Untersuchungshaft. 

In den achtziger Jahren machte sich unter den Mitarbeitern eine gewisse 
Frustration breit: Die DDR geriet immer weiter in die Krise und damit 
die Überzeugung von der „Sache des Sozialismus“ ins Wanken. Gegen 
Oppositionelle durfte die Stasi auf SED-Geheiß nicht mehr so hart durch-
greifen wie zuvor, um Image-Schäden zu vermeiden; politische Häftlinge 
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wurden häufig durch die Bundesrepublik „freigekauft“; die wachsende 
Zahl der Ausreisewilligen war nicht in den Griff zu bekommen.

Für nachhaltige Verunsicherung sorgten ab 1985 die Reformpolitik 
des sowjetischen Staats- und Parteichefs Michail Gorbatschow und 
die damit verbundenen Deklarationen zum Abbau der Ost-West-Feind-
bilder. 1989 schlug die schleichende innere Zerrüttung schließlich 
im Angesicht der Massendemonstrationen in offene Hilflosigkeit um. 
Obwohl bis an die Zähne bewaffnet, wehrten sich die Stasi-Mitarbeiter 
weder gegen die Maueröffnung noch gegen die Besetzung ihrer Dienst-
stellen – noch, zu guter Letzt, gegen die komplette Auflösung ihres 
Ministeriums.
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Helmut Müller-Enbergs

Noch vor wenigen Jahren hießen sie „Spitzel“, „Denunzianten“ oder 
„Kundschafter“. Mit der deutschen Einheit hat sich die Bezeichnung 
„Inoffizielle Mitarbeiter“ (IM) für die heimlichen Zuträger der Stasi eta-
bliert. Sie ersetzten in der DDR, was in demokratischen Staaten eine 
offene Gesellschaft, unabhängige Medien und Demoskopie darstellen: 
Informationen über Stimmungen und Meinungen in der Bevölkerung. 
Die SED-Führung wollte einerseits stets über den Grad ihrer Macht-
gefährdung und andererseits immer über die konkrete Situation und 
Lage in der DDR unterrichtet sein. Zugleich hatten Inoffizielle Mitar­
beiter den Auftrag, verfassungsfeindliche Bestrebungen zu ermitteln, 
was beim MfS „politisch-ideologische Diversion“ bzw. „politische Unter-
grundtätigkeit“ hieß. Der Bogen hierfür war weit gespannt und reichte 
von einer privaten Meinungsäußerung bis hin zu politischen Aktivi-
täten. Überdies sollten sie, wenn auch selten, direkt auf gesellschaft-
liche Entwicklungen oder einzelne Personen durch ihr Wort und ihre 
Tat einwirken. Das konnte auch in seltensten Fällen bis zum Auftrags-
mord reichen. Diese unsichtbare Schattenarmee der Inoffiziellen Mit-
arbeiter war das wichtigste Repressionsinstrument in der DDR, ohne 
das die Stasi tatsächlich arbeitsunfähig gewesen wäre. Die Inoffiziellen 
Mitarbeiter waren der Atem für die Stasi-Lunge, wie ein Minister einmal 
erklärte: „Unser IM-Bestand, das sind unsere Atmungsorgane, und ohne 
diese Atmungsorgane können wir nicht leben und nicht arbeiten“. Denn 
anders als die Geheime Staatspolizei im Dritten Reich konnte sich das 
MfS kaum auf „Denunzianten“ stützen, die unaufgefordert die Diktatur 
informierten, vielmehr musste sie gezielt ein solches Netz Inoffizieller 
Mitarbeiter aufbauen.
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Inoffizielle Mitarbeiter wurden auf bestimmte Schwerpunkte angesetzt, 
von denen tatsächliche oder vermeintliche Gefahren ausgehen konnten. 
Diese Objekte, Territorien, Bereiche oder Personen waren so zahlreich, 
dass die geheimpolizeiliche Durchdringung tendenziell den Charakter 
einer flächendeckenden Überwachung annahm. Bereits von Beginn an 
lautete die Devise des MfS: „Wenn wir gute Inoffizielle Mitarbeiter haben, 
müssen wir das Gras wachsen hören. Wir müssen überhaupt alles wis-
sen.“ Dies ist dem MfS zwar in der Praxis nicht gelungen, aber breite 
Teile der Gesellschaft lebten stets in dem Bewusstsein, dass überall die, 
wie sie genannt wurde, Firma „Horch und Guck“ präsent sei; dass Mit-
schüler oder Arbeitskollegen mutmaßlich Spitzel sein könnten. Tatsäch-
lich war jeder einhundertste Einwohner als Inoffizieller Mitarbeiter in den 
Karteien des MfS verzeichnet. Zuletzt betrug die Anzahl der Inoffiziellen 
Mitarbeiter in der DDR 189.000 Personen. In der Bundesrepublik gab es 
rund 3.000. 

In den achtziger Jahren war der durchschnittliche Inoffizielle Mit-
arbeiter meist männlich und zwischen 25 und 40 Jahren alt. Der Anteil 
der Frauen unter den Inoffiziellen Mitarbeitern betrug etwa 17 Pro-
zent. Weniger als 1.000 Inoffizielle Mitarbeiter waren minderjährig, 
von denen die meisten 16 oder 17 Jahre alt waren, doch gab es auch 
vereinzelt 12-Jährige. In der Regel hatten sich Inoffizielle Mitarbeiter 
schriftlich und ehrenamtlich zur heimlichen Zusammenarbeit bereit 
erklärt. Überwiegend taten sie dies aus Überzeugung, obgleich ledig-
lich ein Drittel der Inoffiziellen Mitarbeiter Mitglied der SED war. Nicht 
wenige arbeiteten aus materiellen Gründen beim MfS mit, höhere 
Geldbeträge wurden jedoch nicht – oder nur in Ausnahmen – in Aus-
sicht gestellt. Erpressung war ebenfalls nicht die Regel und nur in Aus-
nahmefällen der Grund für Kooperationsbereitschaft. Die Zusammen-
arbeit währte häufig vier bis sechs Jahre und konnte jederzeit folgenlos 
beendet werden (was allerdings damals niemandem konkret bekannt 
war). Der Abbruch durch den Führungsoffizier geschah in der Mehr-
zahl der Fälle auf Grund einer mangelnden Perspektive oder der Nicht- 
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bzw. Nicht-Mehr-Eignung des Inoffiziellen Mitarbeiters. Jeder dritte 
Anwerbungsversuch des MfS wurde zurückgewiesen, was für den 
Betroffenen normalerweise ohne Konsequenzen blieb. Die Tätigkeit 
der Inoffiziellen Mitarbeiter ließ sich nach drei Aufgabenfeldern unter-
scheiden. Die überwiegende Zahl sicherte bestimmte Bereiche ab, ein 
geringer Teil wurde zur „Feindbekämpfung“ eingesetzt und ein wei-
terer Teil wirkte unterstützend, sie waren gewissermaßen die ehren-
amtliche logistische Basis des MfS. Inoffizielle Mitarbeiter zur Siche-
rung bestimmter Bereiche wurden primär dort geworben, wo sie in 
den Augen des MfS von besonderem Interesse für den „Feind“ waren. 
Ihre berufliche oder gesellschaftliche Stellung sollte diesen Inoffiziellen 
Mitarbeitern – auch mit Hilfe ihrer persönlichen Verbindungen – nach 
Möglichkeit einen breiten Überblick und gute Einflussmöglichkeiten 
verschaffen. Ihre geheime Arbeit sollte zur inneren Sicherheit bei-
tragen, vorbeugend und schadenverhütend wirken. Ziel war letztlich 
eine sichere und umfassende Bewertung und Beherrschung des ent-
sprechenden Bereiches. Dieser Funktionstypus des Inoffiziellen Mit-
arbeiters sammelte nicht nur Informationen über Personen oder Ereig-
nisse, sondern arbeitete auch aktiv an Einsätzen des MfS mit, etwa zur 
Aufklärung von Gesetzesübertretungen, und kam bei bestimmten ope-
rativen Maßnahmen zum Einsatz. Diese Inoffiziellen Mitarbeiter hatten 
zuletzt Bezeichnungen wie „IM zur politisch-operativen Durchdringung 
des Verantwortungsbereiches“ (IMS), „Gesellschaftliche Mitarbeiter 
für Sicherheit“ (GMS), „Inoffizieller Mitarbeiter im besonderen Einsatz“ 
(IME) oder „Führungs-IM“ (FIM).

Die Inoffiziellen Mitarbeiter zur aktiven „Feindbekämpfung“ waren die 
hochkarätigen Agenten des MfS in der DDR. Sie sollten bei der direk-
ten „Bearbeitung“ von verdächtigen Personen eingesetzt werden. Diese 
Inoffiziellen Mitarbeiter hatten „Feinde“ zu überprüfen, zu beobachten 
und gegen sie zu ermitteln, um dadurch Kenntnisse über deren Pläne, 
Maßnahmen und Methoden zu erlangen. Daneben war es ihre Auf-
gabe, Beweise für „Feindtätigkeit“ zu gewinnen, und zu deren „Zerset­
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zung“, Zerschlagung oder Zurückdrängung beizutragen. Sie konnten 
auch im Auftrag des MfS Verbindungen zu gegnerischen Nachrichten-
diensten unterhalten. Zuletzt hießen diese 3.900 Personen „Inoffizielle 
Mitarbeiter der Abwehr mit Feindverbindung bzw. zur unmittelbaren 
Bearbeitung im Verdacht der Feindtätigkeit stehender Personen“ (IMB). 
Einen beschränkteren Wirkungskreis als diese Funktionstypen hatten 
Inoffizielle Mitarbeiter für logistische Aufgaben. Sie stellten ein Zim-
mer, ihre Wohnung oder ihr Haus für konspirative Treffen zwischen 
dem Inoffiziellen Mitarbeiter und seinem Führungsoffizier zur Verfü­
gung oder sicherten solche Treffen ab. Für die Kommunikation zwi-
schen Inoffiziellen Mitarbeitern im „Operationsgebiet“ – also vornehm-
lich in der Bundesrepublik oder West-Berlin – und dem MfS konnte 
ihre Adresse oder ihr Telefon benutzt werden. Der Oberbegriff dieses 
IM-Typus lautet „Inoffizieller Mitarbeiter zur Sicherung der Konspira-
tion des Verbindungswesens“ (IMK), mit den Unterformen konspirative 
Wohnung (KW), konspiratives Objekt (KO), Deckadresse (DA), Decktele-
fon (DT) und Sicherheit (S).
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Helmut Müller-Enbergs

Die Gesellschaftlichen Mitarbeiter für Sicherheit (GMS) waren eine 
Sonderform der Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) des MfS, die beinahe ein-
malig in der Welt der Geheimpolizeien und Nachrichtendienste ist. Von 
ihnen waren zuletzt 33.000 Aktive in den Karteien des MfS verzeichnet. 
Die Schaffung der Gesellschaftlichen Mitarbeiter für Sicherheit entstand 
aus einer konkreten politischen Lage der DDR heraus. Als im Jahre 1967 
der Generalsekretär der SED, Walter Ulbricht, auf deren Parteitag zu der 
Feststellung gelangte, dass die Gesellschaft in der DDR zu einer „sozialis-
tischen Menschengemeinschaft“ zusammengewachsen sei, die sich vom 
Willen leiten lasse, den Staat DDR zu unterstützen und zu verteidigen, 
zog auch das MfS seine Konsequenzen daraus. Auf der Suche nach einer 
Bezeichnung für jene Bürger, die bereit waren, die DDR zu verteidigen, 
indem sie dem MfS geheime Informationen aus der Gesellschaft weiter 
trugen, war über den Namen „Deutsche Patrioten“ und „Gute Menschen“ 
reflektiert worden. 

Innerhalb der Stasi wurde die „Einbeziehung breiter gesellschaftlicher 
Kräfte“ zum Ausgangspunkt, um einen neuen Typus Inoffizieller Mit-
arbeiter zu schaffen, der zur „Sicherheit und Unantastbarkeit der sozia-
listischen Staats- und Rechtsordnung“ beitragen sollte. Als „wertvolle 
Ergänzung“ zu den Inoffiziellen Mitarbeitern – nicht als ihre Konkur-
renz – sollten die Gesellschaftlichen Mitarbeiter für Sicherheit Ausdruck 
einer „entfalteten Massenwachsamkeit“ sein. Im Unterschied zu den 
Inoffiziellen Mitarbeitern hatten die Gesellschaftlichen Mitarbeiter für 
Sicherheit allerdings nur begrenzt Kenntnisse von den geheimen Metho-
den des MfS und waren nur zum Teil in die operative Arbeit einbezogen. 
Vorrangig waren sie im Arbeits-, Wohn- und Freizeitbereich eingesetzt. 
Sie hatten zur Beseitigung von Mängeln und Missständen in der Gesell-
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schaft der DDR beizutragen. Das von ihnen verlangte offensive und „pro-
gressive Auftreten in der Öffentlichkeit“ wies ihnen aber auch die Rolle 
von Musterbürgern zu. In der Praxis zeigte sich hingegen, dass die Tren-
nung von Inoffiziellen Mitarbeitern und Gesellschaftlichen Mitarbeitern 
für Sicherheit kaum durchzuhalten war, weshalb in den letzten Jahren 
der DDR kaum Unterschiede zwischen diesen beiden Mitarbeitergruppen 
festzustellen sind.
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Partner des Operativen 
		  Zusammenwirkens

Wolfgang Templin, Karsten Dümmel

Die Akten der Stasi zeigen heute, dass sich diese Geheimpolizei bei allen 
Schwerpunkten und in allen Phasen ihrer Arbeit auf ein Netz von Part-
nern stützte. Die von der SED-Führung geforderte „staatliche Sicherheit“ 
konnte die Stasi ohne fremde Hilfe nicht garantieren. Partnerschaften 
suchte sie in allen Einrichtungen des öffentlichen Lebens in der DDR wie 
Volkspolizei, Schulen, Betrieben (Kader-/Personalabteilung), Fach- und 
Hochschulen, Post, Gewerkschaften, Sportvereinen usw. Über diese Part-
ner kam die Stasi sehr schnell an alle möglichen Informationen aus dem 
gesellschaftlichen, beruflichen und privaten Bereich. Es waren Informa-
tionen, die von der Stasi genutzt wurden, um Maßnahmen gegen Ver-
dächtige einleiten zu können: Arbeitsplatzbindung, Stadt- oder Haus-
arrest, Reise- und Urlaubssperre, Kaderaussprachen, Wohnungs- bzw. 
Arbeitsplatzdurchsuchungen, Verhaftungen, usw. 

Die Partner schritten mitunter selbst ein und nahmen auch aktiv an ope-
rativen Aktionen der Stasi teil. Diese Aktionen nannte die Stasi verdeckte 
„operative Kombination“. 

Neben den Hauptamtlichen Mitarbeitern und ihren Inoffiziellen Mit-
arbeitern (IM) hatte die Stasi ein großes Heer williger Zuträger und 
Unterstützer, die beim Beschaffen der konkreten Informationen und 
beim Ausspähen von Personen halfen. Neben den Personenakten der 
Stasi finden sich daher in den Archiven der DDR ungezählte Doku-
mente, in denen Einschätzungen über Personen enthalten sind: Urteile 
über ihre „ideologische Zuverlässigkeit“, ihre politischen Standpunkte, 
ihre charakterlichen Eigenschaften. Wenn man im Westen das Wort 
Gewerkschaften hört, denkt man ganz selbstverständlich an die Ver-
teidigung der Arbeitnehmerinteressen, an Tarifkämpfe und den Schutz 
in Arbeitsrechtskonflikten. Spricht man von Jugendorganisationen, so 
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denkt man an Pfadfinder, kirchliche Jugendgruppen oder die Nach-
wuchsorganisationen der Parteien. In der DDR hatten die offiziellen 
Gewerkschaften, der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) und 
die Staatsjugendorganisation der Freien Deutschen Jugend (FDJ) ganz 
andere Aufgaben. Die große Mehrheit der erwachsenen arbeitenden 
Bevölkerung und der Jugendlichen war in diesen sogenannten Massen-
organisationen erfasst. Betriebsversammlungen des FDGB und Ver-
anstaltungen der FDJ hatten häufig den Charakter ideologischer Schu-
lungen. In den Gewerkschaften gab es die sogenannten Schulen der 
sozialistischen Arbeit. Über die dort geführten Diskussionen, über 
geäußerte Standpunkte und Kritik schrieben die FDJ- und FDGB-Funk-
tionäre regelmäßig Berichte. Dort wurden abweichende Meinungen 
erfasst, schwarze Schafe registriert und Maßnahmen der „Kollektiv-
erziehung“ festgehalten. Das Gleiche galt für die Versammlungen und 
Veranstaltungen der SED und der Blockparteien. 

Die SED-Verantwortlichen misstrauten den Mitgliedern ihrer eigenen 
Partei und bespitzelten sie systematisch. Ein ausuferndes Berichtswesen, 
streng von unten nach oben organisiert, schuf ein ideales Reservoir für 
die Informationsbedürfnisse der Stasi. Die Stasi konnte sich bei Bedarf 
jederzeit Zugang zu den Berichtsunterlagen der Parteien und Massen-
organisationen verschaffen, was ihre eigene Papierflut aber nicht ein-
dämmte, sondern eher noch verstärkte. 

Informationen waren wichtig und unter Umständen entscheidend; 
die Stasi wollte jedoch weit mehr, als nur umfassend unterrichtet sein. 
Sie wollte wirksam kontrollieren, jederzeit eingreifen können und im 
entsprechenden Fall wirksam unterdrücken, ihre Gegner ausschalten. 
Funktionäre der Parteien, des Jugendverbandes und der Gewerk-
schaften waren wichtige Ansprechpartner; noch bedeutender konn-
ten Betriebsfunktionäre, die sogenannten staatlichen Leiter, und die 
Angestellten des Staatsapparates der DDR, die Staatsfunktionäre, 
sein. Eine unabhängige Verwaltung, wie sie in der Bundesrepublik 
eine Selbstverständlichkeit ist, über die sich der Bürger auch wirksam 
beschweren, gegen die er Klage führen kann, gab es in der DDR nicht. 
Der Staatsapparat der DDR funktionierte nicht wie eine rechtsstaat-
liche Verwaltung, sondern er war dem Willen der SED ebenso unter-
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worfen wie auch das Geschehen in den Betrieben. Über die Personalan-
gelegenheiten der Arbeiter und Angestellten in den Betrieben wachten 
die sogenannten Kaderleiter. Nach dem Zusammenbruch der DDR 
versuchten Staatsfunktionäre, Angestellte im Staatsapparat und Kader-
leiter der Betriebe und Institutionen ihre früheren Aufgaben in die Spra-
che der Demokratie und des Rechtsstaates zu übersetzen. Kaderleiter 
behaupteten, sie hätten Personalarbeit gemacht, Staatsfunktionäre 
erklärten, sie seien Verwaltungsangestellte gewesen. Ein Blick auf ihre 
Arbeitspraxis und ihre enge Zusammenarbeit mit der DDR-Geheim-
polizei zeigt hier die Lügen auf. 

In den Kaderleitungen der DDR wurden Personalakten geführt, zu deren 
wesentlichen Teilen die betroffenen Personen keinen Zugang hatten, die 
Stasi jederzeit. Gab es „Problemfälle“, konnten sich Stasi-Mitarbeiter direkt 
mit den Kaderleitungen über verwarnende Gespräche, Rückstufungen, 
Arbeitsplatzwechsel und andere betriebliche Repressionen abstimmen. 
Oft wurden auch die Kaderleiter von sich aus tätig und wandten sich an 
die Stasi. In den Rathäusern und Amtsstuben der DDR herrschte alles 
andere als ein normales Verwaltungsleben. Man konnte dort mit sei-
nem Personalausweis, den man immer mit sich zu führen hatte, hinein-
gehen und mit einem anderen Dokument herauskommen, nachdem 
der Personalausweis ohne vorherige Information und Vorwarnung ein-
behalten worden war. Dieses andere Dokument, ein sogenannter PM 12, 
stempelte den Inhaber zum Freiwild für jeden Polizeizugriff ab. Man 
konnte im Zug sitzen und an einem Grenzbahnhof zu Polen und Tsche-
chien bei der Personenüberprüfung erfahren, dass man die DDR nicht 
mehr verlassen durfte. Mit einer internen „Verwaltungsentscheidung“, 
die vorher weder mitgeteilt noch gar begründet wurde, konnte eine jahre-
lange Ausreisesperre verhängt werden. Im Hintergrund zog die Stasi die 
Fäden, musste selbst aber nicht direkt eingreifen, weil ihre Partner im 
Staatsapparat reibungslos funktionierten. Mindestens ebenso gut funk-
tionierte das Zusammenwirken mit den Partnern in der Volksbildung, an 
den Hochschulen und Universitäten der DDR. Die Kontrolle von Schülern 
und Eltern, die Möglichkeit, missliebige Eltern über die Schulsituation 
der Kinder einzuschüchtern oder zu erpressen, funktionierten nicht nur 
von Fall zu Fall, sie waren systematisch organisiert. Schulräte und ausge­
wählte, zuverlässige Lehrer waren Teil des Staatsapparates. Sie bürgten 

Was war die Stasi?
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dafür, dass den Interessen und Bedürfnissen der Stasi willfährig Rech-
nung getragen wurde. Die Jugendhilfe, eigentlich zum Schutz der Kinder 
und der Familien gedacht, verkehrte ihre Aufgabe ins genaue Gegenteil, 
wenn sie für Heimeinweisungen aus politischen Gründen oder sogar 
Zwangsadoptionen missbraucht wurde.

Lehrer und Hochschullehrer, Dozenten und Professoren wurden zum 
verlängerten Arm der Staatsgewalt und der Stasi umfunktioniert, wenn 
es um den Zugang zum Studium oder umgekehrt den Verlust des 
Studienplatzes oder Ausbildungsplatzes, die Relegierung, ging.

Nicht alle Pädagogen und Hochschullehrer, nicht alle Staatsangestellten 
wurden zu Werkzeugen. Die Akten der Stasi enthalten auch Beispiele 
für verweigerte Partner-Zusammenarbeit und anständiges Verhalten. 
Dies blieb aber eher die Ausnahme. Wie ein Krake, der sein Opfer von 
allen Seiten umschlingt, trachtete die Stasi danach, neben Partnern in 
den Betrieben und Institutionen, im Staatsapparat und an den Hoch-
schulen und Schulen auch feste „Ansprechpartner“ in den Wohngebieten 
zu haben. Da sich die SED als kommunistische Partei nach dem Betriebs-
system organisierte und für die älteren Mitglieder Parteigruppen in den 
Wohngebieten existierten, waren die Wohngebietsparteiorganisationen 
(WPO) ein geschätzter Partner für die Arbeit in der Fläche. Zur Regle-
mentierung und Kontrolle des Alltagslebens diente darüber hinaus das 
System der Mietergemeinschaften in den Häusern, die natürlich auch 
eine Leitung hatten, die Hausgemeinschaftsleitung (HGL). Die Haus-
gemeinschaftsleitung war die Fortsetzung des nationalsozialistischen 
Blockwartsystems zu DDR-Bedingungen. Im Zusammenspiel von Wohn-
gebietsparteiorganisation und Hausgemeinschaftsleitung – immer die 
Stasi im Hintergrund – wurde die Nachbarschaftsbespitzelung zum all-
gemeinen Prinzip. Unangemeldete Besucher, vor allem Westbesuch, 
verdächtige Musik, liederlicher Lebenswandel – alles konnte zum 
Gegenstand tagtäglicher Denunziation werden, über die Berichte der 
Inoffiziellen Mitarbeiter hinaus. Wer zu den Feiertagen nicht flaggte, an 
den Aktivitäten der Hausgemeinschaft, wie der Anfertigung propagan-
distischer Wandzeitungen, oder an den sonntäglichen Arbeitseinsätzen – 
den sogenannten Subbotniks – nicht teilnahm, konnte zum Gegenstand 
massiven Nachbarschaftsterrors werden.
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Für den unmittelbaren Repressionsteil ihrer Arbeit, für Verhöre, Zufüh
rungen, Verhaftungen und die Inhaftierung von Oppositionellen und 
Regimekritikern konnte die Stasi auf ihre Partner in der Volkspolizei und 
im Justizwesen der DDR setzen. Auch die Stasi selbst, und hier wird deut-
lich, dass es um weit mehr als einen „normalen“ Geheimdienst ging, 
konnte zuführen, verhören, verhaften; es gab eigene Untersuchungshaft-
anstalten der Stasi. Sie beaufsichtigte den wunschgemäßen Ablauf von 
Gerichtsprozessen, die Urteilsfindung und die Höhe der Strafen. Richter 
und Staatsanwälte der DDR waren nicht Bestandteil einer unabhängigen 
Justiz, sondern sie unterwarfen sich den Weisungen von SED und Stasi.

Was war die Stasi?
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Jugend im Blickfeld der Stasi

Thomas Auerbach

Seit ihrer Gründung 1950 setzte sich die Stasi mit unangepassten Jugend-
lichen auseinander. Hierbei ging es sowohl um die Absicherung von Groß-
veranstaltungen der Staatsjugendorganisation Freie Deutsche Jugend 
(FDJ) als auch um die Bekämpfung jugendlicher Widerstandsgruppen. 
Ausweislich der bisher aufgefundenen Unterlagen hat die Stasi das non-
konforme Auftreten von größeren Gruppen unter den DDR-Jugendlichen 
erst ab Mitte der fünfziger Jahre als ein politisches und soziales Prob-
lem wahrgenommen. Auf einer Kollegiumssitzung der Leitung der Stasi 
am 1. Februar 1956 registrierten die Teilnehmer im Zusammenhang mit 
der Gründung der Nationalen Volksarmee (NVA) pazifistische Tendenzen 
unter den Jugendlichen der DDR. Der damalige stellvertretende Minis-
ter, Bruno Beater, beklagte die mangelhafte Propagandaarbeit der FDJ 
und der Pionierorganisation (Kinderorganisation der DDR) bei der Wehr-
erziehung. Beater verlangte auf der besagten Kollegiumssitzung eine 
nicht näher definierte sofortige Entscheidung, wie man der Probleme 
unter den Jugendlichen Herr werden könne. 

„Meuten, Rowdygruppen, Klubs und Banden“ 

Erst am 19. Oktober 1961 griff der Stasi-Minister Erich Mielke das 
Thema in einem Schreiben an die Leiter der Hauptabteilungen (HA) 
und Bezirksverwaltungen (BV) erneut auf. Zum Zweck der Erarbeitung 
einer Analyse über die Lage unter der Jugend forderte er nach einem 
vorgegebenen Fragenkatalog detaillierte Informationen aus den Ver-
antwortungsbereichen der jeweiligen Diensteinheiten ab. Kurz nach 
dem Mauerbau interessierte Mielke besonders die Haltung der Jugend 
zur Verteidigungsbereitschaft, zur FDJ-Aktion „Blitz kontra NATO-Sender“ 
(Kampagne gegen den Empfang von Westsendern) und zur sogenannten 
Störfreimachung (von Lieferungen aus dem Westen). Offensichtlich 
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gestützt auf die daraufhin erfolgte Zuarbeit der nachgeordneten Dienst-
einheiten, erließ Mielke am 4. Juli 1963 erstmals für die gesamte Stasi 
verbindliche „Arbeitshinweise für die politisch-operative Bekämpfung 
der politischideologischen Diversion und Untergrundtätigkeit unter 
jugendlichen Personenkreisen in der DDR“. Damit reagierte die Stasi auf 
das Jugendkommuniqué des Politbüros der SED, das am 21. März 1963 
unter dem Titel „Der Jugend Vertrauen und Verantwortung“ veröffent-
licht worden war. Mielke unterstellte in den Arbeitshinweisen eine vom 
Westen betriebene Feindtätigkeit unter den DDR-Jugendlichen und legte 
als Hauptaufgabe fest, „der ganzen Jugend die Perspektive des Sozialis-
mus zu erklären“. Unter dem Deckmantel der Objektivität verbreite der 
Gegner den Antikommunismus unter der Jugend. 58 Prozent aller im 
Zeitraum Januar bis April 1963 bekannt gewordenen Feindhandlungen 
seien von Jugendlichen unter 25 Jahren begangen worden. Die bei-
spielhafte Schilderung feindlicher Handlungen von „Meuten, Rowdyg-
ruppen, Klubs, Banden“ und sonstigen „negativen Gruppierungen und 
Konzentrationen“ nahmen in den Arbeitshinweisen einen breiten Raum 
ein. Mielke legte u. a. fest, dass die inoffizielle Tätigkeit der Stasi stärker 
auf die Arbeit unter Jugendlichen bis 25 Jahre zu konzentrieren sei.

Am 11. Oktober 1965 fasste das Sekretariat des Zentralkomitees (ZK) der 
SED einen Entschluss zu Fragen der Jugendarbeit und dem Auftreten von 
sogenannten Rowdygruppen unter der Jugend. Darin wurden die Freie 
Deutsche Jugend und die Medien angewiesen, dem Eindringen westlicher 
Dekadenz keinen Vorschub zu leisten und ihm in überzeugender Weise 
entschieden entgegenzuwirken. Offensichtlich unter dem Eindruck von 
Auftritten einiger Beatbands zum Tag der Republik am 7. Oktober 1965 
wurde der Minister für Kultur beauftragt, solchen „Laienmusikgruppen“, 
deren Darbietungen „aus dekadenter westlicher Musik bestehen“, sofort 
die Lizenz zu entziehen. „Gammler“, welche die öffentliche Ordnung 
gefährdeten oder keiner geregelten Arbeit nachgingen, sollten in Arbeits-
lager eingewiesen werden. Dieser Entschluss war für die Stasi Anlass 
zu hektischer Betriebsamkeit. Die für die „Bearbeitung“ der Jugend 
zuständige HA XX/2 registrierte akribisch sämtliche Vorkommnisse bei 
der nun einsetzenden Disziplinierungskampagne. So genügte beispiels-
weise lediglich das „Herumstehen“ von 20 Jugendlichen im U-Bahnhof 
Berlin-Lichtenberg, dass diese vorübergehend verhaftet wurden.
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Befehl Nr. 11/66

Die wichtigste Reaktion der Stasi auf den Entschluss des ZK-Sekreta-
riats jedoch war der Stasi-Befehl Nr. 11/66. Diesen Befehl ergänzte 
die Dienstanweisung Nr. 4/66 und führte ihn genauer aus. Beide 
Dokumente behielten bis 1989 ihre Gültigkeit. Die Dienstanweisung 
4/66 regelte grundsätzlich die Vorgehensweise, Mittel und Metho-
den, Zuständigkeiten und Zielrichtung der Stasi bei der „Bearbeitung“ 
Jugendlicher. Sowohl der Befehl als auch die Dienstanweisung wur-
den bereits Ende der sechziger Jahre in Bezug auf aktuelle Ereignisse 
wie den Prager Frühling und den 20. Jahrestag der DDR durch Durch-
führungsbestimmungen ergänzt und verschärft. Nach dem Einmarsch 
der Truppen des Warschauer Paktes in die Tschechoslowakei im August 
1968 ordnete Mielke an, dass den Reaktionen Jugendlicher auf diese 
Geschehnisse vor allem an Hoch- und Fachschulen besondere Wach-
samkeit zu schenken sei. Dazu stellte die HA XX in ihrer Jahresanalyse 
fest, dass es hauptsächlich jugendliche Täter waren, die im Zusammen-
hang mit den „Sicherungsmaßnahmen vom 21. August 1968“ straffällig 
wurden. Auch der Befehl 11/66 wurde am 8. August 1969 durch eine 
1. Durchführungsbestimmung ergänzt. Dort verwies Mielke erneut auf 
das gehäufte Auftreten junger Menschen,„die durch ausgesprochen 
dekadentes Verhalten und Aussehen (ungepflegtes Äußeres, über-
langes Haar, anstößige Kleidung, Veranstalten anstößiger Partys) 
gekennzeichnet sind“.

Jugendliche inoffizielle Mitarbeiter (IM)

Nachdem die Stasi 1968, als Reaktion auf die Ereignisse in der Tschecho-
slowakei, Widerstand unter Jugendlichen in der DDR registrierte, sah sich 
Mielke in einem Schreiben an die Leiter der operativen Diensteinheiten 
genötigt, auf das Problem einzugehen. Er forderte die Werbung weite-
rer Inoffizieller Mitarbeiter (IM) zur Bearbeitung und Überwachung von 
Jugendlichen, die während der „Konterrevolution in der CSSR“ negativ 
aufgefallen waren.

Was war die Stasi?
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Inwieweit sich diese Forderungen in die Praxis umsetzen ließen, geht 
aus einer zusammenfassenden Einschätzung vom 23. Januar 1969 
hervor. Dort heißt es, dass man die besten Erfahrungen mit jugend-
lichen Inoffiziellen Mitarbeitern gemacht habe, die aus „positiven 
Elternhäusern“ stammen und eine „positive Grundeinstellung“ haben. 
Im Gegensatz zu „negativen und labilen Jugendlichen“ zeigten solche 
Inoffiziellen Mitarbeiter eine bessere Disziplin, höhere Eigeninitiative 
und ein größeres Einschätzungsvermögen. Andererseits hieß es, dass 
Jugendliche aus negativen Personenkreisen die günstigsten Voraus-
setzungen zur Aufklärung staatsfeindlicher Handlungen haben. Erst-
mals wurde hier ein Widerspruch offen benannt, den die Stasi bis 1989 
nicht lösen konnte und der die Arbeit mit jugendlichen Inoffiziellen 
Mitarbeitern erheblich behinderte. Die Stasi war bei der Überwachung 
Jugendlicher auf Informanten angewiesen, die „unzuverlässig“ waren 
und sich dem Zugriff der Stasi immer wieder entzogen. So musste 
eine Hauptabteilung der Stasi 1968 die Zusammenarbeit mit sechs 
Inoffiziellen Mitarbeitern einstellen, weil ihnen die „für die operative 
Arbeit erforderliche Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit und Beständigkeit“ nicht 
anerzogen werden konnte. Es handelte sich um Inoffizielle Mitarbeiter, 
die zur Bearbeitung jugendlicher Personenkreise geworben worden 
waren. Weiterhin stellte die Stasi fest, dass die Arbeit mit Kontakt-
personen (KP) unter 18 Jahren problematisch sei. Häufig auftretende 
Schwierigkeiten seien die Gefahr der Enttarnung, mangelndes objek-
tives Einschätzungsvermögen, abenteuerliche Vorstellungen von der 
Stasi-Arbeit und schneller Verlust des Interesses an einer Zusammen-
arbeit mit dieser. Trotzdem sei aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
der Einsatz solcher KP unbedingt erforderlich. Auffällig an diesem wie 
an anderen Berichten und Analysen aus jenen Jahren ist, dass der 
Begriff Inoffizieller Mitarbeiter für Personen unter 18 Jahren vermieden 
wurde und dass die verschiedenen Bezirksverwaltungen (BV) beim 
Umgang mit Jugendlichen gewissermaßen noch „experimentierten“. 
Diese Unsicherheit war sicherlich nicht in moralischen Skrupeln der 
Stasi-Mitarbeiter begründet, sondern leitete sich eher aus taktischen 
Erwägungen und aufgrund der Erfahrungen im Umgang mit Kontakt-
personen unter 18 Jahren her. 
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Sowjetische Genossen sollen helfen

Zu Anfang der siebziger Jahre entstand unter der Jugend der DDR 
die Tramperbewegung, die der Stasi wegen ihrer geistigen und kör­
perlichen Mobilität und dem damit einhergehenden Kontrollverlust 
außerordentlich suspekt war. Besonderes Ziel der Stasi war deshalb 
die offene Jugendarbeit der Evangelischen Kirche, weil sich dort solche 
Jugendliche sammelten. Mit dieser Entwicklung ging eine Politisierung 
einher, welche Anfang der achtziger Jahre in die Bildung von Friedens-, 
Menschenrechts- und Umweltgruppen mündete. 

Im April 1976 berichtete der Leiter der HA XX, Generalmajor Kienberg, 
während einer Beratung zwischen Stasi und sowjetischem Geheim-
dienst (KGB) über die aktuelle Lage unter den Jugendlichen in der DDR. 
Dekadente, politisch-negative Jugendliche, die sich im Äußeren an der 
westlichen Hippiebewegung orientierten, bildeten durch ihr massen-
haftes Auftreten in der Öffentlichkeit eine ständige Gefahr für Ordnung 
und Sicherheit. Diese jugendlichen Personenkreise veranstalteten auch 
sogenannte Partys, wo sie sich zum Abhören von Westradio, negativem 
politischen Meinungsaustausch, Nachahmung der westlichen Lebens-
weise, Alkohol und Rauschmittelmissbrauch und zu sexuellen Aus-
schweifungen zusammenfänden, meinte Kienberg. Die Gefährlichkeit 
dieser politisch-negativen Jugendlichen sei nicht zu unterschätzen. So 
hätten sich anlässlich eines Beat-Festivals im August 1974 im Vogtland 
Hunderte von Trampern zusammengerottet, um staatsfeindliche Paro-
len zu skandieren und gegen die Volkspolizei tätlich vorzugehen. Ein 
weiteres Problem, so führte Kienberg vor den sowjetischen Genossen 
aus, sei die inoffizielle Arbeit mit Jugendlichen unter 18 Jahren. Die 
bisherige Erfahrung der Stasi ließ dazu noch keine vollständige Ein-
schätzung zu. Diese operative Tätigkeit müsse jedoch ständig weiter-
entwickelt werden, da Jugendliche in diesem Alter gegenüber negativen 
Einflüssen besonders anfällig seien. Es bestehe großes Interesse daran, 
die Erfahrungen der sowjetischen Genossen auf diesem Gebiet kennen 
zu lernen, bemerkte der General abschließend.

Was war die Stasi?
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Wachsende Schwierigkeiten

Anfang der achtziger Jahre sah sich die Stasi mit einer weitaus radi-
kaleren Form von Jugendprotest konfrontiert. Konsequenter als die 
Tramper der siebziger Jahre verweigerten sich nun die Punks dem 
allumfassenden Zugriff von Partei und Staat. Der Stasi wurde diese 
Entwicklung besonders bei den Bemühungen deutlich, jugendliche 
Inoffizielle Mitarbeiter zu werben. Eine Analyse der Stasi zur Lage 
unter den Jugendlichen aus dem Jahr 1980 schilderte in geradezu dra-
matischer Weise die wachsenden Schwierigkeiten: Trotz erheblicher 
Anstrengungen aller Bezirksverwaltungen, die Qualität und Quanti-
tät der inoffiziellen Basis unter Jugendlichen zu erhöhen, seien die 
gestellten Ziele nicht erreicht worden. Zu verzeichnen sei vielmehr 
eine hohe „Abschreibungsquote“ bei jugendlichen Informanten. Ursa-
chen hierfür waren die bewusste Selbstenttarnung, Desinteresse an 
der Zusammenarbeit, mangelhafte Disziplin bei den vereinbarten 
Treffen, unbefriedigende Arbeitsergebnisse, Perspektivlosigkeit in der 
Zusammenarbeit und der Einfluss anderer „feindlich-negativer Perso-
nen“ auf die jugendlichen Inoffiziellen Mitarbeiter. Die operativen Mit-
arbeiter, so vermerkt die Analyse weiter, würden ungenügend auf die 
psychischen Besonderheiten der jugendlichen Inoffiziellen Mitarbeiter 
eingehen. Es werde immer schwieriger, in negative jugendliche Kreise 
einzudringen, weil sich die Zielgruppen verstärkt durch „Tests“ und 
„Mutproben“ absicherten.

Obwohl sich bei der Stasi die Erkenntnis durchgesetzt hatte, dass 
unter Druck geworbene Inoffizielle Mitarbeiter unzuverlässig wären 
und es daher sinnvoll sei, eine „freiwillige“ Zusammenarbeit anzu-
streben, versuchte man Anfang der achtziger Jahre verstärkt, den Man-
gel an jugendlichen Inoffiziellen Mitarbeitern mit brachialen Metho-
den zu beheben. Ratlos gegenüber dem zunehmenden Jugendprotest 
von Punks praktizierte die Stasi nun besonders gegen diese Gruppen 
Methoden wie das „Herausbrechen“ einzelner Gruppenmitglieder, um 
diese auf der „Basis der Wiedergutmachung“ für begangene Straftaten 
als Inoffizielle Mitarbeiter zu werben. Die Erfolge waren trotz finanziel-
ler oder „materieller Anreize“ nur gering. So betrug beispielsweise der 
Anteil Jugendlicher am Gesamtbestand von Inoffiziellen Mitarbeitern 
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in den Stasi-Bezirksverwaltungen im Jahre 1982 nur 10 Prozent. Der 
Anteil begangener Straftaten von Jugendlichen an der Gesamtzahl 
aller Straftaten betrug im gleichen Jahr 47,49 Prozent, bei (politischen) 
Staatsverbrechen 25,86 Prozent und bei Grenzdelikten 75 Prozent. Eine 
Analyse der Stasi für das Jahr 1984 hielt fest, dass im Berichtszeitraum 
keine qualitative und quantitative Verbesserung des Bestandes jugend-
licher Inoffizieller Mitarbeiter erreicht werden konnte. Der Bestand 
bei Jugendlichen unter 18 Jahren sei zurückgegangen, konstatierte die 
Studie. An dieser Feststellung wird deutlich, dass die Stasi inzwischen 
auch Inoffizielle Mitarbeiter unter 18 Jahren verpflichtet hatte. Die 
Bereitschaft labiler Jugendlicher, einen Kontakt mit der Stasi einzu-
gehen, sei durch gegnerische Beeinflussung rückläufig, bemerkte die 
Analyse weiter. In der Mehrzahl der missglückten Anwerbungsversuche 
habe eine politischnegative Meinung bereits im Alter zwischen 16 und 
18 Jahren bei den Jugendlichen vorgelegen. Von den 133 jugendlichen 
Inoffiziellen Mitarbeitern der Bezirksverwaltung Berlin wurden allein 
im Jahr 1988 von ihren Führungsoffizieren 42 als unzuverlässig einge­
schätzt. 

Auf dem rechten Auge Blind?

Dass in den Monatsberichten, Arbeitsplänen und Analysen der Stasi 
ab 1987 den Aktivitäten rechtsgerichteter, neonazistischer Jugendlicher 
große Aufmerksamkeit geschenkt wurde, ist auffällig. Bis dahin hatte 
die Stasi fast ausschließlich die linksgerichteten Punks im Visier. Offen-
sichtlich wurde die Stasi durch die gewalttätigen Ausschreitungen von 
Skinheads auf einer Punkveranstaltung in der Berliner Zionskirche am 
17. Oktober 1987 so aufgeschreckt, dass sich der Stasi-Minister Mielke 
persönlich veranlasst sah, bei ernsthaften Gefährdungen der Sicherheit 
(im Zusammenhang mit möglichen neonazistischen Ausschreitungen) 
den Gebrauch der Schusswaffe anzuordnen.

Es bleibt zu fragen, warum die Stasi den Rechtsradikalismus unter 
Jugendlichen erst so spät wahrnahm. Eine Antwort gibt vielleicht 
eine Anweisung des stellvertretenden Stasi-Ministers Generaloberst 

Was war die Stasi?
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Mittig vom 2. Februar 1988. Nachdem dort zunächst das äußere 
Erscheinungsbild der Skinheads (Glatze, Bomberjacke, Röhrenjeans, 
Springerstiefel) beschrieben wurde, lieferte Mittig eine Einschätzung 
ihrer Ideologie. Skinheads, so Mittig, gingen regelmäßig einer Arbeit 
nach und zeigten, im Gegensatz zu anderen negativ-dekadenten 
Jugendlichen, eine gute Arbeitsdisziplin und Arbeitsleistung. Militäri-
sche Ausbildung gehöre für sie zum „Deutschtum“, deshalb hätten sie 
eine positive Einstellung zum Wehrdienst. Diese vermeintlich positiven 
Eigenschaften passten in die DDR-Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der 
Disziplin, Ordnung, Sicherheit und Wehrwille zu den obersten Geboten 
zählten. Das rechtsradikale Potential wurde von der Stasi oftmals ledig-
lich als „negativer Anhang von Fußballclubs“ wahrgenommen. Die aus-
länderfeindlichen Ausschreitungen von Rostock, Hoyerswerda und 
anderswo haben hier eine ihrer Wurzeln. 

Fazit 

Zahlreiche Stasi-Dokumente belegen, dass die Überwachung der 
DDR-Jugend zu keiner Zeit flächendeckend funktionierte. Den aktuellen 
Entwicklungen lief die Stasi hinterher; häufig konnte sie nur noch reagie-
ren. Es bleibt festzuhalten, dass Jugendliche sich dem System vielfach 
konsequenter verweigerten und ihm widerstanden als Erwachsene.



98

Rekrutierungsmaßnahmen 
	  der Stasi bei Kindern und 
Jugendlichen

Karsten Dümmel

So wie der Rock ’n’ Roll die Jugend in der DDR während der fünfziger 
Jahre geprägt hatte, so formten auch Rock und Beat der sechziger nicht 
nur das Musikverständnis der Jugendlichen im Osten, sondern auch ihr 
äußeres Erscheinungsbild. Pilzfrisuren, lange Haare, wilde Bärte, Nickel-
brillen, ausgewaschene Jeans, Armeekutten (Parka) und selbstgebastelte 
Tragetaschen gehörten zum Standardrepertoire eines DDR-Hippies. 
Dem antibürgerlichen und nicht-konformen Äußeren vieler Kinder und 
Jugendlicher begegnete die SED-Führung mit Unsicherheit, Unverständ-
nis und Misstrauen. Junge Menschen galten als besonders leicht verführ-
bar und als anfällig für westliche Moden, westliches Gedankengut und 
westliche Ideologien, kurz: für „feindlich-negative“ Denkweisen. Während 
staatsloyales Verhalten in Schule, Universität und Beruf belohnt wurde, 
verfolgte die Stasi im Auftrag der SED scheinbar gesellschaftswidriges, 
nichtkonformes Verhalten mit versteckten oder offenen Repressionen. 

Zwei Schlüsseldokumente hierzu stammen aus dem Frühjahr 1966: 
die Dienstanweisung 4/66 und der Befehl 11/66. Mindestens zwei 
Hauptaufgaben fußten auf diesen Dokumenten „zur Bekämpfung 
der politisch-ideologischen Diversion und Untergrundtätigkeit unter 
jugendlichen Personenkreisen in der DDR“. Zunächst wurden hier alle 
die Personen und Gruppen benannt, die – aus der Erfahrung der Stasi – 
im Alter von 14–25 Jahren „Delikte mit hoher Gesellschaftsgefährlich-
keit“ begehen könnten. Zum Zweiten wurde beschlossen, Kinder und 
Jugendliche unterhalb des 18. Lebensjahres als Inoffizielle Mitarbeiter 
(IM) für die Stasi zu werben, um die Gruppen zu unterwandern bzw. 
aus den Gruppen heraus Informationen aus erster und zweiter Hand 
zu bekommen. 
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In der praktischen Arbeit hieß dies, folgende Personen und Gruppen 
„umfassend aufzuklären“:
›› vorbestrafte Jugendliche
›› haftentlassene Jugendliche
›› „arbeitsscheue“ Jugendliche und Arbeitsbummelanten
›› Rückkehrer aus der Bundesrepublik
›› Oberschüler (mutmaßlich Gymnasium)
›› Gruppierungen, die aufgrund ihrer angeblich labilen politischen  

und moralischen Haltung eine Basis zur Vorbereitung und Durch-
führung staatsfeindlicher Verbrechen bildeten

›› Jugendliche aus gestörten familiären Verhältnissen
›› Studenten
›› Jugendliche mit ungenügenden fachlichen und schulischen  

Leistungen
›› Lehrlinge
›› Jugendliche, die sich bewusst oder unbewusst vom  

sozialistischen Erziehungsprozess isoliert hatten

Um die „Organisatoren und Rädelsführer“ aus den „negativen und feind-
lichen Gruppierungen“ herauszuschälen, die vermeintlich „staatsfeind-
lichen Handlungen“ der Gruppen zu beeinflussen und „wirksame vor-
beugende Abwehrmaßnahmen“ einzuleiten sowie aktiv die sogenannte 
Feindtätigkeit der Jugendlichen zu unterbinden, plante die Stasi – wie 
bereits erwähnt – den Auf- und Ausbau eines Netzes von Inoffiziellen 
Mitarbeitern bei Personen unterhalb des 18. Lebensjahres. Dieses Netz 
wurde bis 1989 ausgebaut. Heute kann davon ausgegangen werden, 
dass zwischen 12.000 bis 17.200 Kinder und Jugendliche unterhalb des 
21. Lebensjahres inoffiziell als Mitarbeiter aktiv für die Stasi arbeiteten.

Eine andere Variante, Kinder und Jugendliche an die Stasi zu binden, 
war die Anwerbungspraxis für den hauptamtlichen Personalnach-
wuchs in den verschiedenen Diensteinheiten der Stasi. Hier wurden 
Schulen, Berufsschulen, Universitäten und Armee bewusst zur Rekru-
tierung des Nachwuchses genutzt. Dabei fand im Verlauf der 7. Klasse 
in jeder Schule der DDR die Vorauswahl geeigneter Jugendlicher als 
Kandidaten statt. Die zielgerichtete Gewinnung begann in der 8. Klasse 
und musste bis zum 15. Juni des jeweiligen Kalenderjahres in Klassen-
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stufe 9 abgeschlossen sein. Zentrale Bedingungen: keine Westverwandt-
schaft, der Schüler sollte das 12. Lebensjahr vollendet haben. Über 
Schulleitung und Fachlehrer wurden Listen erstellt, welche Schüler für 
den Dienst überhaupt in Frage kamen. In den Bewertungsbogen flos-
sen die politische Haltung des Jugendlichen, seine schulischen Leistun-
gen, seine Stellung zum Staat und zur DDR-Gesellschaft ebenso ein wie 
sein außerschulisches Engagement und die persönliche Einschätzung 
des Lehrers. Häufig waren es bestimmte Fachlehrer (Staatsbürgerkunde, 
Geschichte), Direktoren oder deren Stellvertreter, die den ständigen 
Kontakt zur Stasi hielten. Mitunter wurden diese dann in den Kreis- (KD) 
oder Bezirksdienststellen (BV) als Gesellschaftliche Mitarbeiter für Sicher-
heit (GMS) geführt. Bei der hier besprochenen Variante der Werbung 
nutzte die Stasi häufig auch den Weg über die Unterlagen der Natio-
nalen Volksarmee (NVA). Das heißt, während der Vorauswahl für den 
längeren Armeedienst von Jugendlichen, ob als Berufsoffizier (25 Jahre 
Dienst) oder Berufsunteroffizier (10 Jahre Dienst), werteten die speziell 
für Personal zuständigen Kaderoffiziere der Stasi die von der Armee 
gewonnenen Informationen aus und nutzten dieses Wissen für sich. Da 
die Vorauswahl für die Armee zur selben Zeit, also ebenfalls im Verlauf 
der 7. Klasse, an jeder Schule der DDR stattfand, war es möglich, die 
eigenen Absichten zu verdunkeln und zu verschleiern. 

In einem Operativen Vorgang mit dem Decknamen „forum“, welcher 
gegen einen Lehrer aus Plauen angelegt worden war, heißt es, „[...] 
schwer fällt es ihm, übertragene Aufgaben und Beschlüsse unserer 
Partei (SED) schöpferisch in seine Arbeit umzusetzen. In der wehr-
politischen Arbeit mit seinen Schülern der 9. Klasse hat er als ein-
ziger Klassenleiter von fünf Klassen keine Erfolge in der Nachwuchs-
gewinnung für militärische Berufe. Hier muss er sein Wissen erweitern. 
Lernen muss er vor allen Dingen, besser gegenüber seinen Schülern 
zu argumentieren.“ An diesem Auszug wird zum einen deutlich, dass 
es mutmaßlich zu allen Zeiten und an allen Orten die Ausnahme unter 
den Lehrern gab, aber auch, wie wenige es wirklich waren, die sich ver-
weigerten und Zivilcourage zeigten.

Die eigentliche Werbung fand zumeist in der Schule statt. Aus dem 
Unterricht heraus wurde der Schüler in einen Besprechungsraum 
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geführt. Dort erwarteten ihn in der Regel zwei bis drei Herren in Zivil; 
manchmal saß auch der Direktor oder der entsprechende Fachlehrer 
dabei. Argumentiert wurde häufig über die gute politische Einstellung 
des Schülers, über seine Leistungen im Allgemeinen oder im Konkreten: 
in Sport, Mathematik, Physik o. ä. Fächern – oder aber über seine loya-
len Eltern. Das gezielt eingesetzte Lob gehörte zum Gesprächsverlauf 
unbedingt dazu, so dass sich der Jugendliche aus der Masse der ande-
ren Schüler gehoben und sich auserwählt wähnte. Häufig wurde er dann 
über den Umweg einer scheinbaren Werbung für die Armee in mehreren 
Stufen und Sitzungen an die Stasi herangeführt. Andere Schüler wurden 
mit kleinen Aufgaben betraut, um sie zu binden. Wieder andere mussten 
mit leichtem Druck „überzeugt“ oder über die persönliche Bindung an 
den Stasi-Offizier emotional gefesselt werden. 

Dass das Alter der Jugendlichen zur Zeit ihrer ersten Verpflichtung für 
den Dienst bei der Stasi gerade einmal 14 Jahre war, ist heute ebenso 
nachweisbar, wie der weitere Verlauf der Betreuung zwischen Führungs-
offizier und Kandidaten. In regelmäßigen Abständen wurden sowohl der 
Kontakt als auch die persönlichen Beziehungen gepflegt. Besuche fan-
den bei den Jugendlichen auch zu Hause statt. Zu Weihnachten und zum 
Geburtstag gab es Geschenke. Museen, Offiziershochschulen, Theater, 
militärische Manöver, Kinos oder Konzerte waren andere Orte, wo sich 
Führungsoffizier und Zögling trafen. Bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres holte sich die Stasi die Bereitschaftserklärung des Jugendlichen 
jedes Jahr erneut schriftlich ein. 

Eine weitere Variante der Anwerbung geschah über das Wachregiment 
„Feliks Dzierzynski“ bzw. über die Verbindungsoffiziere (VO) der Stasi bei 
der Nationalen Volksarmee. Das Wachregiment war eine militärische 
Einheit der Stasi, die im Waffenrock der Nationalen Volksarmee „zur 
Gewährleistung der absoluten Sicherheit der führenden Repräsentanten 
der DDR“ und zur „militärisch operativen Sicherung“ von bestimmten Ein-
richtungen und Gebäuden zum Einsatz kam. Gleichzeitig wurden bei der 
Auswahl für diese Einheit nur Personen ausgesucht, „die als geeignete 
Nachwuchskader für den Einsatz in anderen Diensteinheiten des Minis-
teriums für Staatssicherheit zu entwickeln sind.“ Ähnlich gingen die Ver-
bindungsoffiziere der Stasi in den regulären Einheiten der Armee vor. 
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Die angeworbenen jungen Männer kamen teilweise bereits während 
ihrer Armeezeit zum Einsatz oder sie wurden als geeignete Inoffizielle 
Mitarbeiter an die Kreisdienststellen im jeweiligen Heimtatort der Rek-
ruten weitergegeben, übernommen, erneut zur Zusammenarbeit ver-
pflichtet und letztlich eingesetzt.

Was war die Stasi?
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Bereitschaftserklärung eines 14-jährigen Kindes, als Offizier (25 Jahre Dienstzeit)  
für die Stasi zu arbeiten.
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Udo Scheer

Wie jede Geheimpolizei dieser Welt wirkte die Stasi möglichst im Ver-
borgenen. Ihre „Dienstobjekte“ waren streng bewachte Sperrgebiete. 
In Berlin-Hohenschönhausen brachen Straßenzüge auf dem Stadt-
plan plötzlich ab, existierte das fast 20 ha große Areal der zentra-
len Stasi-Untersuchungshaftanstalt um die Genslerstraße scheinbar 
nicht. 2.500 „Hauptamtliche Mitarbeiter“ arbeiteten allein dort an der 
„Geständnisproduktion“ „politischer Feinde“, und noch einmal 7.000 
hatten ihren Arbeitsplatz in der Zentrale, dem nahegelegenen Haupt-
sitz des Ministerium für Staatssicherheit in der Normannenstraße, 
Berlin-Lichtenberg. Diese „Objekte“, wie auch die Bezirksverwaltungen 
der Stasi, bildeten gleichsam eigene Städte in der Stadt, mit eige-
nen Versorgungs-, Kino-, Freizeit- und teilweise eigenen Krankenein-
richtungen. Auch außerhalb der Dienstzeit blieben Mitarbeiter der Stasi 
weitgehend unter sich und damit unter gegenseitiger Kontrolle.

Die Stasi umgab eine Aura, die viele DDR-Bürger instinktiv vorsichtig 
sein ließ. Fast reflexartig sah man sich bei kritischen Äußerungen in der 
Öffentlichkeit nach möglichen „Gummiohren“ um, sprach leiser oder 
wechselte das Thema. Die meisten machten möglichst einen Bogen 
um ihre Dienststellen. Oft waren diese erkennbar an Überwachungs-
kameras, an ihren über drei Meter hohen Mauern und massiven Stahl-
blechtoren, die den Blick ins Innere verwehrten. Führte der Weg doch 
einmal dort vorbei, beschleunigte man seinen Schritt und vermied den 
Blickkontakt mit den uniformierten Wachposten.

War der gigantische Apparat für den Normalbürger zunächst kaum vor-
stellbar, denn alle Zahlen und Aktivitäten unterlagen strengster Geheim-
haltung, so erzielte die Stasi seit Anfang der achtziger Jahre allein schon 
durch ihre gewaltigen Areale und Häuserkomplexe eine abschreckende 
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Wirkung. So entstand beispielsweise in Gera, der Hauptstadt eines der 
kleinsten Flächenbezirke in Thüringen ein von keinem zu übersehendes 
Gebäudeareal, in dem 2361 Mitarbeiter der Stasi ihren Arbeitsplatz hat-
ten. Allein schon die Größe der Anlage vermittelte jedem eine Ahnung 
von der Dimension der Überwachung. 

Zu politischen Großereignissen wie Staatsfeiertagen, Parteitagen, Staats-
besuchen etc., und generell auf exponierten öffentlichen Plätzen wie 
dem Berliner Alexanderplatz sowie auf grenznahen Straßen und Bahn-
höfen führten die Volkspolizei (VP) und „zivile Kräfte“ im Auftrag der Stasi 
verstärkt Verkehrs- und Personenkontrollen durch. Ausweiskontrollen in 
Zügen durch die Transportpolizei waren ebenfalls Normalität, um poli-
tische Störungen, aber auch vermutete Republikfluchten im Vorfeld zu 
unterbinden oder auch um das Bewegungsprofil Stasi-Überwachter fest-
zustellen. 

Für Sicherungs- und Kontrollaufgaben im Wohngebiet und bei Großver-
anstaltungen wurde gern auch auf die gegen Ende fast 175.000 ehren-
amtlichen „Helfern der Volkspolizei“ zurück gegriffen. Die Kriminalpolizei 
mit ihren 15.000 „Inoffiziellen Kriminalpolizeilichen Mitarbeitern“ (IKM), 
vor allem deren politische Abteilung K1 (zuletzt 2.300 Mitarbeiter), über-
nahm ebenfalls zahlreiche Aufträge vom und für die Stasi, darunter die 
Aufklärung und strafrechtliche Verfolgung ungenehmigter Umwelt- und 
Friedensaktivitäten.

Jedem DDR-Bürger, der regelmäßig die Autobahn benutzte, fielen auf 
den wenigen Parkplätzen der Transitstrecken zwischen West-Berlin und 
der Bundesrepublik oft dieselben parkenden, meist mit zwei Männern 
besetzten PKW auf. Ähnliches konnte man im Bereich der Autobahn-
abfahrten und auf Brücken über die Autobahnen beobachten. In den 
Raststätten und auf ihren Parkplätzen waren die Zivilkräfte kaum zu 
übersehen. Dazu kam eine umfassende Fernsehüberwachung und – 
wie in der MITROPA-Raststätte Michendorf – eine Rundumbeobachtung 
mit Hilfe getarnter Periskope. Zuständig war die Hauptabteilung VIII 
der Stasi (Beobachtung/Ermittlung) in Zusammenarbeit mit den „Zoll-
organen“. Ihr Auftrag war klar. Sie hatten zu verhindern, dass es auf 
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den Transitstrecken zu Ost-Westbegegnungen kam, Informationen aus-
getauscht, verbotene Bücher, Zeitschriften u. a. eingeschmuggelt wur-
den, Personen in westdeutschen Fahrzeugen mitgenommen wurden 
(Fluchthilfegefahr) oder dass Bundesbürger unerlaubt die Transitwege 
verließen, um Verwandte oder Bekannte in der DDR zu treffen. Das 
vergleichsweise geringe Verkehrsaufkommen erleichterte der Stasi die 
Überwachung.

Trotz dieses gigantischen, vernetzten Apparates war eine vollständige 
Überwachung aller DDR-Bürger nicht möglich. Deshalb wurde ein mehr-
stufiges Rasterprinzip entwickelt, ohne dass Betroffene eine Ahnung 
von dessen Dimension hatten. In einem ersten Raster wurden erfasst: 
alle Besuchsreisenden in die Bundesrepublik und ins westliche Aus-
land, Briefkontakte zu Nichtverwandten ins westliche Ausland, Nicht-
beteiligung an Wahlen und Eingaben an staatliche Stellen mit politi-
schem Hintergrund.

In einem zweiten Raster standen unter Beobachtung: Rückkehrer, 
die zeitweilig im westlichen Ausland gelebt hatten, aktive Christen, 
Angehörige von Ausgereisten oder Flüchtlingen, Jugendszenen und Per-
sonen, deren „Operative Vorgänge“ (OV) abgeschlossen waren. 

Ein drittes Raster erfasste Beschäftigte, die in staatsbedeutenden oder 
sicherheitsrelevanten Bereichen tätig waren. Allein rund drei Millionen 
Personen, darunter alle „Reisekader“ (Sport, Kultur, Wirtschaft, Wissen-
schaft...) und „Geheimnisträger“ vom Grenzoffizier bis zum Mitarbeiter 
in der betrieblichen Vervielfältigungsstelle (Ormig, Lichtpauserei) wurden 
regelmäßigen Sicherheitsüberprüfungen (Gesinnung, Westkontakte, poli-
tische Vorkommnisse im Familienkreis etc.) unterzogen. 

Für Funktionsträger, in gehobenen beruflichen Positionen oder in 
Arbeitsbereichen, die dem Geheimnisschutz unterlagen, war es normal, 
von Verbindungsoffizieren oder Fachleuten der Stasi Arbeitsaufträge zu 
erhalten, ihnen Auskünfte zu geben ohne Fragen zu stellen.

Was war die Stasi?
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Insgesamt war die Stasi im DDR-Alltag präsenter, als viele es heute 
eingestehen würden. Die Zusammenarbeit erfolgte jeweils aufgaben-
bezogen und unter strengster Verschwiegenheit, und manche – nicht nur 
die Inoffiziellen Mitarbeiter – sahen sich dabei durchaus privilegiert.

Insgesamt legte die Stasi in den vierzig Jahren ihres Bestehens fast eine 
Million Untersuchungsvorgänge gegen DDR-Bürger an. Wer „zugeführt“ 
wurde, um danach bis zu 48 Stunden vernommen zu werden, ohne 
dass ein Haftbefehl vorliegen musste, wer in U-Haft verschwand oder 
aus politischen Gründen verurteilt wurde, musste vor seiner Entlassung 
eine Schweigeerklärung abgeben. Die meisten schwiegen bis 1989 tat-
sächlich über das Erlebte, selbst innerhalb der Familie. Zu groß war die 
Angst, dass etwas in falsche Ohren gelangte, dass Nahestehende sich zu 
unerlaubten Reaktionen hinreißen lassen und hierdurch sich und andere 
gefährden könnten.

Die Volkswirtschaft der DDR galt als einer jener sensiblen Bereiche, 
dessen problemlosen Ablauf und „Störfreiheit“ die Stasi ebenfalls zu 
sichern hatte. Dafür zuständig war die Hauptabteilung XVIII. Ihre Aufgabe 
bestand darin, Industrie und Forschung gegen Spionage und Sabotage 
zu schützen, gravierende Probleme bei der Planerfüllung aufzudecken 
und Sicherheitsüberprüfungen von Geheimnisträgern vorzunehmen. 

Das wichtigste Instrument dazu bildete eine kaum vorstellbare Geheim-
haltung nahezu aller betrieblichen Prozesse. Sie reichte von „Nur für 
den Dienstgebrauch“ des persönlichen Arbeitsbuches eines einfachen 
Angestellten über das betriebliche Telefonverzeichnis als „Vertrauliche 
Dienstsache“ und der „Vertraulichen Verschlusssache“ bis zur „Gehei-
men Verschlusssache“ in der sogenannten Sonderproduktion. Der stark 
übertriebene Geheimnisschutz führte u. a. dazu, dass Fachleute und 
Spezialisten aus „Sicherheitsgründen“ von innovativen Arbeitsfeldern 
entfernt wurden und ein effektiver Wissensaustausch häufig blockiert 
wurde. 
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Bei der Aufklärung von Bränden, technischen Havarien und schweren 
Produktionsstörungen wirkte die Stasi federführend mit. Ebenso ver-
stand sie sich als Kontrollapparat, der ökonomische Missstände, Pla-
nungs- und Leitungsfehler in den Betrieben aufzudecken hatte, die 
zuständigen Wirtschaftsfunktionäre der SED informierte und einzu-
leitende Gegenmaßnahmen vorschlug.

Ähnlich wie in der Wirtschaft beobachteten speziell eingerichtete „Vor-
gangsgruppen“ in den Bezirksverwaltungen (BV) und in den Kreisdienst-
stellen die Situation in „Handel und Versorgung“ und protokollierten die 
Reaktion in der Bevölkerung.

Beispielsweise kam es im Herbst 1982 zu „erhöhten Abkäufen in allen 
Sortimenten“, nachdem die SED-Führung mit einer massiven Militari-
sierung der Gesellschaft auf den NATO-Nachrüstungsbeschluss in der 
Bundesrepublik reagierte und damit eine immense Angst vor einem 
neuen Krieg unter der Bevölkerung auslöste. Mitarbeiter der Stasi liste-
ten auf, bei welchen Waren der Mehrbedarf nicht mehr gedeckt werden 
konnte. Das betraf fast alle lagerfähigen Lebensmittel und Konserven. 
Die Angst der Stasi bestand darin, Anzeichen für eine drohende Volks-
erhebung nicht rechtzeitig zu erkennen und verhindern zu können.

Besondere Bedeutung kam der Zentralen Auswertungs- und 
Informationsgruppe der Stasi zu, die meist wöchentlich der SED-Füh-
rung und dem Politbüro Stimmungs- und Lageberichte für ihre Ent-
scheidungsfindung zuarbeitete. Nach dem gleichen Prinzip informierten 
Diensteinheiten der Stasi-Bezirksverwaltungen und Kreisdienststellen die 
SED-Bezirks- und Kreissekretäre. 

So hatte es während des „Prager Frühlings“ 1968 für die Stasi oberste 
Priorität, reformsozialistisches und oppositionelles Gedankengut 
in der DDR zu erkennen und jede Streikbereitschaft „im Keime zu 
ersticken“. Mit gleicher Wachsamkeit analysierten die Auswertungs- und 
Informationsgruppen die Situation im Land, als 1980/81 die unabhängige 
polnische Gewerkschaft Solidarność zu einer Massenbewegung wurde. 
Aus tiefsitzendem Misstrauen gegen das Volk und um eine befürchtete 

Was war die Stasi?
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Stasi im Alltag der DDR

Eskalation nach „Gdańsker Muster“ zu verhindern, sicherte die Stasi den 
Staatsbesuch von Bundeskanzler Helmut Schmidt 1981 in Güstrow mit 
17.000 Mann und mit fast noch einmal so vielen Volkspolizisten ab.

Die „Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe“ der Stasi lieferte 
der SED-Führung zahlreiche Erkenntnisse über die ständig wachsenden 
Probleme in allen Bereichen der Gesellschaft: Aus der zunehmend maro-
den Wirtschaft, aus der mangelhaften Verkehrsinfrastruktur, aus den 
Bereichen Versorgung und Gesundheitswesen, über die zunehmende 
Ablehnung der SED-Politik in der Bevölkerung und die wachsende Aus-
reisebewegung und Opposition etc.

Bei der Stasi beschäftigt zu sein, bedeutete zunächst, die Privilegien 
einer Sonderversorgung zu genießen. Zudem beanspruchte die Stasi 
Sonderkontingente an Wohnungen und PKW. Stasi-Mitarbeiter waren 
unter anderem daran zu erkennen, dass sie vergleichsweise neue und 
bessere PKW der Marken Lada und Shiguli fuhren und Ende der acht-
ziger Jahre sogar importierte VW Golf. Für sie galten nicht die landes-
typischen Wartezeiten von 10 bis 15 Jahren für ein Auto.

Bezeichnenderweise schreckte die Stasi nicht davor zurück, ihr Negativ-
Image zu nutzen, um Andersdenkende, in verbotenen privaten Lese- und 
Philosophiekreisen, in unabhängigen Umwelt- und Friedensgruppen 
gezielt zu denunzieren, sie seien Stasi-Zuträger. Dazu genügte schon 
eine Fotomontage in einer Zeitung, welche die „Zielperson“ zusammen 
mit einem stadtbekannten Stasi-Mitarbeiter zeigte und ein hierzu öffent-
lich gestreutes Gerücht. Es war eine überaus wirksame „Zersetzungs-
maßnahme“, um Keile in Freundeskreise zu treiben und durch gesätes 
Misstrauen Aktivitäten von Gruppen zu lähmen.

Weniger Ansehen als die Hauptamtlichen Mitarbeiter der Stasi genossen 
einzig die Spitzel, die „Inoffiziellen Mitarbeiter“ (IM) und die „Gesellschaft-
liche Mitarbeiter“ (GMS). Instinktiv wurden oftmals in den Wohngebieten 
diese Zuträger von den Bewohnern der Stasi zugeordnet. Stand erst ein-
mal das Gerücht im Raum, wurde es ziemlich einsam um sie, egal ob im 
Arbeitskollektiv oder in der Kneipe. 
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Die Dichterin Helga M. Novak, der 1966 die Staatsbürgerschaft der DDR 
aberkannt worden war, hatte das Ansehen der IM in der Bevölkerung der 
DDR in ihrer Tragoballade vom Spitzel Winfried Schütze in platten Rei-
men schon in den fünfziger Jahren so auf den Punkt gebracht:

der schlechteste Mann im ganzen Land 
das ist und bleibt der Denunziant

Als der Spitzel in ihrer Ballade seinen inneren Zwiespalt nicht mehr aus-
hält, lässt sie ihn, bevor er sich an der Teppichstange erhängt, ausrufen:

der schlechteste Staat auf dieser Welt
ist der, der sich die Spitzel hält

Was war die Stasi?
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Motive, Motivketten und Kriterien  
		  für die Mitarbeit bei der Stasi

Karsten Dümmel

Was aber, so fragen wir heute, hat Menschen dazu bewogen, als Haupt-
amtliche, als Inoffizielle oder als Gesellschaftliche Mitarbeiter der Stasi 
zu arbeiten? Die bisherigen Analysen der verschiedenen Akten ergeben 
kein einheitliches Bild. Mindestens sieben verschiedene Typen können 
bislang unterschieden werden, wobei mitunter nicht ein einzelner Grund 
für die Zusammenarbeit ausschlaggebend war, sondern häufig eine 
Kombination aus mehreren. Des Weiteren ist festzuhalten, dass zu dem 
jeweiligen Ausgangsmotiv im Laufe der Zeit andere hinzu kamen, wieder 
andere wegfielen und somit variierende Motivketten für die Zusammen-
arbeit entstanden. 

Folgende Unterscheidungen lassen sich heute treffen:

1.	 Es gab Mitarbeiter, die aus politischer oder weltanschaulicher Über-
zeugung handelten, d. h. Personen, die an den Sozialismus glaubten 
und von der herrschenden Ideologie überzeugt waren. 

2.	 Auch gab es Mitarbeiter, die vorgaben, überzeugt zu sein, und die 
an einen besseren Sozialismus glaubten, obwohl sie mit dem realen 
nicht ganz oder nicht mehr einverstanden waren. Häufig waren dies 
Personen, die unkritisch den Realsozialismus akzeptiert hatten, weil 
ihnen von Staat und Gesellschaft dieses Modell als Lebensentwurf 
angeboten worden war. In dieser Gruppe fanden sich aber auch 
DDR-Bürger, die sich ängstlich an Vorschriften hielten und die ihre 
versteckte Wut über die eigene Anpassung an jedem ausließen, der 
nicht angepasst lebte und nach neuen oder alternativen Lebensent-
würfen suchte. Inoffizielle Mitarbeiter dieser Gruppe verrieten aus 
Bürgerpflicht und aufgrund eines Loyalitätsgefühls gegenüber dem 
Staat, nicht aber aus Überzeugung.



112

3.	 Von den beiden Varianten überzeugter bzw. teilüberzeugter Mit-
arbeiter unterschieden sich solche Mitarbeiter, die aus Geltungs-
bedürfnis heraus handelten oder als Denunzianten den Verrat 
begingen, weil sie hierdurch überhaupt erst wahrgenommen wurden 
und somit eine Aufwertung ihrer Person erfuhren. Bedürftig nach 
Anerkennung, waren die Menschen dieser Gruppe häufig unfähig, 
ein Angebot der Macht auszuschlagen. Mitunter drängte es sie aber 
auch, selbst an der Macht zu partizipieren. Manchmal ging es den 
Geltungsbedürftigen indes auch darum, ihren scheinbar oder tat-
sächlich schlecht informierten Auftraggebern die Wahrheit über das 
„wirkliche“ Leben im Realsozialismus zu spiegeln. 

4.	 Ebenfalls häufig anzutreffen waren Mitarbeiter, die aus Gewinn-
sucht, aufgrund eines beruflichen, eines finanziellen oder eines ide-
ellen Vorteils mit der Stasi zusammen arbeiteten. In diesem Kreis 
gab es zumeist sehr vielseitig verwendbare Personen, die mit einer 
mitunter skrupellosen Intelligenz für ihren beruflichen, finanziellen 
oder aber auch ideellen, nichtmateriellen Vorteil agierten. Sie kalku-
lierten Aufwand und Nutzen und behielten mitunter auch Wissen für 
sich, wenn sie dafür nicht „angemessen entlohnt“ wurden. 

5.	 Die in ihrer Persönlichkeit gespaltenen Mitarbeiter waren in der 
Regel selbst irgendwann während ihres Lebens Opfer repressiver 
Maßnahmen geworden. Sie spitzelten und verrieten gerade da, wo 
sie liebten. Lust an Teilhabe an der Macht mischte sich bei die-
sen Menschen mit geheimer Lust am Protest dagegen. Ihre Motive 
waren eine Mischung aus gesellschaftlicher Macht-Partizipation und 
privater Machtposition. Sie wirkten glaubwürdig und setzten sich für 
die Freunde ein, die sie verrieten. Es waren Männer oder Frauen mit 
zwei Gesichtern. Hier fanden sich der Ehemann, der die eigene Frau 
denunzierte, der Vater, der den Sohn aushorchte, oder der Bruder, 
der den Bruder verriet, „um ihn vor sich selbst zu schützen“. 

6.	 Es gab auch Mitarbeiter, die auf Grund einer so genannten „Wieder-
gutmachungspflicht“ Informationen sammelten und weitergaben. 
Wiedergutmachung war dabei eine verhüllende Umschreibung der 
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Motive, Motivketten und Kriterien für die Mitarbeit bei der Stasi

Stasi für Erpressung. Die Mitarbeiter dieser Gruppe handelten häu-
fig aus tatsächlichen oder permanent eingeredeten Schuldgefühlen 
heraus. Sie erledigten ihre Aufgaben häufig aus Furcht vor der Ent-
deckung bzw. Bestrafung einer Straftat, von der nur die Stasi wusste. 
In einem dauernden Abhängigkeitsverhältnis gegenüber dem Staat 
bzw. der Stasi stehend hatten diese Menschen mitunter selbst in 
Gefängnissen der Stasi gesessen: an der innerdeutschen Grenze 
gefasste Republikflüchtlinge, Soldaten, die fahrlässig den Tod eines 
Kameraden oder die Zerstörung hochwertiger Militärtechnik mitver-
schuldet hatten, aber eben auch – wie beim Inoffiziellen Mitarbeiter 
„Paulus“ aus Jena – ein dreifacher Vergewaltigungstäter, der vorzeitig 
begnadigt worden war, weil er Zugang zu bestimmten Szenen hatte, 
in die die Stasi sonst nicht hätte eindringen können. 

7.	 Schließlich existierten Mitarbeiter, die bei der Stasi arbeiteten, 
um sie zu schädigen oder zu zerstören. Diese Gruppe war ver-
schwindend klein, fast zu vernachlässigen. Dennoch gab es auch sol-
che Männer und Frauen, die verdeckt für westliche Geheimdienste 
arbeiteten oder auf eigene Faust – meist zu ihrem persönlichen, 
finanziellen Vorteil – Informationen über die Stasi sammelten, um 
bestimmte Bereiche (Westarbeit) zu sabotieren. Das war äußerst 
gefährlich und endete, z. B. in den Fällen von Werner Teske und 
Horst Garau, meistens tödlich. 

Kriterien für die Mitarbeit bei der Stasi

Es ist eine Lebenslüge, wenn ehemalige Inoffizielle oder Gesellschaft-
liche Mitarbeiter der Stasi heute behaupten, sie seien „abgeschöpft“ oder 
unwissend angeworben worden. Zu den Kriterien für die Mitarbeit als 
Inoffizieller Mitarbeiter der Stasi gehörten folgende Punkte:
1.	 Die Verpflichtungserklärung (handschriftlich oder vorgeschrieben, 

manchmal mündlich mit Vermerk oder auf ein Tonband gesprochen, 
manchmal transkribiert).

2.	 Die Schweigeverpflichtung „gegenüber jedermann –  
auch den nächsten Verwandten“.
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3.	 Die mehr oder weniger freie Wahl des Decknamens.
4.	 Die „TREFF Vereinbarung“. Wie, wann und wo sich Führungsoffizier 

bzw. Stasi-Mitarbeiter und Inoffizieller Mitarbeiter trafen.
5.	 Die Übergabe von sach- bzw. personenbezogenen Informationen 

und Berichten.
6.	 Die Annahme von Geld- oder Sachwerten für Dienste bei der Stasi.
7.	 Die nicht materielle Lebensunterstützung (bei Wohnungs-, Berufs- 

oder Studienwünschen, beruflicher Beförderung, Zuteilung 
zum Gymnasium, Zuteilung von Osteuropa- oder Westreisen, 
Genehmigung von Auslandsaufenthalten, Zuteilung von Autos, Bau-
genehmigungen und Baumaterialien ohne Wartefrist u. a. m.).

Was war die Stasi?
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Verweigerung der Mitarbeit

Karsten Dümmel

Zu allen Zeiten während der nahezu vierzigjährigen Existenz der Stasi 
gab es Verweigerer. Es gab Menschen, die als Inoffizielle Mitarbeiter bzw. 
als Gesellschaftliche Mitarbeiter für Sicherheit geworben werden sollten 
oder es bereits waren und die dennoch die Zivilcourage besaßen, klar und 
vernehmlich nein zu sagen bzw. andere Formen fanden, um dem Abhän-
gigkeits- und Mitarbeiterverhältnis zur Stasi zu entkommen. Geschätzt 
wird heute, dass mehr als acht von zehn Anwerbungsversuchen der Stasi 
scheiterten. Dies geschah entweder durch eine aktive und mutige und 
deshalb selten zu findende Verweigerung bei einem der ersten offenen 
Werbungsgespräche (s. den Beitrag von Siegfried Reiprich) oder aber – 
wie häufig – durch passive Verzögerungstaktiken ohne klares NEIN. Bei-
spiel: „Ich fühle mich noch nicht reif genug“; „bin den Anforderungen noch 
nicht gewachsen“; „kann mir derzeit nicht vorstellen, dass [...]“; „zu viele 
berufliche und private Verpflichtungen“ etc. 

Ähnliche Beispiele gab es auch bei bereits geworbenen Mitarbeitern. Es 
gab beispielsweise Inoffizielle Mitarbeiter, die aktiv ihren Ausstieg forcier-
ten, indem sie sich (teilweise) öffentlich zur Mitarbeitertätigkeit für die 
Stasi bekannten, sich damit selbst enttarnten – und somit auch in Gefahr 
brachten (s. den Beitrag von Wolfgang Templin). Aussteiger, die sich schrift-
lich oder mündlich ausschließlich gegenüber dem Führungsoffizier ent-
pflichteten (s. „IM Martin“, BV Erfurt), gehörten ebenfalls zur aktiven Gruppe 
der Aussteiger. Aussteiger, die keine oder nur unbrauchbare Berichte lie-
ferten, nicht mehr zu den ausgehandelten Treffpunkten erschienen, jedes 
Treffen boykottierten oder ignorierten, die den Naiven spielten, indem sie 
über das von der Stasi entgegen gebrachte Vertrauen und die erteilten Auf-
gaben öffentlich sprachen, sind mehrheitlich zu den passiven Aussteigern 
zu zählen. Die Konsequenzen, die eine Nichtzusammenarbeit, eine „Kün-
digung“ bzw. ein Ausstieg für die Betreffenden mit sich bringen konnten, 
waren diesen zu keiner Zeit bekannt. Ein Ausstieg war stets ein Wagnis, bei 
dem alle möglichen Folgen denkbar sein konnten.
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Kirchenpolitik von SED und Stasi

Clemens Vollnhals

Im Herrschaftssystem der SED-Diktatur, das auf der politischen Gleich-
schaltung aller Gesellschaftsbereiche beruhte, stellten die Kirchen schon 
aufgrund ihrer bloßen Existenz einen Fremdkörper dar. Sie waren als 
einzige gesellschaftliche Großorganisationen dem direkten Zugriff der 
SED entzogen und standen mit der Verkündung des christlichen Glau-
bens in einem weltanschaulichen Gegensatz zur atheistischen Ideologie 
des Marxismus-Leninismus. 

Die Verfassung von 1949 half den Kirchen beider Konfessionen wenig, als 
die SED in den fünfziger Jahren den offenen Kampf gegen Religion und 
Kirche proklamierte. In dieser Zeit entstanden auch die drei Apparate, 
die an der Formulierung und Umsetzung der staatlichen Kirchenpolitik 
bis 1989 mitwirkten: Die Arbeitsgruppe für Kirchenfragen beim Zentral-
komitee der SED im Dezember 1954, die kirchenpolitische Abteilung 
der Stasi und schließlich, im Frühjahr 1957, die Dienststelle des Staats-
sekretärs für Kirchenfragen.

Gegenüber den Kirchen trat auf amtlicher Ebene das Staatssekretariat 
für Kirchenfragen in Erscheinung. Es repräsentierte jedoch nur die offi-
zielle Kulisse, das eigentliche Machtzentrum war die Arbeitsgruppe beim 
Zentralkomitee. Hier wurde die Kirchenpolitik des SED-Staates aus-
gearbeitet und in Abstimmung mit dem Politbüro der SED verbindlich 
festgelegt. Sie schwankte zwischen erklärter Feindschaft und taktischen 
Zugeständnissen, je nach politischer Lage. Auch wenn man in der Amts-
zeit des Staatsratsvorsitzenden Honecker mehr auf Einbindung denn auf 
offene Konfrontation setzte, so lässt sich die offizielle Kirchenpolitik, wie 
sie in Verlautbarungen und Spitzengesprächen mit kirchlichen Würden-
trägern zum Ausdruck kam, nicht von der geheimen Praxis der Stasi 
lösen. 
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Kirchenpolitik von SED und Stasi

Zuständig für die Planung und Steuerung der geheimpolizeilichen 
„Bearbeitung“ der Kirchen und kleineren Religionsgemeinschaften war 
zunächst die Abteilung 4 der Hauptabteilung V, aus der 1964 die Haupt-
abteilung XX/4 der Stasi hervorging. Im Frühjahr 1957 zählte die Berli-
ner Zentrale 25 Mitarbeiter, weitere 70 waren auf der nachgeordneten 
„Linie“ in den Bezirksverwaltungen (BV) und Kreisdienststellen (KD) der 
Stasi tätig. Das wichtigste Ziel war zunächst die Ausforschung der kirch-
lichen Strukturen und die Bespitzelung der Leitungsgremien. Später 
gewann die „Differenzierungspolitik“ an Bedeutung: Die im Sinne des 
SED-Regimes „positiv-realistischen“ Kräfte sollten gefördert, die „feind-
lich-negativen“ durch gezielte Verleumdung und Intrigen zurückgedrängt 
werden. Für beide Aufgaben brauchte man die Inoffiziellen Mitarbeiter 
(IM) in den Kirchen. 

Zum Jahresende 1960 führte die Berliner Zentrale 138 Spitzel als 
Inoffizielle Mitarbeiter. Das Referat I (evangelische Kirche) besaß 48 IM, 
das Referat II (katholische Kirche) 44 IM. Das Referat III (Sekten), das in 
erster Linie die Zeugen Jehovas bearbeitete, verzeichnete 23 IM. Weitere 
19 Inoffizielle Mitarbeiter wurden von dem 1958 gegründeten Referat 
IV geführt, das speziell die Arbeit in der Bundesrepublik, also in West-
deutschland und West-Berlin, koordinieren sollte. Weitere Inoffizielle 
Mitarbeiter führten die Bezirksverwaltungen und die Kreisdienststellen. 
Insgesamt dürften es ein paar Hundert gewesen sein. 

Die Anwerbung kirchlicher Mitarbeiter, ihre „Erziehung“ zum Inoffiziellen 
Mitarbeiter sowie die Steuerung durch den Stasi-Mitarbeiter, zumeist 
den Führungsoffizier, war in Direktiven penibel geregelt. Zu den 
Besonderheiten im Kirchenbereich gehörte es, dass den Inoffiziellen 
Mitarbeitern zumeist keine schriftliche Verpflichtungserklärung abver-
langt wurde. Wichtiger als die formelle Verpflichtung war der Stasi das 
Gebot der Geheimhaltung. Zu den Aufgaben der Führungsoffiziere zählte 
es deshalb, die „Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit“ des Inoffiziellen Mit-
arbeiters laufend zu überprüfen; ein probates Mittel stellte neben tech-
nischen Maßnahmen der Einsatz anderer Inoffizieller Mitarbeiter zur 
gegenseitigen Kontrolle dar.
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Zuletzt gliederte sich die seit 1979 von Joachim Wiegand geleitete 
Stasi-Hauptabteilung XX/4 in sechs Referate: Ref. I – Evangelische Kirche, 
Ref. II – Katholische Kirche, Ref. III – Sekten, Ref. IV – Auswertung und 
Information, Ref. V – Operative Vorgänge/Politischer Untergrund, Ref. 
VI – Operationsgebiet. Im Juni 1988 verfügte die Abteilung in der Berli-
ner Zentrale über 44 reguläre Planstellen. Hinzu kamen weitere zehn für 
Offiziere im besonderen Einsatz (OibE) bzw. Hauptamtliche Inoffizielle 
Mitarbeiter (HIM), die in staatlichen Einrichtungen, speziell im Staats-
sekretariat für Kirchenfragen und im Innenministerium, Schlüssel-
positionen besetzten und dort im Auftrag der Stasi tätig wurden. Auf der 
nachgeordneten „Linie“ in den 15 Bezirksverwaltungen arbeiteten zuletzt 
rund 120 hauptamtliche Mitarbeiter. 

1987 führte die Berliner Zentrale insgesamt 223 Inoffizielle Mitarbeiter in 
unterschiedlichen Funktionen. Hinzu kamen mindestens 800 Inoffizielle 
Mitarbeiter, die für die entsprechenden Fachreferate der Bezirksver-
waltungen Spitzeldienste leisteten. Unbekannt ist die Anzahl jener 
Mitarbeiter, die inoffiziell von den rund 200 Kreisdienststellen der 
Stasi geführt wurden. Gemessen am Gesamtbestand beschäftigte die 
„Kirchenlinie“ jedoch weniger als ein Prozent aller Inoffiziellen Mit-
arbeiter. 

Mit diesem Apparat erfüllte die Stasi auf allen Ebenen ihren geheim-
polizeilichen Überwachungsauftrag. Die Parteiführung wurde in der 
Regel umfassend und zuverlässig informiert, zugleich übernahm die Stasi 
eine zentrale Koordinierungsfunktion bei der Durchsetzung der staat-
lichen Kirchenpolitik. 

In der gegenwärtigen Diskussion bleibt die Frage offen, wie erfolg-
reich die Stasi letztlich bei der Unterwanderung der Kirchen tatsächlich 
gewesen und in welchem Umfang es ihr gelungen ist, politische Ent-
scheidungen und innerkirchliche Entwicklungen über Inoffizielle Mit-
arbeiter zu beeinflussen oder zu steuern. Hier gehen die Meinungen weit 
auseinander. Bislang ist festzustellen, dass die „Differenzierungspolitik“ 
von SED und Stasi innerhalb der evangelischen Kirche erfolgreicher war 
als in der (wesentlich kleineren) katholischen Kirche. Diese hielt eine 
wesentlich größere Distanz zum SED-Regime.

Was war die Stasi?
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Kirchenpolitik von SED und Stasi

Erst ein Blick in die Akten gibt heute Auskunft über Art und Umfang der 
Tätigkeit eines Inoffiziellen Mitarbeiters in den Kirchen der DDR. Hier 
spiegelt sich das gesamte Spektrum menschlichen Verhaltens wider: 
von jahrzehntelangem Verrat bis zur Offenbarung im Kollegenkreis. 
Obgleich es an Verrat und Spitzeltätigkeit unter Pfarrern, Oberkirchen-
räten und Prälaten nicht gefehlt hat, ist dies jedoch eher untypisch für 
diesen Bereich. Die Bereitschaft zur heimlichen Zusammenarbeit mit 
der Stasi resultierte vielmehr aus der irrigen Annahme, mit diesen pri-
vaten Sonderkontakten etwas Positives für das Verhältnis von Staat und 
Kirche bewegen zu können. Neben den „Naiven“ gab es die ehrgeizigen 
„Macher“. Sie wollten auf eigene Faust aktiv Kirchenpolitik gestalten 
und suchten dabei die Unterstützung der Stasi. Andere handelten aus 
politischer Überzeugung und wollten damit ihren Beitrag zum Sieg des 
Sozialismus leisten. Sie besaßen in der Regel noch weniger Hemmun-
gen, da ihr „höheres Ideal“ vieles zu rechtfertigen schien. Wieder andere 
stellten sich aus beruflicher Frustration und persönlicher Verärgerung 
hemmungslos in den Dienst der Stasi.

Erpressung ist während der siebziger und achtziger Jahren allerdings 
nur noch selten zu finden. Vielversprechender für eine langfristige 
Zusammenarbeit war die psychologisch geschickte Ausnutzung von pri-
vaten Interessen, unbefriedigtem Geltungsbedürfnis, naiver Vertrauens-
seligkeit und dem Wunsch nach Anerkennung. Gute Führungsoffiziere 
betreuten ihre Inoffiziellen Mitarbeiter in allen Lebenslagen, wirkten 
somit gleichsam als „Seelsorger“. 

Auch wenn sich viele Inoffizielle Mitarbeiter einer Selbsttäuschung hin-
gaben, so war ihnen ihr Vertrauensbruch durchaus bewusst, weshalb 
sie die Stasi-Kontakte gegenüber ihrer Umwelt mit allen Mitteln ver-
heimlichten und sie – bis heute – zumeist alles abstritten oder es zu ver-
harmlosen suchten. Es blieb zu allen Zeiten eine Frage des persönlichen 
Anstands, ob man sich auf die Konspiration einließ, ob man Kollegen und 
andere Bürger denunzierte und die Aufträge der Stasi erfüllte.
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Jörn Mothes

Im Jahr 1972 erschien unter dem Titel Die Grenzen des Wachstums der 
weltweit Aufsehen erregende Bericht des „Club of Rome“ zur Lage der 
Menschheit. Darin wurde erstmals unmissverständlich festgestellt, dass 
die Ausbeutung der Bodenschätze auf der Welt eine Grenze haben 
wird, dass die Vorräte an Kohle und Öl nicht unendlich sind. Zugleich 
beschrieb die internationale Expertengruppe die zu erwartende 
Bevölkerungsexplosion auf der Welt als größte Überlebensfrage 
der Menschheit. Hunger und Durst würden in wenigen Jahrzehnten 
über Krieg und Frieden entscheiden. Sie gaben den Regierungen der 
Welt den Rat, sofort das Steuer herumzureißen. Das ungehemmte 
wirtschaftliche Wachstum sollte nicht mehr als Wohlstand missver-
standen werden, es müsse sofort vermindert werden. Energie und 
Bodenschätze sollten eingespart, erneuerbare Energien genutzt und 
die Verteilungskreisläufe von Lebensmitteln und Trinkwasser auf der 
ganzen Welt grundsätzlich neu geregelt werden.

Als der Bericht dann zum Buch in deutscher Sprache geworden war, 
erreichte er von Westdeutschland aus, versteckt in Autotüren und 
unter Diplomatenmänteln, getarnt als Einwickelpapier oder unter 
schmutziger Wäsche verborgen, sein Publikum in der DDR und ent-
faltete seine Botschaft.

Offiziell war dieses Buch in der DDR verboten. Es stand im Widerspruch 
zu den Zielen der Regierungspartei SED und zu den Zielen der sozialisti-
schen Planwirtschaft. Der Funke für eine intensive Beschäftigung mit den 
Überlebensfragen der Menschheit sprang nun auch auf die DDR über. 
Viele ganz unterschiedlich Interessierte, Christen und Nichtchristen, ver-
sammelten sich unter den Dächern der Kirchen, in Hauskreisen und 
Wohnungen und diskutierten über die Grenzen des Wachstums. In ihren 
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Betrieben, in den Schulen und Verwaltungen durfte davon zunächst nie-
mand etwas wissen. 

Im staatlichen Kulturbund der DDR waren zu dieser Zeit viele Natur-
kundler in speziellen Fachgruppen organisiert. Sie leisteten dort eine ver-
dienstvolle Arbeit. Als Vogelschützer die einen, als Pilzsachverständige, 
Entomologen oder Aquaristen die anderen. Das Interesse des Staates 
bestand darin, einen übergreifenden oder sogar politischen Arbeits-
ansatz dieser Gruppen im Sinne eines umfassenderen ökologischen 
Grundansatzes zu verhindern. Das ist den Staatsvertretern bis zum Ende 
der DDR im Kulturbund und in der staatlich gesteuerten Gesellschaft für 
Natur und Umwelt gelungen. Deshalb fanden Leute, die an den globa-
len und damit politischen und ökologischen Herausforderungen der 
Menschheit und an einem umfassenden Schutz der Umwelt interessiert 
waren, hier keinen Platz. 

Die Umweltproblematik als globale Herausforderung wurde in den 
Jahren zwischen 1970 und 1980 zum Hauptthema verschiedener inter-
nationaler Kirchenkonferenzen. Die DDR-Pastoren erarbeiteten eine 
moderne Theologie. Sie stellten nach genauer Lektüre des Alten Testa-
mentes fest, dass Gott den Menschen nicht zum Herrscher über die 
Natur bestimmt hat, sondern zu ihrem Bewahrer. Und der Mensch sei 
eben nicht die Krönung, sondern ein Teil dieser Schöpfung. Und die Kir-
che habe aus ihrem Selbstverständnis heraus sehr wohl etwas zu natur-
wissenschaftlichen Fragen und zu umweltpolitischen Entscheidungen 
eines jeden Staates zu sagen. Ausgerüstet mit naturwissenschaftlichen 
und philosophischen Kenntnissen über die Grenzen des Wachstums und 
dem biblischen Auftrag, die Schöpfung zu bewahren, bildeten sich die 
ersten Umweltgruppen in der DDR. 

Das Kirchliche Forschungsheim in der Lutherstadt Wittenberg ent-
wickelte sich schnell zur Informationszentrale und zur Materialbörse 
für die Umweltgruppen. In der Bibliothek konnte jeder westliche Fach-
literatur lesen, eine Referentenkartei gab Auskunft über Fachleute ver-
schiedenster Bereiche, die bereit waren, auch in Kirchen über Umwelt-
fragen zu sprechen. 
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Hier entstand 1980 das erste ökologische Grundsatzpapier Die Erde ist 
zu retten – Umweltkrise, christlicher Glaube, Handlungsmöglichkeiten. 
Wochenlang beschrieben Freiwillige die Wachsmatritzen, hektografierten 
die Seiten, legten, klammerten und verschickten sie. Im Mittelpunkt der 
Anfänge der Umweltbewegung stand die Forderung nach Bewusstseins-
bildung für Umweltfragen in der Öffentlichkeit. In Schwerin und Rostock 
nahm diese Idee bald eine doppelte Gestalt an: seit 1979 trafen sich 
dort mehrmals im Jahr bis zu 200 Jugendliche zu sogenannten Baum-
pflanzaktionen. Sie nutzten das sozialistische Instrument des „Subbot-
niks“ – eines freiwilligen, am Gemeinwohl orientierten Arbeitseinsatzes 
am Samstag –, um zusammen mit staatlichen Betrieben oder Förstern 
Baum und Strauchpflanzungen in großer Zahl durchzuführen. Dies soll-
ten sichtbare Zeichen für den Umweltschutz werden, und sie wurden 
es auch. Der Staat kam in Argumentationsprobleme, konnte er doch 
solche Aktionen kirchlicher Jugendgruppen nicht einfach für staatsfeind-
lich erklären. Er tat es dann, nachdem eine ganze Baumpflanzbewegung 
durch mehr als fünfzehn Städte und Gemeinden der DDR gegangen war, 
doch und verbot diese Aktionen mit Hilfe der staatlichen Veranstaltungs-
verordnung. Die Kirche habe ihre Arbeit am Altar und nicht an Straßen 
und auf Plätzen zu tun, war die Argumentation. 

Neben diesen Aktionen für die Umwelt und für ein neues Umwelt-
bewusstsein wurden jährlich die „Schweriner Winterseminare zum 
Umweltschutz“ als theoretische Ergänzung zu den Pflanzwochenenden 
durchgeführt. 

Das Umweltgruppenleben war in der gesamten DDR in großer Vielfalt 
erwacht, immer neue Impulse erreichten die Interessierten, mal von 
den GRÜNEN aus der Bundesrepublik, mal von den sich parallel ent-
wickelnden Friedens- und sogenannten Dritte-Welt-Gruppen, zu denen 
eine enge personelle und inhaltliche Vernetzung bestand. Ökologie und 
Friedensarbeit und der Einsatz für eine gerechtere Welt waren untrenn-
bar miteinander verbunden. 

Immer mehr richtete sich die Arbeit der kirchlichen und einiger im Ent-
stehen begriffener unabhängiger Umweltgruppen an den Staat, immer 
lauter wurden die Forderungen nach einer neuen Wirtschafts- und 
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Energiepolitik in der DDR, nach sauberem Trinkwasser, nach Filter-
anlagen in den Schornsteinen der Industriebetriebe und nach einem 
wirkungsvolleren Naturschutz. Ab 1981 versammelten sich Tausende am 
Weltumwelttag zur Aktion „Mobil ohne Auto“. Themen wie Atomkraft, 
Landwirtschaft, Müll, gesunde Ernährung, alternatives Leben und Stadt-
ökologie wurden in den Gruppen bearbeitet und öffentlich diskutiert. 
In Berlin entstand in den Kellerräumen der Zionskirche die Umwelt-
bibliothek mit ihren zuweilen ungenehmigten und im Selbstverlag her-
gestellten Druckschriften. In der gesamten DDR tauchten Zeitschriften 
und Informationshefte zu Umweltfragen sowie Fotomontagen, Plakate 
von Künstlern zu Ökologiethemen und eigene Symbole, wie das grüne 
Kreuz aus Dresden, auf. Sie wurden meist als kirchliche Drucksachen 
hergestellt und vertrieben. 

Im sächsischen Rötha fanden Umweltgottesdienste im Freien statt, Wall-
fahrten führten an die Tagebaukanten, Pilgerwege mit verschiedenen 
Stationen in Kirchen und im Freien mitten durch Chemiebetriebe im 
Bezirk Halle. In der schmutzigen Saale wurde ein politisches Schauangeln 
organisiert. In Schwerin begann die Umweltgruppe gegen den Bau einer 
Autobahn nach Wismar mitten durch Naturschutzgebiete öffentlich zu 
protestieren. Als der Berliner Ökokreis sich mit seinen Fahrrädern nach 
Schwerin zum Mitdemonstrieren begeben wollte, wurde kurzerhand 
auf staatliche Weisung hin der Packwagen des Zuges, in dem alle Fahr-
räder standen, abgehängt. Als engagierte Jugendliche aus Potsdam für 
ihren Weihnachtsgottesdienst eine vom sauren Regen im Erzgebirge 
zerfressene Fichte holen wollten, wurden sie kurzerhand von der Stasi 
verhaftet. Polizei und Stasi begleiteten nun sichtbar oder unsichtbar alle 
Aktionen der Umweltbewegung. Die Initiatoren wurden regelmäßig zu 
Gesprächen in die „staatlichen Stellen“ bzw. zu den sogenannten inneren 
Organen der DDR bestellt. 

Die Vielfältigkeit und Kreativität der Umweltgruppen der DDR war 
zugleich ihre größte Stärke gegenüber den festgefahrenen Ideologen der 
SED. Dennoch gab es innerhalb der Umweltgruppen keineswegs immer 
eine tolerante Atmosphäre. Die sich für fachlich fundiert arbeitend hal-
tenden Mecklenburger zum Beispiel lagen oft mit den Berlinern im Streit, 
die unter dem Motto „Hauptsache Aktion“ lebten und handelten. Da warf 
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die eine Partei der anderen Oberflächlichkeit in den Zielen vor, da kon-
terte diese dann mit dem Vorwurf des unpolitischen Ansatzes, der nie 
etwas bewirken würde.

Aus den Stasi-Akten wurde viel später bekannt, wie die Stasi im Interesse 
einer Differenzierungspolitik gegen die Gruppen derartige Unterschiede 
geschickt ausnutzte. 

Der Super-Gau im sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl im April 
1986 aktivierte wie kein anderes Ereignis zuvor die Anti-Atomkraft- und 
Umweltschutzbewegung der DDR. Mit dem Appell „Tschernobyl wirkt 
überall“ trat die Umweltbewegung vollends aus dem kirchlichen Raum 
heraus und stellte politische Forderungen. Schließlich war bekannt, 
dass in Stendal und Greifswald baugleiche Reaktoren im Entstehen 
waren. Die DDR-Regierung hatte damit überhaupt kein Problem, die 
Wissenschaftler im Staatlichen Amt für Atomsicherheit der DDR echo-
ten die politischen Aussagen der DDR-Regierung und enthielten sich 
jeder fachlichen Meinungsäußerung. Sie wollten schon damals vor 
allem ihren Job behalten. 

Die Angst und die Einsicht, dass sich ohne Zivilcourage, ohne Protest und 
Widerstand, die staatliche Umwelt- und Informationspolitik nie ändern 
würde, führte viele neue Mitglieder in die Umweltgruppen und machte 
sie in sich stärker. 

Die Politisierung der oppositionellen Umweltarbeit erreichte 1988 
ihren Höhepunkt, als im Kirchlichen Forschungsheim Wittenberg trotz 
offensiver Gegenmaßnahmen der Stasi die Studie Pechblende – Der 
Uranbergbau in der DDR und seine Folgen erschien und in westlichen 
Fernsehmagazinen über die radioaktive Kontaminierung ganzer Land-
striche im Süden der DDR berichtet wurde. Es wurde bekannt, wie viele 
Kranke und Tote es im Uranbergbau gegeben hatte. Und es wurde 
bekannt, dass das in der sowjetischen Aktiengesellschaft „Wismut“ in 
der DDR gewonnene Uranerz Ausgangsstoff nicht nur für marode Kern-
kraftwerke, sondern auch für Atombomben sein könnte. Die friedens-
politische und umweltpolitische Arbeit der emanzipatorischen Gruppen 
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in der DDR rückte in dieser Phase ohnehin immer näher zusammen. 
Das grün-ökologische Netzwerk der DDR entstand und unterschied sich 
kaum noch von einer grünen Partei. 

In den Kirchen der Welt hatte zu diesem Zeitpunkt der sogenannte kon-
ziliare Prozess begonnen, der die verschiedenen Themen und die enga-
gierten Menschen miteinander vereinte. In der DDR wurde er inhaltlich 
wesentlich durch die Beiträge aus der Umwelt- und Friedensbewegung 
bestimmt. Der konziliare Prozess wurde dort zu einer wesentlichen Vor-
bedingung für die demokratische Revolution von 1989.

Der SED-Staat sah die Umweltgruppen seit ihrem Bestehen als Staats-
feinde an. Die Umweltbewegung dagegen wollte ihre Arbeit als einen 
konstruktiven Beitrag zur Verbesserung der Lebensverhältnisse in der 
DDR verstehen. Ein unlösbares Missverständnis? 

Dem Staat waren gegenüber den Umweltgruppen sehr schnell alle Argu-
mente ausgegangen. Er reagierte mit seinen Mitteln: mit Gewalt und 
dem Einsatz der Stasi als Geheimpolizei. Gegen nahezu alle Umwelt-
engagierten wurden seit Ende der siebziger Jahre sogenannte Operative 
Vorgänge durch die Stasi eröffnet. Sie wurden beobachtet und foto-
grafiert, ihre Wohnungen und Arbeitsstellen durchsucht, Post und Tele-
fone kontrolliert. Es wurde alles Mögliche unternommen, um die Gruppen 
und ihre einzelnen Mitglieder zu zerstören und ihre Arbeit zu behindern. 

Offene Gewaltformen gegen Oppositionelle, wie zum Beispiel Verhaf­
tungen oder das plötzliche Verschwinden von Personen, wie sie aus 
den fünfziger und sechziger Jahren bekannt waren, hätten dem außen-
politischen Ansehen der DDR und der Honecker-Regierung zu diesem 
Zeitpunkt sehr geschadet. Darum wählte und entwickelte man die „leisen 
Formen der Zerstörung“, die sogenannten Zersetzungsmaßnahmen der 
Stasi. Die Umweltgruppen, vor allem ihre Leitfiguren, sollten als „feind-
lichnegative Personen“, als antisozialistische und staatsfeindliche Ele-
mente stigmatisiert oder kriminalisiert werden. Dazu stand der Stasi 
neben den politischen Paragrafen des Strafgesetzbuches der DDR ein 
ganzer Katalog von in Befehle gegossenen menschlichen Untaten zur 
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Verfügung. Die Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) der Stasi, die es in fast allen 
Umweltgruppen und Ökokreisen der DDR gab, waren die Gehilfen bei 
der Umsetzung dieser menschenverachtenden Strategien. 

In Suhl z. B. konnte die Stasi den „Ökumenischen Arbeitskreis für 
Umweltfragen“ mit dem Mittel der „staatlichen Disziplinierungs-
gespräche“ auflösen. Zum Kreis gehörten u. a. sieben Menschen, die 
in staatlichen Betrieben arbeiteten. Nur diese wurden von ihren Vor-
gesetzten im Betrieb zu Disziplinierungsgesprächen geholt. Ihnen wurde 
klar gemacht, dass ihre berufliche Position gefährdet sei, wenn sie weiter 
zu den Arbeitskreissitzungen gehen würden. Sie zogen sich daraufhin 
aus der Gruppe zurück, die dann zerfiel. Die Stasi plante und dokumen-
tierte den ganzen Vorgang und erstellte für die staatlichen Leiter sogar 
detaillierte Gesprächskonzeptionen.

Mit Hilfe Inoffizieller Mitarbeiter aus der Nachbarschaft der Umwelt-
bibliothek in Berlin (UB) organisierte die Stasi Anzeigen gegen die Biblio-
thek wegen „Störung der öffentlichen Ordnung“. Sie leitete hygienische 
und gewerberechtliche Kontrollen ein mit dem Ziel, einen Teil der UB zu 
schließen. Stasi-Mitarbeiter stahlen Bücher, um die Westbestände der 
Bibliothek auszudünnen.

Pastoren, die sich vor Umweltgruppen stellten oder Umweltinitiativen 
Raum gaben, wurden systematisch diffamiert. In Schleiz wurde eine 
Pastorenfamilie fünf Monate lang mit Zersetzungsmaßnahmen über-
zogen, bis sie aufgab und sich zu einem Ausreiseantrag entschloss. 
Um den Ökokreis schnell zu sprengen, konnte und musste die Familie 
sofort ausreisen. 

Nachdem bei dem Autor der oben genannten Pechblende 
„Disziplinierungsgespräche“ im Betrieb und das Abschneiden jeglicher 
beruflicher Entwicklung nicht zum Ziel der Einstellung seiner Aktivitäten 
geführt hatten, suchte die Stasi nach anderen Möglichkeiten, seine Per-
son zu diffamieren und seine Arbeit zu diskreditieren. Sie beauftragte 
einen „Gutachter“ damit, die Studie über den Uranbergbau fachlich zu 
zerreißen. Das Gutachten wurde tatsächlich erstellt und verteilt, aller-
dings war es wegen seiner inhaltlichen Leere und ideologischen Fülle 
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sofort auch für jeden Nichtfachmann als „Auftragswerk“ zu erkennen. 
Erst nach 1989 konnte auch dieser Vorgang mit Hilfe der Stasi-Akten 
genau rekonstruiert werden. 

Die Stasi organisierte im Auftrag der SED bei vielen Mitgliedern von 
Umweltgruppen der ganzen DDR Einreiseverbote für westdeutsche oder 
auch osteuropäische Freunde. Damit sollten die Zusammenarbeit und 
der gegenseitige Austausch verhindert werden. Doch stattdessen fanden 
die Treffen in Prag oder Budapest statt. Dort wurden sie auch von der 
Stasi observiert. Problematisch und risikoreicher wurde die Zusammen-
arbeit mit den westdeutschen Verbündeten erst, als den Mitgliedern ver-
schiedener Umweltgruppen auch die Ausreise aus der DDR in jede Rich-
tung verweigert wurde. Da waren dann andere Lösungen gefragt. 

Die Stasi hatte in den siebziger und den achtziger Jahren mit allen ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln versucht, die Mitglieder von DDR-Umwelt-
gruppen zu diskreditieren und von ihrer Arbeit abzubringen. Nachdem 
die Phase der „Politik der staatlichen Umarmung“ gegenüber den Öko-
gruppen an deren klaren Zielvorstellungen von vornherein gescheitert 
war, war der SED-Staat zum offenen Bekämpfen der Gruppen und 
ihrer Mitglieder übergegangen. Dabei war – in großem Maße – Unrecht 
geschehen. Biografien und Freundschaften wurden zerstört und beruf-
liche Entwicklungsmöglichkeiten verbaut. Menschen wurden aus dem 
Staat getrieben, in dem sie eigentlich leben wollten. Politische Ziele und 
ideologische Vorgaben der SED standen über fachlichen Einsichten und 
Erkenntnissen. Wissenschaftler ließen sich von der herrschenden Politik 
korrumpieren und gegen die Umweltgruppen einsetzen. 

Die Umweltbewegung der DDR hat es als eine wesentliche Säule der 
politischen Opposition im totalitären Staatsgefüge der DDR trotzdem 
gegeben. Die sich heute daran zurückerinnern, reden von der unglaub-
lichen Wirkung, die das Engagement weniger Leute in einer Gesellschaft 
haben konnte. Und von der Freude, die diese Arbeit unter den meist 
einfachen äußeren Bedingungen des DDR-Alltagslebens machte. Sie 
erzählen über erlebte Solidarität in einer Gruppe, die ihre Wurzeln in der 
äußeren Unfreiheit hatte. Und sie berichten enttäuscht über den Verrat, 
den es auch gegeben hat.
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Karsten Dümmel

Anfänglich richtete die Stasi ihr Augenmerk kaum auf die verschiedenen 
Bereiche der Kultur in der DDR. Bis Mitte der fünfziger Jahre waren die 
Abteilungen V mit ihrem Schwerpunkt „Oppositionsgruppen“ und die 
Abteilung IV, zuständig für die Sicherung staatlicher und gesellschaft-
licher Einrichtungen, für sämtliche Personen im Bereich Wissenschaft, 
Bildung und Kultur zuständig. Ab 1954 wurde die Hauptabteilung V der 
Stasi aus mehreren Teilbereichen neu zusammengelegt. Nach dem so 
genannten Linienprinzip bildeten sich in den Bezirks- und Kreisstädten 
der DDR Ableger dieser Hauptabteilung, die wiederum eigene Referate 
formierten. 

So begann die Stasi in jenem Jahr mit dem Aufbau eines eigenen Appa-
rates für die Kontrolle des kulturellen Lebens in der DDR. Die Künst-
ler und ihr Umfeld waren zu diesem Zeitpunkt allerdings noch keine 
spezielle Zielgruppe, die es kontinuierlich zu überwachen galt. Vielmehr 
begnügten sich die für Kultur zuständigen Offiziere bis hinein in die sech-
ziger Jahre mit eher sporadischer Arbeit, um oppositionelle Tendenzen 
in den Bereichen der Kultur frühzeitig zu erkennen und zu bekämpfen. 
Immer dann, wenn sie jedoch „Ideologische Aufweichungstendenzen 
unter den Kulturschaffenden“ befürchteten, intensivierten sie ihre Tätig-
keit. In der Regel korrespondierten diese Tendenzen mit konkreten 
innen- bzw. außenpolitischen Vorgängen. Beispiele hierfür beobachtete 
die Stasi vor allem in den Jahren 1956 und 1957, nach dem Aufstand in 
Ungarn, und bei den Ereignissen im Umkreis der Gruppe um Wolfgang 
Harich und Walter Janka. 

Ab 1961, im Zusammenhang mit dem Mauerbau, intensivierte die Stasi 
ihre Arbeit im Kunst- und Kulturbereich grundlegend. Das anfänglich 
nur sporadische Interesse wich einer zunehmenden Aufmerksamkeit, 
die sich speziell auf das Geschehen im kulturellen Bereich richtete. Im 
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März 1964 wurden die Hauptabteilung V und ihre Dependancen in den 
Bezirken in die Hauptabteilung XX (HA XX) umbenannt, die bis Ende 1989 
mit ihren Abteilungen, Ressorts und Referaten Bestand hatte. Zu ihren 
wichtigsten Arbeitsschwerpunkten zählten: Das Verhindern, Aufdecken 
und Bekämpfen sogenannter PUT (Politischer Untergrundtätigkeit) und 
FIS (Feindlich-ideologische Stützpunkte) sowie die Hilfestellung bei der 
Durchsetzung der Jugendpolitik von SED und FDJ. 

Drei Abteilungen dieser HA XX nahmen bei der flächendeckenden 
Überwachung eine Schlüsselstellung ein: Die Hauptabteilung XX/4 
war zuständig für Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Hauptab-
teilung XX/7 war zuständig für alternative Gruppierungen, Künstler und 
Massenmedien und die Hauptabteilung XX/9 hatte das Aufgabengebiet: 
vorbeugende Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung politischer 
Untergrundtätigkeit. Die Hauptabteilung XX/7 wiederum fächerte sich in 
vier Referate auf:
1.	 Fernsehen, Filmwesen und Studiotechnik
2.	 Künstlerverbände und sämtliche Bereiche  

des Ministeriums für Kultur
3.	 Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst,  

Presse, Rundfunk, Studiotechnik
4.	 Literatur, Kunst und Verlage

Im Herbst 1969, also ein Jahr nach den Ereignissen in der Tschecho-
slowakei (Niederschlagung des tschechischen Sozialismusmodells, des 
so genannten „Prager Frühlings“), wurde der Zugriff des Überwachungs-
apparates auf die Kultur der DDR perfektioniert. Bereits mit der Dienst-
anweisung 610 vom 25. August 1968 (nur vier Tage nach dem Einmarsch 
von Truppen des Warschauer Pakts) hatte die Staatssicherheit präven-
tiv auf die „Rolle der Schriftsteller in der Tschechoslowakei“ reagiert. 
Binnen weniger Tage mussten damals sämtliche Personen aus den 
Bereichen Presse, Funk, Fernsehen, Theater, Kunst und Literatur erfasst 
und Auskunftsberichte über sie gesammelt und abgeliefert werden. Der 
Stasi-Befehl 20/69 regelte zudem die „Aufklärungsarbeit“ der speziell 
hierfür eingerichteten Referate. Spätestens dieser Befehl darf daher als 
Absichtserklärung und als Geburtsurkunde gesehen werden für den 
Versuch der Stasi, sich lückenlos die Kontrolle über das kulturelle Leben 
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der DDR zu verschaffen. Das Hauptziel war, strafrechtlich verwendbare 
Beweise zu beschaffen, jeden und alles in diesem Bereich zu kontrollie-
ren, um präventiv eingreifen zu können. Die Leiter der entsprechenden 
Referate in den Bezirksverwaltungen (BV) hatten den Auftrag, in regel-
mäßigen Abständen Übersichten zu erstellen über alle freischaffenden 
Journalisten, Schriftsteller, Schauspieler, Künstler, Übersetzer u. a. m.

Alle acht Wochen waren zudem Lageeinschätzungen vorzulegen und 
darüber hinaus Halbjahresanalysen aus dem entsprechenden Zuständig-
keitsbereich zu erstellen.

Nach Honeckers Rede auf dem 4. Plenum des Zentralkomitees (ZK) der 
SED („Literatur ohne Tabus“) im Dezember 1971 war es bis zum Jahr 
1976 zu verschiedenen, bis dahin im DDR-Kulturalltag nicht vorstellbar 
gewesenen, Versuchen einer scheinbaren Liberalisierung gekommen. 
Tatsächlich gelangen während dieser Jahre spektakuläre Theaterauf-
führungen oder Veröffentlichungen, die noch wenige Jahre zuvor mit 
dem Ausschluss der Künstler aus der SED oder mit Haft geahndet wor-
den wären.

Es steht jedoch heute aktenkundig fest, dass es diese sogenannte Tau-
wetterperiode (Liberalisierung in der Kulturpolitik der SED) nur zum Teil 
gegeben hat. Es handelte sich bei Honeckers Rede vom Dezember 1971 
auch um einen taktischen Zug von SED und Stasi, um die „Spreu vom 
Weizen“ zu trennen. Aus heutiger Sicht ist durch zahlreiche Quellen zum 
einen zu beweisen, dass die SED während dieser Zeit in wohlkalkulierter 
Güterabwägung Zugeständnisse machte, um das Verhältnis zwischen 
Künstlern und Partei zu verbessern, der internationalen Öffentlich-
keit einen neuen Führungsstil zu signalisieren und durch erlaubte Kri-
tik innenpolitische Spannungen zu kanalisieren. Zum anderen belegen 
verschiedene Dokumente, dass es – zumindest dem harten Kern des 
Zentralkomitees der SED und natürlich der Stasi – um keine Form von 
Liberalisierung ging. Das als Geheime Verschlusssache (GVS) eingestufte 
Mielke-Referat 390/72 ist für das taktische Täuschungsmanöver – nicht 
nur der eigenen Öffentlichkeit – ein zentrales Schlüsseldokument. Erich 
Mielke zur „Kunst ohne Tabus“: „Es geht also um keine ‚neue Kultur-
politik’, um keine ‚liberale Welle’, um keine Aufgabe des Klassenstand-

Was war die Stasi?
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punktes in Fragen der Kultur und Kunst, vielmehr kommt es darauf an, 
die sich uns jetzt bietende Gelegenheit zu nutzen, um weitgehend Auf-
schluss über die politisch-ideologische Grundeinstellung der uns interes-
sierenden Personenkreise zu erhalten“. 

Im Herbst 1975 wurden durch eine speziell eingerichtete Abteilung Per-
sonen operativ aufgeklärt und bearbeitet, die dem politischen Unter-
grund im Bereich der Literatur zuzuordnen waren. Die Hauptabteilung 
XX/OG war mit ihrer Zuständigkeit für die kritische und für die sub-
versive DDR-Literatur ins Leben gerufen. Im Zuge der Ausbürgerung 
von Wolf Biermann verschärften die diversen Abteilungen und Refe-
rate ihre Arbeit nochmals. Allein in den zwei Monaten nach Biermanns 
Ausbürgerung erließ die Stasi insgesamt drei Befehle und Dienstan-
weisungen (19. November 1976, 22. Dezember 1976, 8. Januar 1977) zur 
„operativen Bearbeitung der inneren Opposition“, in denen eine flächen-
deckende Überprüfung und Kontrolle aller Personen aus den Bereichen 
Kultur und Massenmedien verlangt wurde. Dass dies ein idealtypischer 
Anspruch gewesen ist, der in der Praxis zu keiner Zeit in seinem vollen 
Umfang erreicht wurde, muss hier gesagt sein. Dennoch bleibt festzu-
halten, dass die Stasi mit ihren Kontroll- und Zersetzungsmaßnahmen 
Hunderte von Künstlern aus dem Land getrieben, Persönlichkeiten 
zerstört sowie Lebenswege behindert und verbaut hat. Die Stasi hat 
kreativ-künstlerisches Potential verkümmern lassen wie selten zuvor in 
der Geschichte eines Landes.
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Anweisung, welche Personen aus den Bereichen Kultur und Medien von der Stasi  
vorbeugend erfasst werden sollten (4 Tage nach dem Einmarsch der Armeen War-
schauer Paktstaaten in die CSSR).
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Joachim Walther

„Hölderlin“, „Büchner“, „Caroline Schlegel“, „Schiller“, „Goethe“ oder 
„Faust“: So nannten sich Schriftsteller und Literaturwissenschaftler der 
DDR in ihrer zweiten, geheimen Existenz – erhabene Namen für eine 
niedere Tätigkeit: Der Dichter als Denunziant, die deutsche Literatur-
geschichte verkommen zum Steinbruch für Decknamen. 

Der Aufwand, den die Stasi zur Überwachung der Literatur und der Lite-
raten betrieb, war maßlos überzogen. Auf 1.000 DDR-Schriftsteller waren 
1.500 Staatssicherheitsleute angesetzt. An allen wichtigen Stellen des 
Literaturbetriebs (in Verlagen, Zeitungsredaktionen, Künstlerverbänden) 
saßen landesweit Inoffizielle Mitarbeiter (IM) in sogenannten Schlüssel-
positionen. In 40 Jahren DDR wurden mehr als 50 Schriftsteller verhaftet 
und verurteilt. Mindestens 200 von ihnen wurden in Operativen Vor-
gängen (OV) überwacht und „bearbeitet“, was nicht selten einherging mit 
massiver Behinderung des Schreibens und Psycho-Terror („Zersetzung“ 
genannt). Das alles ging zurück auf eine wahnhafte Überschätzung des 
staatsgefährdenden Potentials unangepasster, kritischer Literatur. 

Doch hatte der Wahn Methode, da Verfolgungsdrang und Ver-
folgungswahn ursächlich zusammenhängen. Das tiefe Misstrauen der 
DDR-Machthaber gegenüber dem freien Wort löste den Wahn aus, 
Kunst und Literatur, da sie nicht total beherrschbar waren, zumindest 
umfassend zu überwachen. Und dazu brauchte man Menschen, viele 
Menschen: hauptamtliche und inoffizielle Mitarbeiter. 

Die Inoffiziellen Mitarbeiter waren für die Stasi die „Hauptwaffe“. 
Neben ihrer ersten Funktion als heimliche Informanten waren die 
Inoffiziellen Mitarbeiter zudem Ausführende bei „aktiven Maßnahmen“, 
das heißt, ihre Aufgaben gingen erheblich über das übliche Tätigkeits-
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feld des landläufigen Denunzianten, nämlich andere Menschen aus 
unehrenhaften, niederen Motiven auszuhorchen und sie einer staat-
lichen Ordnungs- und Verfolgungsbehörde anzuzeigen, hinaus. Inso-
fern erfasst die volkstümliche Bezeichnung „Spitzel“ nicht die erweiterte 
Funktion der DDR-IM. Da spätestens seit Mitte des 19. Jahrhunderts 
die Synonyme „Spitzel“, „Denunziant“ und „Verräter“ sprachlich etwas 
Verabscheuenswürdiges meinten, benötigte die Stasi dringend einen 
neuen Begriff – und so wurde der Inoffizielle Mitarbeiter geboren. Bei 
der erschreckend hohen Bereitschaft von Schriftstellern und Künst-
lern, zumeist ganz freiwillig mit der Stasi zusammenzuarbeiten, spielte 
neben niederen Gründen wie Karrieredenken, Neid, Machtstreben und 
Geltungsbedürfnis die Utopie-Gläubigkeit eine besondere Rolle. Die 
politische Überzeugung, auf dem rechten Weg zum Kommunismus zu 
sein, war eine ideologische Verzauberung und Selbstverführung und 
wurde rational begründet als „Einsicht in die Notwendigkeit“, die offen-
bar einfache sittliche Regeln außer Kraft setzte. Es schien in diesem 
Denken nicht Unmoral, sondern Ausdruck einer überlegenen, neuen 
Moral, der sozialistischen, die sich als Klassenmoral im weltweiten 
Klassenkampf verstand und mithin selbst den Verrat als notwendiges 
Instrument akzeptierte, um vom „Reich der Notwendigkeit“ ins kommu-
nistische „Reich der Freiheit“ (Karl Marx) zu gelangen. Diese utopische 
Verheißung war Teil des Machtmissbrauchs und diente zur Begründung 
der angeblich historisch unvermeidbaren Härten und der zahlreichen 
Opfer auf dem Weg zum gelobten Endziel. 

Ein Beispiel dafür, wie wenig glorreich die Praxis der Literatur-In-
offiziellen Mitarbeiter in der DDR gewesen ist: Ein Lyriker mit dem 
Decknamen „Uwe“ denunzierte zwanzig Jahre lang ohne jeden Skru-
pel seine Kollegen, unter anderen Günter Kunert, Sarah Kirsch, Katja 
Lange-Müller, Lutz Rathenow, Franz Fühmann, Wolfgang Hilbig u. a. 
In einem Gutachten zu einem Roman von Klaus Poche schrieb er: „Es 
wäre sehr falsch, Poches Atemnot in der DDR zu drucken. Der Autor, 
sein Buch und seine Absicht verdienen unsere Verachtung.“ Zum 
Schluss seines „Gutachtens“ sprach der Inoffizielle Mitarbeiter gar 
von der Vorbereitung der Konterrevolution – und liefert damit seinen 
Berufskollegen der Stasi ans Messer. 

Was war die Stasi?
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Die Operativen Vorgänge waren die höchste und umfassendste Form 
der Bearbeitung durch die Stasi, die eine aufwändige und intensive 
Bespitzelung ebenso einschloss wie aktive geheimpolizeiliche Maß-
nahmen. In der Wirkung waren sie durchaus mit einem Ermittlungs-
verfahren vergleichbar, allerdings mit folgenden Besonderheiten: Die 
Eröffnung des Verfahrens wurde dem Verfolgten nicht mitgeteilt, die 
Sanktionen setzten bereits während der Ermittlung ein, das Urteil 
erging ohne jeglichen Bescheid, es gab wegen des verdeckten Ver-
fahrens keinerlei Möglichkeit des Einspruchs. Ab Mitte der siebzi-
ger Jahre war dies die bevorzugte Form der politischen Verfolgung, 
da die SED-Führung eine möglichst lautlose und äußerlich unsicht-
bare „Paralysierung“ und „Zersetzung“ der inneren „Feinde“ ohne 
Inhaftierungen wünschte. Insofern stellten viele der Operativen 
Vorgänge Bestrafungen ohne Haft und ohne Urteil dar. Die davon 
Betroffenen standen nicht selten über Jahre unter einem Druck und 
einer Bedrohung, die sie zwar deutlich spüren, aber nicht fassen und 
ihren Nächsten nicht beweisen konnten. So hegten sie selbst mitunter 
den Verdacht, alles lediglich zu halluzinieren und an Verfolgungswahn 
zu leiden – was von der Stasi unter anderem auch beabsichtigt war. 
Diese Art der Verfolgung hat zahlreiche Opfer hervorgebracht, Opfer, 
die die Zeit ihrer Verfolgung und des Leids heute nicht in Gefängnisjah-
ren ausdrücken können und die erst durch die Akteneinsicht nach dem 
Ende der DDR erfuhren, was ihnen angetan worden war. 

Darunter waren besonders viele junge Autoren, da sie weniger geschützt 
waren als ihre älteren Kollegen, die schon veröffentlicht hatten und viel-
leicht gar im Westen bekannt waren. So gab es nicht wenige junge Leute, 
die für einige geschriebene Gedichte mehrere Jahre ins Gefängnis muss-
ten: „Die G. beging öffentliche Herabwürdigung, indem sie 12 selbst-
gefertigte Schriften in Versform an insgesamt fünf Personen verbreitete.“ 
Im Klartext: Für zwölf Gedichte, die sie fünf Freunden zum Lesen gab, 
bekam die junge Frau zwei Jahre Gefängnis. 

Doch wurden nicht nur Schriftsteller „bearbeitet“, sondern auch Leser, 
die sich nicht an die verordnete und zugängliche Literatur hielten. Allein 
die Weitergabe von unbotmäßiger Literatur wurde mit Haft bestraft: 
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So verurteilte das Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt einen jungen Mann, der 
vier Freunden Georg Orwells 1984 ausgeliehen hatte, zu zwei Jahren und 
vier Monaten Haft ohne Bewährung. 

Zum Schluss ein Beispiel für die Verfolgung junger Leser: Mitte der acht-
ziger Jahre gab es auch in Weimar eine der zahlreichen Diskussions-
runden vorwiegend Jugendlicher, die in der DDR verbotene Literatur 
lasen und über Gott und die Welt diskutierten. Da man sich montags 
traf, nannte sich der Kreis „Montagskreis“. Die Stasi wurde darauf auf-
merksam und beauftragte einen Hauptamtlichen Mitarbeiter mit der 
Zerschlagung des Kreises. Zunächst wurden zu dem neu eröffneten 
Operativen Vorgang „Inspirator“ Informationen gesammelt. Die Ziele der 
Stasi waren: die „vollständige Zersetzung“ dieses Kreises, „das öffent-
liche Ansehen, insbesondere des ‚aktiven Kerns’ zu diskreditieren, den 
‚harten Kern’ in seiner Ausstrahlung und Wirksamkeit zu isolieren“ 
und „den gesamten Personenkreis durch staatliche und gesellschaft-
liche Einflussnahme zu disziplinieren“. „Wertvolle Ansatzpunkte“ dabei 
waren: charakterliche und moralische Schwächen wie Neid, Missgunst, 
Alkoholmissbrauch usw., finanzielle und materielle Abhängigkeiten und 
Schwächen, vorhandene Ängste sowie Schwatzhaftigkeit, Prahlsucht 
oder Renommiergehabe. Schon bald war die Stasi so weit, einzelne Teil-
nehmer des Kreises zu verhaften und zu verurteilen. Zur Wirkung der 
Zersetzungsmaßnahmen: „Mit der Demonstration einer entschiedenen 
Reaktion der sozialistischen Gesellschaft auf feindlich-negative Aktivi-
täten wurde im OV ‚Inspirator’ durch die Einleitung von Ermittlungsver-
fahren [...] ein großer Verunsicherungs- und Erziehungseffekt angestrebt 
und erreicht.“ 

Eine weitere Maßnahme war die „Durchführung von gezielten Über-
siedlungen nach der BRD und West-Berlin“. Die Absicht bestand in „der 
Auslösung eines Prozesses der Verwirrung, von gegenseitigen Ver-
dächtigungen und Zwietracht, der Dezimierung des Personenkreises, ins-
besondere aus dem harten Kern“. Parallel dazu wurde der Zersetzungs-
prozess durch „die gezielte Verbreitung von Gerüchten, Anspielungen 
und Verdächtigungen durch eingesetzte inoffizielle Kräfte weiter voran-
getrieben“. Da der Kreis auch Kontakte in die Tschechoslowakei hatte, 
wurden diese durch den Entzug von Personalausweisen unterbrochen. 

Was war die Stasi?
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Dazu kam das „politisch-operative Zusammenwirken“ mit zahlreichen 
offiziellen und inoffiziellen Stellen bis hinein in die Ausbildungsbetriebe 
der Jugendlichen. Aufgrund dieser Übermacht konnte die Stasi schon 
ein Jahr später bilanzieren: „Im Ergebnis der politisch-operativen 
Bearbeitung des OV ‚Inspirator’ konnte festgestellt werden, dass der 
‚Montagskreis’ zerschlagen ist. Die erreichte Zersplitterung unter den 
ehemaligen Angehörigen des ‚Montagskreises’ fand seinen Nieder-
schlag in der Existenz von vier losen pazifistischen Gruppierungen. 
Durch die Maßnahmen der Zersetzung wurde deutlich, dass auf Grund 
der Widersprüchlichkeit und der Differenz sowie der nicht erreichten 
gemeinsamen ideologischen Plattform keine Wirksamkeit nach außen 
mehr gegeben war. Die genannten vier losen Gruppierungen lösten sich 
im Weiteren in sechs Hausarbeitskreise auf, die durch zielgerichtete 
Maßnahmen auf zwei reduziert wurden.“
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Beispiel: Maßnahmen 
   der Stasi gegen den Literatur-Kreis 
in Gera-Lusan

Karsten Dümmel

Seit Jahresbeginn 1978 entwickelt sich in dem Neubaugebiet Gera-Lu-
san, unter dem Dach des evangelischen Gemeindezentrums St. Ursula, 
eine Subkultur, die paradigmatisch für andere stehend mit ihren ver-
schiedenen Arbeitskreisen skizziert werden soll.

Pfarrer Roland Geipel, Hauptinitiator der Arbeitskreise und Enfant ter-
rible der Geraer Szene, übersiedelte im Frühjahr 1969 von Mainz in die 
DDR. Nach dem Theologiestudium in Jena und der Arbeit als Vikar in 
Gera-Untermhaus baute er nach und nach in Lusan ein Netzwerk von 
Arbeitskreisen auf. Diese nahmen aufeinander Bezug und suchten wiede-
rum den Kontakt zu anderen Kreisen in anderen Städten. Zwischen 1978 
und 1989 entstanden in den Räumen des Gemeindezentrums der Junge-
Leute-Kreis, geleitet von Roland Geipel und Karsten Dümmel, der Umwelt-
Kreis, geleitet von Mathias Fischer, der Arbeitskreis Literatur, geleitet von 
Karsten Dümmel – ab 1988 von Steffen Schönfeld, die Friedenswerkstatt, 
geleitet von Mathias Fischer und Karsten Dümmel, der Ausreise-Kreis, 
geleitet von Roland Geipel, der Arbeitskreis Englisch, geleitet von Joachim 
Schmidt, die Friedens- und Umweltbibliothek geleitet von Roland Geipel 
und Karsten Dümmel, der Arbeitskreis Theater, geleitet von Andreas Bley, 
der Behinderten-Kreis, geleitet von Peter Geige, Brigitte und Mathias 
Fischer, der Tee-Gesprächskreis, geleitet von Karsten Dümmel. Diese 
Arbeitskreise fußten auf der Tradition der offenen Jugendarbeit. Dabei 
waren sie ihrem Selbstverständnis nach Arbeitsformen ohne Konfessions-
zwang und ohne jede Vorbedingung. Zu anderen Mitgliedern der eher 
kirchlich tradierten Gemeindearbeit wie Chor, Junge Gemeinde, Frauen-
Kreis, Alten-Kreis, Kinder-Kreis gab es guten Kontakt und einen regen 
Austausch. Mitunter waren Teilnehmer oder Mitglieder identisch. 
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Die siebziger Jahre

Der Arbeitskreis Literatur traf sich wöchentlich. Zwischen zwanzig bis 
sechzig Teilnehmer kamen hier regelmäßig zusammen. Dabei wurde 
Ende der siebziger Jahre vorwiegend kritische DDR-Literatur besprochen, 
die, wenn auch im volkseigenen Handel schwer erhältlich, im Land ver-
öffentlicht und rezensiert worden war. Beispiele hierfür sind: Christa 
Wolf Nachdenken über Christa T., Kindheitsmuster, Kein Ort. Nirgends und 
Kassandra, von Klaus Schlesinger Alte Filme und Berliner Traum, von Franz 
Fühmann Saiäns Fiktschen und Kameraden, von Günter Kunert Im Namen 
der Hüte, von Reiner Kunze Brief mit blauem Siegel, Stefan Heym Der König 
David Bericht und Die Schmähschrift sowie von Erich Loest Es geht seinen 
Gang. Die Texte wurden untereinander ausgetauscht, abgeschrieben, 
teilweise mit einem Referat eingeführt und gemeinsam gelesen und 
besprochen. Daraus entwickelte sich sehr zeitig die Idee, die Autoren 
selbst zu Wort kommen zu lassen und in den Kreis einzuladen. Höhe-
punkte solcher Lesungen waren in den siebziger Jahren Abende mit 
Reiner Kunze, Erich Loest, Dietrich Petzold und Bettina Wegner. Wäh-
rend der Achtziger waren es Lesungen mit Lutz Rathenow, Freya Klier, 
Stephan Krawczyk und Ulrich Plenzdorf. Daneben etablierte sich eine 
rege Zusammenarbeit mit Studenten des Literaturinstitutes Johannes R. 
Becher. In losen Folgen kamen Stipendiaten des Institutes nach Lusan, 
um vor Gästen und Teilnehmern zu lesen.

Sowohl während der siebenten als auch während der achten Dekade 
fand zudem ein reger Austausch von Autoren, Musikern und Referenten 
zwischen befreundeten kirchlichen und nichtkirchlichen Kreisen in Ber-
lin, Greiz, Halle, Jena, Leipzig, Saalfeld und Zeitz statt.

Die achtziger Jahre

Anfang der Achtziger änderte der Kreis sein Programm. Regelmäßige 
Treffen und Absprachen zwischen Pfarrer Geipel und Kaplan Michael 
Wyppler sowie unter einigen Leitern der verschiedenen Kreise sorgten 
für den kommunikativen Austausch. Mehr und mehr wurden nun Ideen 
bzw. Projekte mit Verbündeten oder Sympathisanten aus dem katholi-
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schen Gemeindezentrum, dem Geraer-Theater, von der Puppenbühne 
Gera oder der Bühne am Park abgestimmt. Häufig wurde russische 
und sowjetische Literatur besprochen. Das Spektrum im Arbeitskreis 
reichte von Dostojewskij über Tolstoi zu Aitmatow, Achmatowa, Jesse-
nin, Jewtuschenko, Trendrjakow, Pasternak, Rasputin und Zwetajewa. 
Auf der anderen Seite kamen bundesdeutsche Schriftsteller wie Bach-
mann, Böll, Fried, Frisch und Grass sowie die Autoren der klassischen 
Renegatenliteratur zu Wort (Biermann, Faust, Fuchs, Koestler, Orwell, 
Samjatin). Letzteres wurde möglich, weil Partnergemeinden in Blaube-
uren, Hamburg, Herne und Luzern die Bücher kauften und Pfarrer bzw. 
einzelne Mitglieder mutig genug waren, diese Exemplare in die DDR 
zu schleusen. Parallel dazu unterstützen Mitglieder des Behinderten-
Kreises den Arbeitskreis Literatur. Schwerstbehinderte Rollstuhlfahrer 
schmuggelten bei ihren Visiten im „Kleinen Grenzverkehr“ nach Hof oder 
nach West-Berlin ganze Bibliotheken subversiver in der DDR verbotener 
Werke. Systematisch wurden Bestelllisten abgearbeitet, die von den ver-
schiedenen befreundeten kirchlichen Bibliotheken und Umweltbiblio-
theken erstellt worden waren. Aber auch klassische Weltliteratur, die in 
der DDR über eine lange Zeit nicht zum „literarischen Erbe“ gezählt und 
deshalb weitestgehend ausgeblendet worden war, fand über diese Quel-
len den Weg in die Gemeindebibliothek und somit in den Kreis (Benn, 
Freud, Fromm, Kafka).

Das Netzwerk mit christlichen und jüdischen 
Gemeinden in Ost und West

Literarische Kompaktseminare im Gemeindezentrum mit Studenten aus 
der Bundesrepublik, aus Herne und Bochum, zählten zu den intensivs-
ten Begegnungen des Arbeitskreises. Mehrfach arbeiteten ca. 30 junge 
Erwachsene aus Ost und West zehn Tage gemeinsam an den verschie
denen Romanen wie Der König David Bericht, Schwarzenberg und Collin 
von Stefan Heym u. a. m. Ähnliche Kompaktseminare fanden in losen 
Folgen mit Partnergemeinden aus Holland und der Schweiz statt.

Hierdurch lernten die Akteure der verschiedenen Arbeitskreise Mit-
glieder der sich reformierenden jüdischen Gemeinde Bochum-Her-

Was war die Stasi?
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ne-Hattingen kennen. Im Vorfeld dieser Begegnungen war es aller-
dings bereits seit Anfang der achtziger Jahre zu ständigen Kontakten 
zu einzelnen Mitgliedern der sich ebenfalls reformierenden jüdi-
schen Gemeinde Ost Berlins gekommen. Verbotene Bücher und 
illegale Zeitschriften (Samisdat) wie Grenzfall, Ariadnefabrik, Aufrisse, 
RADIX-Blätter, Dämmerung oder Mikado wurden ausgetauscht oder 
über Kuriere von Ost-Berlin oder Leipzig in „die Provinz“ nach Gera 
oder Jena gegeben. Zwei Studenten aus dem Umfeld der jüdischen 
Gemeinde Bochum-Herne waren es schließlich, die den beiden Leitern 
der Friedenswerkstatt Gera Bücher über den Widerstand der Weißen 
Rose, des Kreisauer Kreises und der Männer des 20. Juli mitbrachten 
bzw. diese im „kleinen Grenzverkehr“ schmuggeln ließen. Obwohl 
Bücher über die Gruppe um Hans und Sophie Scholl vor Jahren in der 
DDR bereits verlegt worden waren, waren diese Anfang der achtziger 
Jahre für den Arbeitskreis nicht greifbar gewesen. Aus den fünf Flug-
blättern, die die Mitglieder der Weißen Rose in ihrer Zeit verfasst hat-
ten, exzerpierten Mathias Fischer und Karsten Dümmel ein eigenes 
Flugblatt von nur einer Seite. Hier fanden sich alle zentralen Thesen 
der Weißen Rose wieder, die auch auf die konkrete Situation der DDR 
in den achtziger Jahren zutrafen. Im Kontext des NATO-Doppelbe-
schlusses und der Hochrüstung mit atomaren Sprengköpfen bestückter 
Raketen in Ost- und Westdeutschland wurde im Vorfeld der Friedens-
dekade 1985 mehr als 500 dieser Flugblätter mit jeweils fünf bis acht 
Durchschlägen von Mitgliedern der verschiedenen Kreise vervielfältigt, 
d. h. mit mechanischen Schreibmaschinen abgeschrieben (ca. 2.500 
bis 4.000 Exemplare). Diese Flugblätter wurden während der Auftakt-
veranstaltung der Friedensdekade in Gera und Greiz von den Empo-
ren mehrerer Kirchen in Thüringen geworfen. Ebenso unterstützten 
Lew und Lydia Druskin, die als Juden 1981 die UdSSR verlassen muss-
ten, weil sie als kritische Schriftsteller und Freunde von Lew Kopelew 
dem sowjetischen Staat zu unbequem geworden waren, den Arbeits-
kreis in Gera-Lusan. Lew und Lydia Druskin gehörten einem Kreis 
jüdisch russischer Exilanten in Tübingen an, als sie die Bekanntschaft 
von Andreas Dümmel machten. Im selben Jahr, 1985, war Dümmel 
aus der „DDR-Staatsbürgerschaft entlassen“ und in den Westen nach 
Tübingen abgeschoben worden, um, wie die Stasi plante, die Leipzi-
ger Szene der evangelischen Studentengemeinde „zu zersetzen und 
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zu zerschlagen.“ Nach und nach lernten Lew und Lydia Druskin Roland 
Geipel, Mathias Fischer und Karsten Dümmel kennen. Zunächst per 
Post, dann telefonisch – später persönlich, durch Besuche in der DDR. 
Regelmäßig wurden Bücher und Zeitschriften aber auch Informationen 
von Anwälten aus der Bundesrepublik geschleust und weiter gegeben. 
1987 gab der Leiter des Behindertenkreises im fränkischen Hof zwei 
DDR-Gesetzblätter an Mitglieder der jüdisch russischen Exilanten wei-
ter, die am selben Tag in Hof hundertfach kopiert wurden. Die Originale 
mussten am Abend wieder in die DDR zurück gebracht werden, da sie 
dort von einem Kirchenjustiziar entliehen worden waren. Die Kopien 
passierten einige Wochen später in Kofferräumen von Diplomatenfahr-
zeugen die innerdeutsche Grenze von West- nach Ost-Berlin. Dabei 
handelte es sich bei den Dokumenten um Gesetzblätter und Durch-
führungsbestimmungen, die den Wehrdienst ohne Waffe als Bausoldat 
der DDR klar definierten bzw. um das Gesetzblatt zur Entlassung aus 
der Staatsbürgerschaft der DDR. Durch die Verbreitung der kopierten 
Gesetzblätter über einzelne mutige Pfarrer und Gemeindemitglieder in 
den verschiedenen evangelischen Landeskirchen der DDR wurde das 
Staatsmonopol an Wissen geschwächt, mindestens aber unterlaufen. 
Jeder Suchende, ob Wehrdienstverweigerer oder Ausreiseantragsteller, 
konnte sich jetzt vor den entsprechenden Behörden auf das jeweilige 
Gesetz, Paragraph für Paragraph und Absatz für Absatz, berufen. Ähn-
liches geschah später mit den Dokumenten der KSZE-Schlussakte von 
Helsinki und von Madrid sowie der UN-Menschenrechtscharta. 

Musik, Theater und Bildende Kunst

Ausstellungen von Malern oder Fotografen, die nicht in Künstlerver-
bänden der DDR organisiert waren, fanden in den achtziger Jahren 
ebenso regelmäßig statt wie Auftritte verbotener Liedermacher, Kaba-
rettisten oder Rock- bzw. Folkgruppen. Stephan Krawczyk, Peter Mül-
ler, Martin Morgner, die Gruppen „Eiswolf“, „Liedehrlich“ und „Lumpazi 
Vagabundus“ seien hier genannt. Kerstin und Falko Wiesner brachten 
dabei – wie Jahre zuvor bereits Bettina Wegner und Dietrich Petzold – 
vergessene jüdische Lieder aus den Ghettos von Warschau und Krakau 
ihrem Publikum zu Gehör. 

Was war die Stasi?
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Beispiel: Maßnahmen der Stasi gegen den Literatur-Kreis in Gera-Lusan

Im Fokus der Staatssicherheit

Dass die Staatssicherheit der Arbeit im Gemeindezentrum und den damit 
verbundenen Netzwerken nicht tatenlos zusah, darf als selbstverständ-
lich angenommen werden. Aus allen Arbeitskreisen wurden Mitglieder als 
Inoffizielle Mitarbeiter geworben bzw. in die Kreise eingeschleust. Auch 
Superintendenten, Theologen und Vikare ließen sich ebenso zur Mit-
arbeit für die Staatssicherheit pressen oder gewinnen wie Freunde und 
Mitstreiter aus den Arbeitskreisen selbst. Sämtliche Hauptakteure der 
Arbeitskreise – sowie das weitere Umfeld und naturgemäß der Freundes-
kreis – wurden von den Abteilung XX/4 oder XX/7 der Kreis- bzw. der 
Bezirksverwaltung der Staatssicherheit „bearbeitet“ und „zersetzt“.

Hierbei war Zersetzen eine „Methode des Ministeriums für Staatssicher-
heit zur wirksamen Bekämpfung subversiver Tätigkeit. (Dabei wurde) 
durch verschiedene politisch-operative Aktivitäten Einfluss auf feind-
lich-negative Personen, insbesondere auf ihre [...] Einstellungen und 
Überzeugungen in der Weise genommen, dass diese erschüttert oder 
allmählich verändert werden bzw. Widersprüche sowie Differenzen zwi-
schen feindlich-negativen Kräften hervorgerufen, ausgenutzt oder ver-
stärkt werden. Ziel der Zersetzung (war) die Zersplitterung, Lähmung, 
Desorganisierung und Isolierung feindlich-negativer Kräfte, um dadurch 
feindlich-negative Handlungen vorbeugend zu verhindern, wesentlich 
einzuschränken oder gänzlich zu unterbinden.“

Bewährte anzuwendende Formen der Zersetzung waren

›› „die systematische Diskreditierung des öffentlichen Rufes, des 
Ansehens und des Prestiges auf der Grundlage miteinander ver-
bundener wahrer, überprüfbarer und diskreditierender sowie 
unwahrer, glaubhafter, nicht widerlegbarer und damit ebenfalls  
diskreditierender Angaben

›› systematische Organisierung beruflicher und gesellschaftlicher Miss-
erfolge zur Untergrabung des Selbstvertrauens einzelner Personen;

›› zielstrebige Untergrabung von Überzeugungen im Zusammenhang 
mit bestimmten Idealen, Vorbildern usw. und die Erzeugung von 
Zweifeln an der persönlichen Perspektive;
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›› Erzeugen von Misstrauen und gegenseitigen Verdächtigungen  
innerhalb von Gruppen;

›› Erzeugen bzw. Ausnutzen und Verstärken von Rivalitäten innerhalb 
von Gruppen durch zielgerichtete Ausnutzung persönlicher Schwä-
chen einzelner Mitglieder;

›› Beschäftigung von Gruppen [...] mit ihren internen Problemen, mit 
dem Ziel der Einschränkung ihrer feindlich-negativen Handlungen;

›› örtliches und zeitliches Unterbinden bzw. Einschränken der gegen-
seitigen Beziehungen der Mitglieder einer Gruppe [...] beispielsweise 
durch Arbeitsplatzbindung, Zuweisung örtlich entfernt liegender 
Arbeitsplätze usw. [...];

›› die Verwendung anonymer oder pseudonymer Briefe, Telegramme, 
Telefonanrufe usw.; kompromittierende Fotos, z. B. von statt-
gefundenen oder vorgetäuschten Begegnungen;

›› die gezielte Verbreitung von Gerüchten über bestimmte Personen 
einer Gruppe [...]“

Zwischen Gemeindezentrum Gera-Lusan, Theater, Puppenbühne, Bühne 
am Park und katholischem Pfarramt zog die Staatssicherheit ihr Netz 
zusammen. Die Sammel- und Einzelvorgänge: „Zentrale Operative Vor-
gang (ZOV) Bühne“ unter anderem gegen Martin Morgner und Frank 
Karbstein, der „Operative Vorgang (OV) Kerze“ unter anderem gegen Pfar-
rer Roland Geipel, Falco und Kerstin Wiesner, Frank Karbstein, Katrin Zim-
mer und Mathias Fischer, der „OV Künstlergemeinschaft“ unter anderem 
gegen Wolfgang Häntsch, Martin Morgner, Arlette Siebert, Walter Steg-
maier, Gerald Sauer und Lutz Flato, der „OV Maske“ unter anderem gegen 
Wolfgang Häntsch, Walter Stegmaier und Lutz Flato, der „OV Entomologe“ 
gegen Michael Beleites, der „OV Bruder“ unter anderem gegen Andreas 
Dümmel oder die Einzelvorgänge „Operative Personenkontrolle (OPK) 
Freiraum“ gegen Roland Geipel, „OPK Fotograf“ gegen Andreas Blei oder 
das „Operative Ausgangsmaterial (OAM) Putzer“ gegen Karsten Düm-
mel sind nur einige ausgewählte Beispiele für die „systematische Feind-
bekämpfung“ gegen Leiter oder Mitglieder der verschiedenen Kreise. 
Mehrere wurden inhaftiert, in die Bundesrepublik verkauft, ausgebürgert, 
abgeschoben, in andere Städte der DDR versetzt, erhielten Arbeitsplatz-
bindungen, Stadtarrest, Hausarrest, Reiseverbot, Berlinverbot und gene-
rell, über Jahre hinweg, systematische Zersetzungsmaßnahmen.

Was war die Stasi?



145

Beispiel: Maßnahmen der Stasi gegen den Literatur-Kreis in Gera-Lusan

Der aus Greiz stammende Lyriker Günter Ullmann, der im „OV Ring“ und 
in der „OPK Schreiberling“ von der Stasi bearbeitet wurde, skizziert das 
Lebensgefühl dieser Gruppen während der achtziger Jahre wie folgt:

„nehmt uns nicht die hoffnung

nehmt uns nicht die hoffnung
diese ungewissheit die
noch halt gibt
legt uns nicht den
horizont
um
den hals”



146

Westarbeit des MfS

Hubertus Knabe

Nach Jahren der Auflösung des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit 
(MfS) bewegt dieses immer noch die Gemüter. Vor allem die Frage, wel-
che Rolle es in der westdeutschen Gesellschaft spielte, weckt die Emo-
tionen. Wie weit reichte der lange Arm des MfS in den Westen? Welchen 
Einfluss nahm die SED über geheime Agenten auf die politische Ent-
wicklung in der Bundesrepublik? Liegen womöglich in den Kellern von 
Parteien, Gewerkschaften, Verbänden noch unentdeckte „Leichen“, über 
die im vereinigten Deutschland großzügig der Mantel des Schweigens 
gelegt wurde? Besonders in den neuen Bundesländern herrscht der Ein-
druck vor, dass sich die Aufarbeitung der MfS-Vergangenheit einseitig 
gegen die ostdeutsche Bevölkerung richtet, dass den Verstrickungen auf 
westdeutscher Seite mit merklich weniger Energie nachgegangen wird, 
als dies im Osten der Fall war. 

Schon heute ist deutlich, wie umfangreich die Aktivitäten des MfS im 
Westen gewesen sind. Die „Arbeit im und nach dem Operationsgebiet“, 
wie das MfS den Westen nannte, gehörte von Anfang an und zu allen 
Zeiten zu seinen Hauptaufgaben. Etwa 200 verschiedene MfS-Dienstein-
heiten operierten ständig in der alten Bundesrepublik. Zu ihnen zählte 
die für die Ausforschung grenznaher Kasernen zuständige Hauptab-
teilung (HA) I ebenso wie die für „Terrorabwehr“ verantwortliche HA 
XXII. Sie alle führten im Westen selbstständig „Operative Vorgänge“ 
gegen Personen und Einrichtungen sowie eigene Netze mit zahlreichen 
Inoffiziellen Mitarbeitern (IM).

Anders als der jahrzehntelange Chef der Hauptverwaltung A (HVA), 
Markus Wolf, in der Öffentlichkeit immer wieder behauptete, ging es 
dabei keineswegs um bloße Informationsbeschaffung oder gar um die 
„Bewahrung des Friedens“. Als „Schwert und Schild der Partei“ hatte das 
MfS vielmehr die Aufgabe, mit seinen spezifisch geheimdienstlichen Mit-
teln den politischen Kampf der SED gegen den „Klassenfeind“ im Wes-
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ten zu führen. Vor allem in den fünfziger Jahren schreckte man dabei 
auch nicht vor Anschlägen, Entführungen und anderen „speziellen Maß-
nahmen“ zurück, mit denen man vor allem den Widerstand der eigenen 
Bevölkerung zu brechen suchte, der seinerzeit noch starken Rückhalt bei 
westlichen Einrichtungen wie dem Ostbüro der SPD oder dem amerikani-
schen Rundfunksender RIAS fand. Seit Anfang der sechziger Jahre wandel-
ten sich die Methoden der Westarbeit, da die SED verstärkt um die inter-
nationale Anerkennung ihres Regimes bemüht war. Jetzt kämpfte man 
gegen die Bundesrepublik eher in verdeckter Weise, zum Beispiel durch 
die gezielte Kompromittierung der Bundesrepublik und ihrer Politiker 
als „faschistisch“ oder durch eine extensive Wirtschaftsspionage, mittels 
derer man den Kampf der Systeme zu gewinnen hoffte. In den siebziger 
und achtziger Jahren rückte dann die „Aufklärung und Bearbeitung feind-
licher Stellen und Kräfte im Operationsgebiet“ zunehmend in den Mittel-
punkt, da man den Einfluss des jetzt immer „raffinierter“ vorgehenden 
„Feindes“ im Zuge der Entspannungspolitik fürchtete. Zu allen Zeiten 
bereitete sich das MfS dabei mit großem Aufwand auf mögliche Krisen- 
und Kriegssituationen vor, in denen „Einsatzgruppen“ zu Sabotage- und 
Mordaktionen in die Bundesrepublik ausrücken und in West-Berlin ein 
Dutzend Kreisdienststellen des MfS aus dem Boden gestampft werden 
sollten, für die sogar das Fahr- und Schreibpersonal schon feststand. 

Für die Geschichte der alten Bundesrepublik von besonderem Inter-
esse ist die Frage, inwieweit es dem MfS gelang, Einfluss auf politische 
Vorgänge und Personen zu nehmen. Die Tatsache, dass der Sturz Willy 
Brandts als Bundeskanzler beim Misstrauensvotum vom April 1972 
durch Zahlung von 50.000 DM an den CDU-Abgeordneten Julius Steiner 
aus der Kasse der HVA verhindert wurde, zeigt, wie sehr das MfS dabei in 
die Geschicke der Bonner Republik eingriff. Auch der tatsächliche Sturz 
Brandts zwei Jahre später, nach der Enttarnung des Kanzleramtsspions 
Günter Guillaume, sowie viele andere Ereignisse der Nachkriegszeit wur-
den direkt oder indirekt vom ostdeutschen Geheimdienst beeinflusst. 
Trotz der fast vollständigen Vernichtung des HVA-Archivs sind in den 
Beständen des MfS in den letzten Jahren zahlreiche Unterlagen zum Vor-
schein gekommen, die deutlich machen, dass hinter der „öffentlichen“ 
Geschichte der Bundesrepublik oftmals noch eine zweite „konspirative“ 
Dimension auszumachen ist. 
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Deren Anfänge reichen weit in die Vergangenheit zurück. Noch vor der 
Gründung des MfS im Februar 1950 waren sowjetische und deutsche 
Kommunisten darum bemüht, alte konspirative Verbindungen wiederzu-
beleben und neue nachrichtendienstliche Strukturen zu schaffen. Schon 
wenige Monate nach Kriegsende war der inoffizielle Apparat der Berli-
ner Parteizentrale unter Bruno Haid auch im Westen zur Informations-
beschaffung und zu „aktiven Maßnahmen“ gegen Gegner der SED-Herr-
schaft in der Lage. Ende 1951 ging das als „Parteiaufklärung“ bezeichnete 
Informantennetz im Westen dann an den neugebildeten Außen-
politischen Nachrichtendienst der DDR (APN) über. Ein vergilbter Akten-
ordner bei der Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen gibt Auf-
schluss, dass dazu nicht nur der damalige Hauptgeschäftsführer der FDP 
in Bonn, Lothar Weihrauch, zählte, sondern auch der zweite Vorsitzende 
der SPD in Berlin, Josef Braun. Hinzu kamen ein „Hamburger Teil“, ein 
„unmittelbar dem Genossen Vesper angeschlossene(r) Teil“ sowie wei-
tere Residenturen in Bayern, Frankfurt, Bern und anderen Städten; allein 
in West-Berlin umfasste der Apparat einen „Residenten“, drei Mitarbeiter 
und 26 Quellen, von denen die meisten in kleineren Funktionen in Par-
teien und in der Verwaltung tätig waren. 

1952 befahl der damalige Staatsratsvorsitzende der DDR, Walter 
Ulbricht, die Auflösung der „Parteiaufklärung“, da man befürchtete, west-
liche Geheimdienste seien in das inoffizielle Netz eingedrungen. Mit 
umso größerer Zielstrebigkeit baute Markus Wolf als HVA-Chef in spe 
nun seinen eigenen Informantenapparat im Westen auf. „Um schnell die 
Nachrichtenarbeit in West-Berlin zu organisieren“, hielt er es für nötig, 
bis Ende 1952 zwei neue „Residenturen und 2 bis 3 Quellenwerber aus-
zusuchen“ sowie „4–5 Werbungen von Quellen“ vorzubereiten. Zugleich 
richtete er in den damals noch gesamtdeutsch agierenden Parteien und 
Massenorganisationen der DDR „legale Residenturen“ ein und setzte sie 
für die konspirative Nachrichtenbeschaffung im Westen ein. So lautete 
beispielsweise der Auftrag an den SED-Landwirtschaftsfunktionär Kurt 
Vieweg für den „Gesamtdeutschen Arbeitskreis der Land- und Forst-
wirtschaft“ (GAK): „a) Aufbau einer legalen Residentur, um die großen 
Möglichkeiten des Arbeitskreises auch zur Herstellung uns interessie-
render Kontakte zu nutzen; b) Nutzung der Möglichkeiten, die sich aus 
der DSP (Deutsche Soziale Partei, gegründet von Dr. Gereke), ihrer Zei-

Was war die Stasi?
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tung Der Deutsche Weg sowie aus der im Aufbau befindlichen Zeitung 
Wir Bauern von Dr. Korte für die Nachrichtenarbeit ergeben“. Beide 
erwähnte Personen – Korte und Gereke – waren seinerzeit wichtige 
Bauernpolitiker im Westen.

Nach der Integration des Wolf-Apparates in den DDR-Staatssicherheits-
dienst und der Ernennung von Ernst Wollweber zum Staatssekretär für 
Staatssicherheit wurde die West-Arbeit Mitte der fünfziger Jahre auf 
Geheiß der Sowjets weiter verstärkt. „Um das Ziel, die Vernichtung feind-
licher Organisationen zu erreichen“, so Wollweber nach dem Schock 
des Juni-Aufstandes von 1953, „ist es in erster Linie notwendig, die Auf-
klärungsarbeit zu verstärken, um über die Zentren feindlicher Tätigkeit 
durch unsere G(eheimen) I(nformatoren) und G(eheimen) M(itarbeiter) 
jederzeit unterrichtet zu sein über die Absichten und Pläne der Feinde.“ 
Namentlich das damals noch offene West-Berlin stand im Mittelpunkt des 
Interesses. Eine neu geschaffene Spezialabteilung bekam die Aufgabe, 
„breite Agentennetze anzuwerben, die in der Lage sind, systematisch 
über die Lage in West-Berlin zu informieren [...] und zu gewährleisten, 
dass Maßnahmen ergriffen werden, um die Vorhaben der subversiven 
Zentren und Organisationen des Gegners in Berlin zu zerschlagen“. 

Der Aufklärungsapparat des Staatssicherheitsdienstes wurde allein im 
zweiten Halbjahr 1955 um 100 neue Mitarbeiter aufgestockt, von denen 
der größte Teil „im Lager des Feindes arbeiten“ sollte. Systematisch 
schleuste er seine Agenten in den Westen, darunter auch den späteren 
Kanzlerreferenten Günter Guillaume, der den Auftrag erhielt, in der 
„rechten“ SPD Quellen anzuwerben. Erfolgreich war das MfS auch bei 
der Lancierung von Wilhelm Gronau, der seinerzeit persönlicher Refe-
rent des DGB-Vorsitzenden Willi Richter wurde und später in zahlreichen 
gesamtdeutschen Gremien tätig war – bis er 1972 verhaftet wurde. 
Gronau war es, der u. a. die Zahlenkombination für den Panzerschrank 
in der SPD Baracke in Erfahrung brachte, in dem die Personenkartei 
des Ostbüros aufbewahrt wurde; zahlreiche Verhaftungen und die Zer-
schlagung des Unterstützernetzes in der DDR waren die Folge.

Wie der Staatssicherheitdienst seinerzeit im Westen Politik zu machen 
suchte, geht aus einem Vorgang über den Inoffiziellen Mitarbeiter „Wenig“ 
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hervor, der 1955 den Auftrag erhielt, den damaligen Ministerpräsidenten 
des Saarlandes, Johannes Hoffmann, sowie dessen unmittelbare 
Umgebung „in politische Nervosität zu versetzen“. Zu diesem Zweck sollte 
der IM im Vorfeld der Volksabstimmung über die Wiedervereinigung 
mit Deutschland eine Briefbombe an den Politiker senden, die so präpa-
riert war, dass er den Umschlag auf jeden Fall persönlich öffnen würde. 
Nur weil einem Postbeamten der schlecht verschlossene Umschlag auf-
fiel, wurde seinerzeit niemand verletzt. Der Agent leitete seit 1954 auf 
hauptamtlicher Basis eine Gruppe von Inoffiziellen Mitarbeitern in West-
deutschland. Nach dem missglückten „Scheinattentat“ wurde er von Mar-
kus Wolf „zur Auftragserfüllung“ nach Hamburg abkommandiert, wo er 
auch in den folgenden Jahren für das MfS tätig war.

Große Energien entfaltete das MfS insbesondere zur Diskreditierung 
einzelner, als „feindlich“ betrachteter Politiker der Bundesrepublik. Im 
September 1958 befahl der kurz zuvor ins Amt gekommene Minister für 
Staatssicherheit, Erich Mielke, beispielsweise, alle Materialien, Dokumente 
und operativen Vorgänge, die zur Führung eines „wirksamen Schlages“ 
gegen das Gesamtdeutsche Ministerium und dessen Minister, Ernst Lem-
mer (CDU), geeignet wären, der Leitung des Ministeriums zu melden – 
die sogenannte Aktion „Lemmerschwanz“. Und zur Herabwürdigung 
des SPD-Politikers Willy Brandt veranlasste HVA-Chef Wolf im März 1959 
sogar die Verhaftung eines in Leipzig wohnenden Bekannten Brandts, 
der im Gefängnis Erklärungen über angebliche frühere Gestapo-Ver-
bindungen Brandts abgeben sollte. Der Betroffene wurde erst wieder 
freigelassen, nachdem es gelungen war, „durch die Untersuchungen [...] 
eine Reihe kompromittierender Tatsachen über den Regierenden Bürger-
meister von West-Berlin“ in Erfahrung zu bringen, die dem MfS „zur publi-
zistisch-agitatorischen Auswertung geeignet“ erschienen.

Die Kampagnen gegen die Politiker der alten Bundesrepublik wurden 
in den sechziger Jahren in der Regel unmittelbar vom Zentralkomitee 
(ZK) der SED und dem für Agitation zuständigen Mitglied des Politbüros, 
Albert Norden, gesteuert. Zumeist suchte man nach Hinweisen auf 
persönliche Verstrickungen in das NS-Regime, wofür „Personalakten aus 
der NS-Zeit [...] aus den Archiven angefordert und nach belastendem 
Material durchsucht und je nach Maßgabe ‚vervollständigt’ [wurden] 

Was war die Stasi?
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durch Dokumente aus eigener Fertigung“, wie zwei ehemalige MfS-Mit-
arbeiter später berichteten. Die so zusammengestellten „Informationen“ 
wurden dann an die westliche Presse lanciert oder auf propagandisti-
schen Pressekonferenzen in Ost-Berlin präsentiert. Mit dem Vorwurf der 
NS-Belastung wurden fast alle führenden Politiker der CDU überzogen, 
nachdem sich das MfS bereits Anfang der fünfziger Jahre den Zugriff auf 
die Nazi-Akten gesichert hatte. Heinrich Lübke zum Beispiel wurde 1964, 
einen Tag vor seiner Wiederwahl zum Bundespräsidenten, öffentlich 
als „Baumeister faschistischer Konzentrationslager“ angeprangert – die 
„Beweise“ für die Kampagne lieferte das MfS. 

Politische Einflussnahme im Westen erfolgte oft im Rahmen so genannter 
„Aktionen“, bei denen jeweils eine ganze Reihe aufeinander abgestimmter 
Maßnahmen in Gang gesetzt wurde. Aus einem dreizehnseitigen Maß-
nahmeplan für die „Aktion ‚Klarheit’“ geht beispielsweise hervor, wie die 
Hauptverwaltung Aufklärung den Wahlkampf der SED bei den Wahlen 
zum West-Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1958 unterstützen wollte. 
Danach sollten u. a. „kompromittierende [...] Materialien über die wich-
tigsten Kandidaten zur Ausnutzung im Wahlkampf“ beschafft werden – 
mit Schwerpunkt auf die Kandidaten „Lemmer, Amrehn, Brandt, Lipschitz, 
Ohning, Schwedler, Heynitz, Schwennicke u. a.“. Aus den Splitterparteien 
sollten bürgerliche Vertreter gewonnen werden („eventueller Kauf eines 
bürgerlichen Kandidaten“), damit sie öffentlich dazu aufriefen, „aufgrund 
der unsicheren politischen Lage in West-Berlin [...] der SED ihre Stimme 
zu geben“. Zur Verhinderung eines bürgerlichen Sammelblocks sollte 
zudem ein vertrauliches Rundschreiben des CDU Landesgeschäftsführers 
gefälscht, versandt und später als „Faksimile“ in der DDR-Presse veröffent-
licht werden, durch das die CDU „hinsichtlich der aktiven Unterstützung 
der amerikanischen Aggressionspläne“ bloßgestellt werden sollte. Auch 
die übrigen der 39 Maßnahmen beruhten auf ähnlichen Methoden, 
wobei den Agenten des MfS in SPD, CDU, DGB etc. die Rolle zufiel, die 
von der Hauptverwaltung Aufklärung lancierten Fragestellungen auf Ver-
sammlungen und in Diskussionen zur Sprache zu bringen.

Ein ähnlicher Plan ist zur Popularisierung des sogenannten Deutsch-
landplanes der SED aus dem Jahr 1960 überliefert, der u. a. die „Unter-
stützung des Auftretens von G[eheimen] M[itarbeitern] in SPD und DGB“ 
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vorsah. Gegenüber den bürgerlichen Parteien und Organisationen plante 
man u. a. die „Fortsetzung der Oberländer-Kampagne gegen die aus-
gesprochenen Naziführer, Wirtschaftsführer und Militaristen im Bonner 
Staatsapparat [...] (Ausnutzung vor allem von kompromittierenden Mate-
rialien gegen Globke, Seebohm u. a.)“. Zur Diskreditierung der Bundes-
republik inszenierte das MfS 1961 unter der Bezeichnung „Aktion ‚J’“ in 
verschiedenen Städten – zeitgleich zum beginnenden Eichmann-Prozess 
in Jerusalem – sogar eine antisemitische Hetzkampagne gegen Über-
lebende des Holocaust. Im Namen bekannter Antisemiten wurden ihnen 
Drohbriefe zugeschickt, in denen es beispielsweise hieß: „Die Hetze von 
Euch Juden wird unerträglich. Wir haben doch nicht genug vergast. Ver-
schwinde, oder wir holen Dich und machen Dich fertig! Juden r a u s ! 
(ein deutscher SS-Mann).“ Die „Reaktionen“ der Betroffenen wurden 
gleich mit organisiert, indem das MfS Briefe wie den folgenden verfasste: 
„Ich bin deutscher Jude, das muss ich hervorheben, weil es bereits von 
anderen und im anderen Sinne wieder hervorgehoben wird. [...] Laufend 
bekomme ich Briefe mit den schrecklichsten Drohungen, die Absender 
wollen die Vergangenheit nicht zur Ruhe kommen lassen.“ 

Bei diesen so genannten „aktiven“ Maßnahmen, für deren Durchführung 
1966 eine spezielle Abteilung geschaffen wurde, kooperierte das MfS 
oft eng mit dem sowjetischen Geheimdienst KGB. Im Bestand des Miel-
ke-Sekretariates ist beispielsweise ein Konvolut mit Unterlagen über 
eine Besprechung in Moskau im April 1967 überliefert, bei der KGB und 
MfS die Jahresplanung für 1967 auf diesem Gebiet abstimmten. Danach 
waren seit 1966 „alle Mittel und Anstrengungen“ der Sowjets gegen die 
USA und Westdeutschland als „Hauptfeind“ sowie gegen deren Ver-
bündete gerichtet. Speziell für die Bundesrepublik wurde in einem 
umfangreichen gemeinsamen Protokoll ein gutes Dutzend „Aktionen“ 
vereinbart – zur „Kompromittierung führender Vertreter der Regie-
rung“, „aktiver reaktionärer Persönlichkeiten und Organisationen“ sowie 
„einzelner rechter SP[D]-Führer“. 

Bei der Aktion „Tribunal“ ging es beispielsweise um die Mobilisie-
rung der öffentlichen Meinung gegen das amerikanische Vorgehen 
im Vietnam-Krieg, wozu das Protokoll u. a. festhielt: Das MfS „prüft 
die Möglichkeiten für die Herstellung eines Dokumentes, das die 

Was war die Stasi?



153

Westarbeit des MfS

Zusammenarbeit zwischen der westdeutschen Bundesrepublik und 
den USA bei der Aggression in Vietnam entlarvt und auf glaubwürdi-
gen Angaben beruht. Realisierung durch Möglichkeiten des KfS (= KGB) 
an das Komitee Russell in einem kapitalistischen Land.“ Im Rahmen der 
Aktion „Taifun“ war u. a. vorgesehen, dass MfS und KGB „Maßnahmen 
treffen, um den Bonner Kanzler Kiesinger im Zusammenhang mit seiner 
im Herbst d. J. [1967] geplanten Reise nach Indien zu diskreditieren“. 
Aus Anlass des 50. Jahrestages der „sozialistischen Oktoberrevolution“ 
sollte „eine Aktion zur Kompromittierung“ des SPD Politikers Wehner 
durchgeführt werden. Die Aktion „Verwüstung“ sah schließlich die „Ent-
hüllung der Herstellung von ABC- und Raketenwaffen“ in Westdeutsch-
land vor – mit Erfolg offenbar, denn zwei Jahre später meldete Markus 
Wolf seinem Minister, dass durch „das öffentliche Auftreten von mehre-
ren wichtigen IM (Pressekonferenz, Fernsehen usw.)“ entscheidend zu 
den „aktiven Maßnahmen“ bei diesem Thema beigetragen worden sei. 

Zur politischen Einflussnahme im Westen bediente sich das MfS auch der 
„progressiven“ Gruppierungen und Bewegungen in der Bundesrepublik, 
die es mit Inoffiziellen Mitarbeitern systematisch durchsetzte. Ein Bei-
spiel dafür ist der erhalten gebliebene „Plan aktiver Maßnahmen gegen 
die Bundesversammlung am 5. März [1969] in West-Berlin“, bei der 
Gustav Heinemann zum Bundespräsidenten gewählt werden sollte. Das 
MfS plante seinerzeit „die Störung der Vorbereitung und Durchführung 
der Bundesversammlung vor allem durch Unterstützung der geplanten 
Aktionen der Außerparlamentarischen Opposition (APO) in West-Berlin 
[...] sowie durch verstärkte Bekämpfung der Politik und der Person von 
[Bürgermeister] Schütz“. Mittels „aller operativ nutzbarer Verbindungen 
in APO-Kreise“ wollte das MfS „einheitliche Aktionen aller Gruppierun-
gen“ fördern und „Hilfe bei der Organisierung politischer Demonstratio-
nen“ geben, einschließlich der „Einflussnahme auf den Charakter und die 
Losungen“. u. a. wollte man „bei der Erarbeitung und Verbreitung von 
Flugblättern und anderen Agitationsmaterialien“ helfen, „insbesondere 
einer Agitationsschrift des West-Berliner Republikanischen Clubs über 
den Zusammenhang zwischen den Bonner Berlin-Provokationen und 
den Nachteilen für die West-Berliner Bevölkerung“. Darüber hinaus 
sollte der 1967 im Zuge der Studentenbewegung gegründete „Berliner 
Extradienst“ für eine „Kampagne von Meldungen und Artikeln gegen die 
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Bundesversammlung und die Politik des Schütz-Senats und die Folgen 
für West-Berlin“ genutzt werden. Den Inoffiziellen Mitarbeiter „Freddy“ 
wollte man „für Lancierungen im Pressedienst dpa“ nutzen. Handschrift-
lich notierte Wolf schließlich noch auf den Plan: „Fortsetzung der Beein-
flussung der FDP-Spitze u. -Fraktion“. 

Dem Plan ist auch eine „Aufstellung über operative Verbindungen zu 
Organisationen und Gruppen der APO in West-Berlin“ beigefügt. Nach 
diesem Plan verfügte allein der Aufklärungsapparat des MfS in der Ber-
liner Studentenbewegung über siebzehn Inoffizielle Mitarbeiter und elf 
Kontaktpersonen (KP). Drei dieser Inoffiziellen Mitarbeiter führte das 
MfS auch zwanzig Jahre später noch in West-Berlin, darunter die Quelle 
„Zeitz“, inzwischen ein West-Berliner Professor und Funktionär der 
Alternativen Liste, sowie die Quelle „Jutta“, nunmehr Angestellte in der 
Verbindungsstelle des West-Berliner Finanzsenators. Im Anschreiben 
hatte Wolf dabei 1969 noch vermerkt, dass der Plan „bewusst allgemein 
gehalten“ sei und „nicht die politische Steuerung einzelner wichtiger IM 
der operativen Abteilungen (z. B. Bundestagsabgeordneter)“ beinhalte. 
In derselben Akteneinheit findet sich auch ein Bericht über ein Anliegen 
der Bonner SPD-Spitze: „Heinemann und Brandt erhofften ein Glück-
wunschschreiben des Genossen Walter Ulbricht zum Amtsantritt von 
Heinemann.“ Dass der Überbringer dieser Nachricht – ein Korres-
pondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) – „tatsächlich im 
Auftrage der genannten Personen“ handelte, wird damit begründet, 
dass dieser erst „kürzlich ein Anliegen von Justizminister Ehmke vor-
trug, Belastungsmaterial über den Kiesinger-Intimus Todenhöfer zu 
erhalten.“ 

Anfang der achtziger Jahre war das MfS vor allem darum bemüht, den 
Anti-Raketen-Protesten im Westen zum Erfolg zu verhelfen. Im August 
1981 legte der Leiter der HVA-Abteilung II dazu ein ausführliches „Kon-
zept für aktive Maßnahmen zur Förderung der Friedensbewegung in 
der BRD“ vor, das u. a. eine „zentrale Steuerung des inoffiziellen Net-
zes“ im Westen durch eine spezielle „Leitstelle“ im MfS vorsah. Allein 
die Gruppierung „Generäle für den Frieden“ wurde von der HVA nach 
Wolfs Angaben mit jährlich 100.000 DM unterstützt. Der Führungs-
spitze des MfS gab Erich Mielke wenige Monate vor dem Stationierungs-
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beschluss des Deutschen Bundestages folgende Orientierung: „Not-
wendig: Stärkere Unterstützung der Bewegung gegen Stationierung in 
westlichen Ländern, besonders BRD, durch geeignete, wirksame aktive 
Maßnahmen, unter Nutzung [der] Mittel und Möglichkeiten des MfS.“ 
Aufgabe sei es, jene Kräfte in der SPD und FDP zu unterstützen, „die 
realistisch denken“ und jetzt für die Aufhebung des Raketenbeschlusses 
einträten. „Voraussetzung für effektive Maßnahmen: Noch bessere Ana-
lyse, auf welche Kräfte man sich stützen kann (Funktionäre, Landesver-
bände, Parteibasis).“ 

Auf der anderen Seite kämpfte das MfS mit seinen besonderen Mitteln 
auch gegen DDR-kritische Einrichtungen und Personen in der Bundes-
republik. Zu über 150 „feindlichen“ Gruppen und Institutionen erteilte 
Mielke 1985 den Auftrag, in „ihre Ausgangsbasen und Führungsgremien 
einzudringen, rechtzeitig und umfassend ihre Pläne, Absichten und Maß-
nahmen zu erkennen“ und „nachhaltig ihr Wirksamwerden in der DDR 
und anderen sozialistischen Staaten zu verhindern“. Die „Internationale 
Gesellschaft für Menschenrechte“ (IGFM) in Frankfurt am Main wurde 
beispielsweise in einem 61 Bände umfassenden „Zentralen Operativ-
vorgang“ (ZOV) vom MfS systematisch als rechtsextrem oder faschis-
tisch diskreditiert. Auf die Organisation „Hilferufe von drüben“ (Hvd) mit 
Hauptsitz in Lippstadt waren nach Aktenlage mehr als 80 IM angesetzt, 
die man u. a. durch eine systematische Recherche in den Archiven des 
MfS und durch die Überwachung sämtlicher Verbindungen von Lippstadt 
in die DDR und umgekehrt rekrutiert hatte.

Insbesondere ehemalige DDR-Bürger mit „Rückverbindungen“ wurden 
im Westen systematisch diskreditiert, wie die operativen Akten über 
Wolf Biermann, Jürgen Fuchs oder Roland Jahn anschaulich machen. So 
streute man unter Journalisten, Freunden und politischen Gruppierun-
gen das Gerücht, Roland Jahn betreibe sein DDR-Engagement nur aus 
Geldgier („Aktion ‚Keil’“). Eine vom MfS gefertigte Collage zeigte ihn auf 
einem Titelblatt des Spiegel, einmontiert in einen Tausend-Mark-Schein 
und versehen mit der Überschrift „Das Geschäft mit der DDR“. Als die 
Bundestagsfraktion der Grünen erwog, ihn als Mitarbeiter einzustellen, 
legte man fest: „In Zusammenarbeit mit der HVA/II ist eine Arbeitsauf-
nahme bei den ‚Grünen’ zu verhindern.“ 
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Wie sehr es dem MfS gelang, auf die Geschicke der alten Bundesrepublik 
Einfluss zu nehmen, ist bis heute nur punktuell zu prüfen. Die über-
lieferten Akten machen jedoch deutlich, dass das MfS in den Nerven-
zentren der westdeutschen Gesellschaft nahezu überall mit Inoffiziellen 
Mitarbeitern verankert war und dass diese den Auftrag hatten, dort im 
Sinne ihrer Auftraggeber wirksam zu werden. Die SED-Führung selbst 
war allerdings der Ansicht, „dass wir heute auf die BRD stärker wirken 
als sie auf uns“ – wie sie 1984 hervorhob, als die sowjetische Parteispitze 
Erich Honecker nach Moskau einbestellte, um ihm seinen geplanten 
Bonn-Besuch auszureden. Insofern ist die Aufarbeitung der MfS-Ver-
gangenheit keineswegs, wie vielfach angenommen, nur ein Problem der 
Ostdeutschen, sondern betrifft auch die Westdeutschen.

Fazit 

Die DDR betrieb eine umfangreiche nachrichtendienstliche „Arbeit im 
und nach dem Operationsgebiet“, für die in erster Linie das MfS und 
hier insbesondere die Hauptverwaltung Aufklärung, aber auch die Ver-
waltung Aufklärung der Nationalen Volksarmee verantwortlich waren. 
Insgesamt waren schätzungsweise 20.000 bis 30.000 Westdeutsche 
für das MfS als Inoffizielle Mitarbeiter tätig, der überwiegende Teil zur 
Informationsbeschaffung. Darüber hinaus unterhielt die SED feste Ver-
bindungen zu Funktionären der SPD, zu den Gewerkschaften und zu wei-
teren Organisationen. Die Westarbeit folgte den jeweils aktuellen politi-
schen Zielen der SED. Während sie anfangs von der Vorstellung getragen 
wurde, auch in Westdeutschland ein sozialistisches System herbeiführen 
zu können, hatte sie später vor allem die Aufgabe, für die DDR ein güns-
tigeres politisches Umfeld zu schaffen. Eine wesentliche Rolle spielte 
dabei die verdeckte Unterstützung von Parteien, Medien und Einzel-
personen, die nicht offen kommunistisch auftraten, aber für die DDR 
Partei ergriffen. 

Darüber hinaus beeinflusste die SED die westdeutsche Studen-
ten-, Gewerkschafts- und Friedensbewegung und inszenierte Dis-
kreditierungskampagnen gegen führende Bonner Politiker (u. a. Hans 
Globke, Heinrich Lübke, Eugen Gerstenmaier und Herbert Wehner).

Was war die Stasi?
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Stasi und Neonazis in der DDR – 
		   Das verleugnete Problem

Vera Lengsfeld

Als am 17. Oktober 1987 in der Ost-Berliner Zionskirche ein Punk-Kon-
zert von Neonazis überfallen wurde, wurde die Öffentlichkeit erstmals 
mit diesem Problem konfrontiert. Etwa dreißig Skinheads drangen mit 
Fahrradketten und Stangen bewaffnet und dem Ruf: „Juden raus aus 
deutschen Kirchen“, „Sieg Heil“ in das Gebäude ein. Sie begannen auf 
die Konzertbesucher einzuschlagen. Die Flüchtenden wurden bis auf die 
Straße verfolgt und unter den Augen der untätigen Volkspolizei weiter 
verprügelt. Wer sich an die Ordnungshüter wandte und um Schutz bat, 
wurde abgewiesen. Die durch ihre kurzgeschorenen Haare, Bomber-
jacken und Springerstiefel deutlich erkennbaren Täter blieben an diesem 
Tag von der sonst schnell zuschlagenden Staatsmacht unbehelligt. Die 
Nachricht von diesem Skandal sprach sich wie ein Lauffeuer in Berlin 
herum. Wie konnte das geschehen?

Selbst kritischen Oppositionellen war es bislang nicht in den Sinn 
gekommen, die antifaschistische Grundhaltung der Verantwortlichen 
in der DDR anzuzweifeln. Antifaschismus war eine Doktrin, die jedem 
Jugendlichen eingeimpft wurde. War das nur eine hohle Fassade? Und 
wenn ja, was verbarg sich dahinter?

Offiziell war man mit der Erklärung schnell bei der Hand: dass bei die-
sem Überfall einige wenige Skinheads aus West-Berlin beteiligt gewesen 
seien; dass der Überfall vom Klassenfeind inszeniert worden sei, um dem 
internationalen Ansehen der DDR zu schaden. 

Nach der Öffnung der Stasi-Akten zeigte sich indes ein völlig anderes 
Bild. Der Ausgangspunkt des Überfalls war eine Feier in der Ost-Berliner 
Diskothek „Sputnik“, gewesen, wo die Skins die Verabschiedung eines 
der Ihren zum 10-jährigen Ehrendienst in der Nationalen Volksarmee 
gefeiert hatten. Die Prügelei sollte der Höhepunkt des Festes werden.
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Skinheads als Freiwillige in die Nationale Volksarmee (NVA)? Das war ein 
wohl gehütetes, aber kein seltenes Phänomen. Die Härtesten gingen zu 
den Fallschirmjägern. Wer die hohen gesundheitlichen Anforderungen 
nicht erfüllte, wurde mit Verachtung aus der Gruppe ausgeschlossen. 
Seit ihrem Bestehen hatte die NVA anziehend auf Rechtsradikale gewirkt.

Zwischen 1965 und 1980 gab es 730 Vorfälle mit rechtsextremistischem 
Hintergrund, die von der Stasi erfasst wurden. Dies ist wenig, bezogen auf 
die Gesamtzahl der Armeeangehörigen. Es handelt sich hierbei aber nur 
um die bekannt gewordenen Fälle. Die Dunkelziffer liegt höher. Das lässt 
sich aus der Art der Vorkommnisse schließen. So organisierten ein Unter-
offizier und ein Jugendclubleiter zwischen 1965 und 1970 über hundert 
Gesprächsrunden, in denen über die „Vorzüge“ des Dritten Reiches debat-
tiert wurde, ergänzt durch Lesungen aus Hitlers Mein Kampf und dem 
Völkischen Beobachter. Zusätzlich wurden Reden von Goebbels angehört. 
Mehrere aktive Armeeangehörige nahmen an diesen Runden teil.

In einem anderen Fall haben sechs Unteroffiziere der 1. Staffel des Hub-
schraubergeschwaders 34 der Luftstreitkräfte-Luftverteidigung Branden-
burg es für ein Jahr durchsetzen können, dass in ihrer Unterkunft mit 
dem Hitlergruß gegrüßt wurde. Sie verstanden sich als „Parteizelle der 
ehemaligen NSDAP“. Ihr Ziel war es, die Kampfmoral der Hubschrauber-
truppe zu „zersetzen“. Der Begriff „zersetzen“ war ein Schlüsselbegriff 
der Stasi. Sie benutzte ihn als Synonym für die Bekämpfung des politi-
schen Gegners bis zur Vernichtung. Die sprachliche Übereinstimmung 
mag hier Zufall sein. Tatsache ist, dass selbst die Stasi keineswegs frei 
war von Rechtsextremismus. Eine Information der Stasi aus dem Jahr 
1981 befasst sich mit rechtsextremistischen Auswüchsen im „Wach-
regiment Felix Dzerzynski, das der Stasi zugeordnet war. Auch hier 
begrüßten sich die Soldaten mit dem Hitlergruß, schwärmten von den 
„Heldentaten“ der SS und von Hitler. In den siebziger Jahren gab es im 
Regiment sogar eine „Braune Gruppe“. In der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre benutzte die Stasi gern die Drohung, neonazistische Überfälle nicht 
verhindern zu können, wenn die Kirchengemeinde ihre Pforten für eine 
Veranstaltung der Bürgerrechtsbewegung öffne. Etliche Neonazis wur-
den als Inoffizielle Mitarbeiter der Stasi geführt. Sie kamen besonders im 
Kampf gegen die Jugendopposition zum Einsatz.

Was war die Stasi?
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Stasi und Neonazis in der DDR – Das verleugnete Problem

Natürlich bildeten sich rechtsextremistische Verhaltensweisen nicht 
erst in der Armee heraus. Dieses Gedankengut fand sich schon an den 
Schulen der DDR. Seit den siebziger Jahren wuchs die Zahl der rechts-
extremistischen Vorkommnisse an den Schulen ständig. So regist-
rierte die Stasi in nur einem halben Jahr um die 600 Fälle von „neo-
faschistischem Gedankengut“ in den Schulen der DDR. Wieder handelt 
es sich nur um die bekannt gewordenen Vorkommnisse. Die Zahl der 
rechtsextremistichen Jugendlichen schätzte die Stasi in den 80er Jahren 
auf 800 in 38 Gruppierungen. Von der oppositionellen Jugendbewegung 
der DDR wurde die Anzahl der Neonazis in der DDR auf 2000 geschätzt. 
Da die Jugendlichen unmittelbar miteinander in Berührung kamen, ist 
die letztere Schätzung wohl genauer. Die Stasi räumte in einem internen 
Bericht ein, dass „Äußerungen faschistischen Charakters“ zunähmen. 
Je näher die DDR ihrem Ende kam, desto häufiger kam es zu rechts-
extremistischen Zwischenfällen. Im letzten Jahr ihrer Existenz musste 
sie 188 Ermittlungsverfahren einleiten, gegen Personen, die wegen 
„Äußerungen faschistischen, rassistischen oder militaristischen Cha-
rakters“ auffielen. Bezogen auf die Neuen Bundesländer hatte schon 
damals Brandenburg die Nase vorn, mit 73 Verfahren. Dahinter folgen 
Ost-Berlin mit 33, Mecklenburg-Vorpommern mit 31, Sachsen mit 26, 
Sachsen-Anhalt mit 14 und Thüringen mit elf Fällen. Bezeichnend ist, 
dass die Neonazis, im Gegensatz etwa zu den Punks, gesellschaftlich gut 
integriert waren. Sie waren geachtete Mitglieder ihrer sozialistischen 
Arbeitskollektive, häufig als Bestarbeiter ausgezeichnet. Ihre Freizeit 
verbrachten sie mit Vorliebe organisiert, etwa in der „Gesellschaft für 
Sport und Technik“ (GST), einer paramilitärischen Jugendorganisation. 
Die Toleranz der GST, ging so weit, dass sie Wehrsportgruppen der Neo-
nazis, die nach dem Vorbild von westlichen Wehrsportgruppen gebildet 
wurden, ihre Übungsplätze zur Verfügung stellte. Es gab aber, stellte die 
Stasi fest, keine nennenswerten Verbindungen zu Neonazigruppen in der 
BRD. Der Rechtsextremismus in der DDR war nicht fremdgesteuert, son-
dern ein genuines Gewächs auf dem Boden der sozialistischen Gesell-
schaft. Zu den Ursachen, die die Entwicklung zum Rechtsextremismus 
begünstigten, gehören der weit verbreitete Widerwillen der Bevölkerung 
gegen das SED-Regime mit seinem verordneten Antifaschismus, den 
man als verlogen empfand. Daneben wurde besonders das Informa-
tions-, und das Erziehungssystem als heuchlerisch angesehen. „Die 
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Propaganda der SED hatte sich durch Verfälschungen und Tabus der-
art diskreditiert, dass selbst eindeutige Tatsachen nicht mehr als solche 
wahrgenommen wurden“ (B. Eisenfeld). Ab Mitte der siebziger Jahre kam 
mit der Sowjetisierungspolitik von Partei- und Staatschef Honecker die 
Verbitterung der Menschen über die endgültige Preisgabe der Deut-
schen Einheit hinzu. Fortan war der Gedanke, dass Deutschland ein zwar 
geteiltes, aber dennoch zusammen gehörendes Land sei, das größte 
Tabu. Also stellten die Neonazis die Wiedervereinigung in den Mittel-
punkt ihrer erklärten Ziele, neben dem Kampf gegen Kommunisten und 
Ausländer. Wobei in der extrem ausländerarmen DDR damit vor allem 
die sowjetische Besatzungsmacht und die Vietnamesen gemeint waren.

Zeit ihres Bestehens hat es in der DDR keine Diskussion über die Ursa-
chen des Rechtsextremismus im Land gegeben. Im Gegenteil. Es wurde 
alles getan, um Rechtsextremismus zu vertuschen. So wurden die Ver-
antwortlichen für den Überfall auf die Berliner Zionskirche erst nach 
massiven öffentlichen Protesten gerichtlich belangt. Allerdings wurde 
die Aktion als „rowdyhafte Ausschreitung Jungerwachsener gegen 
andere Bürger“ heruntergespielt und mit vergleichsweise milden Strafen 
bedacht. Erst nach weiteren Protesten wurden die Urteile härter.

Die SED hat nie die Verantwortung für die rechtsradikalen Brutstätten in 
ihrem Land übernommen. Im Gegenteil. Als PDS/die Linke tut sie alles 
dafür, um in der Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, die rechts-
extremistischen Tendenzen in den Neuen Ländern wären das Resul-
tat einer verfehlten Vereinigungspolitik. Dieser Geschichtslüge wider-
sprechen die Akten, die das System hinterlassen hat. Aus ihnen geht klar 
hervor, dass die Skinheads der achtziger und neunziger Jahre ein Resul-
tat des jahrzehntelangen Rechtsextremismus in der DDR sind.

Was war die Stasi?
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Folgen für die Betroffenen – 
	  Bis heute 

Siegmar Faust

Zehn oder zwanzig Jahre sind im Lauf der Geschichte ein Klacks, doch 
dem Einzelnen können sie als eine endlose, bleierne Zeit vorkommen, 
besonders dem, der einst durch die „Menschenveredelungsanstalt“ 
(Sieghard Pohl) der Stasi gedreht wurde. Zwischen 1950 und 1990 waren 
Millionen Bewohner der beiden Teile Deutschlands neben einigen Aus-
ländern mit der Stasi in Berührung gekommen oder bekamen deren Aus-
wirkungen mehr oder weniger zu spüren. Die wenigsten davon werden 
sich als Opfer empfinden, denn Hunderttausende profitierten während 
dieser Jahre als Inoffizielle Mitarbeiter (IM) – als Zuträger, Denunzianten 
und Spitzel – oder gar als hauptamtliche „Kämpfer an der unsichtbaren 
Front“ in günstiger Weise von dieser Verbindung oder einträglichen 
Anstellung. 

Es gibt also mindestens zwei Perspektiven, von der Betrachtungsweise 
mutiger Stasi-Aussteiger einmal abgesehen, aus denen das Wirken des 
militanten Instruments der SED und die Folgen bis in die Gegenwart zu 
bewerten sind. 

Unser Blick gilt jedoch der ersten Gruppe, also den Betroffenen – den 
Folgen von Haft, Verfolgung und Zersetzung.

Bis zum heutigen Tage leiden viele der vom verbrecherischen Wirken der 
Stasi Betroffenen unter „posttraumatischen Belastungsstörungen“, wie 
es Psychologen nennen. Formen dieser Störungen sind z. B.:
›› Beziehungsunfähigkeit zu Freunden und Partnern
›› Dauernde Erschöpfungszustände
›› Scheinbar unmotivierte Furcht vor dem Aufenthalt in  

geschlossenen Räumen
›› Permanente Schlafstörungen
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›› Fortdauernde Angstträume
›› Konzentrationsstörungen/Arbeitsunfähigkeit
›› Depressionen
›› Stimmungsschwankungen
›› Andauernde Persönlichkeitsveränderungen
›› Psychosomatischer Bluthochdruck
›› Zwanghafte Beschäftigung mit der „unbewältigten  

Vergangenheit“
›› Teamunfähigkeit
›› Unfähigkeit zu trauern

Nur wenige Täter brachten den Mut und die Einsicht auf, wie zum Beispiel 
das Ex-Politbüromitglied Günter Schabowski, sich bei den Betroffenen zu 
entschuldigen, ihre eigene Verantwortung nicht zu bestreiten oder sogar 
eine Strafe anzunehmen. Das konnte jedoch nur dem gelingen, der sich 
gründlich und ehrlich mit den Gründen des Scheiterns der SED-Ideo-
logie und DDR-Wirklichkeit auseinander gesetzt hatte. Wenige, zumeist 
unentwegte Verantwortungsträger der Stasi brachten sich unmittel-
bar nach dem Zusammenbruch ihrer Ordnung ums Leben, sei es aus 
Schuld- und Schamgefühl oder in Angst und Panik. Doch die übergroße 
Mehrheit der Täter und schuldhaft Verstrickten kam bevorrechtet in der 
demokratischen Ordnung an, da sie ihre weit über dem Durchschnitt 
liegenden Gehälter nun als dementsprechend hohe Renten vergütet 
bekommen, um nur ein einziges befremdendes Beispiel anzuführen. 
Außerdem haben sie sich in der zur LINKEN, aus der PDS umbenannten 
SED, in deren Umfeld „Milliarden öffentlicher Gelder versickerten“ (Huber-
tus Knabe), ein mächtiges Instrument und eine wirkungsvolle Interessen-
vertretung bis in die höchsten Gremien unseres Staates, sogar bis ins 
Europaparlament hinein, bewahren und gehörig ausbauen können.

Dass die Betroffenen, von denen noch mindestens einhunderttausend 
am Leben sind, resignieren und sich deshalb nicht empört zu Massen-
demonstrationen oder Autobahn-Besetzungen durchringen können, ist 
auch das nachwirkende „Verdienst“ von Stasi-Methoden. Sie haben nicht 
nur vielen das Selbstbewusstsein zerstört, sondern unter dem Begriff 
„Zersetzung“ Zwietracht gesät, die nicht selten bis heute unvermindert 
unter Freunden, Kollegen, Kommilitonen und Geschwistern anhält.

Was war die Stasi?
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Beispiel: Akteneinsicht 
	 des OV Sinus 1 und Sinus 2 

Freya Klier

Liebe Freya,
wann sprechen wir?
Wann sehen wir uns in der Behrenstraße (Akteneinsicht)?
herzlich!
j.

Das fragte mich Jürgen Fuchs Anfang Januar 1992 auf einer blüten-
weißen Postkarte. Behrenstraße? Das war nun kein Café, wie heute jeder 
weiß. Und nach den ersten Tagen in der Gauck-Behörde einte Fuchs und 
mich die Ahnung, nun für lange Zeit in den schmutzigsten Tümpeln der 
DDR-Geschichte stochern zu müssen... 

Also Behrenstraße. Mein Mann Stephan Krawczyk, eine sensible Poeten-
natur, spürte aus ersten, bereits in Zeitungen veröffentlichten Spitzel-
akten, wie allein die Sprache der Staatssicherheit ihn in ein Gemüts-
desaster stieß; er bat mich, die Lektüre für uns beide auf mich zu 
nehmen, die Lektüre von OV „Sinus 1 & Sinus 2“ . Diese Sammlung 
umfasste unsere letzten beiden DDR-Jahre (nach dem Rest wird wohl 
noch immer gefahndet). Doch „Sinus 1 & Sinus 2“ hatten es in sich.

Wie lange habe ich in der Behrenstraße zugebracht, Seite an Seite mit 
meinen ebenfalls Akten wälzenden Freunden? Ich vermag es nicht mehr 
genau zu sagen. Doch ich erinnere mich des Gefühls, das mich umso 
mehr beherrschte, je länger ich mich über dieses Konvolut menschlicher 
Niedertracht gebeugt sah: Es war Ekel, ein überwältigender Ekel! Weni-
ger die Enttäuschung ob der moralischen Verworfenheit von Menschen, 
die sich, Freundschaft heuchelnd, in unsere Nähe geschlichen hatten – 
schon von Berufs wegen war mir menschliche Niedertracht nicht fremd. 
Obwohl: Zu lesen, dass den Staatssicherheitsoffizieren achtzig Spitzel 
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nicht reichten, weshalb sie nun zusätzlich einen Jugendspitzel für meine 
Tochter zu präparieren begannen – das ging mir schon sehr unter die 
Haut. Ich starrte auf eine Analyse meiner vierzehnjährigen Nadja und las 
von der beginnenden Suche nach einem passenden IM: Ein junger Sport-
ler sollte es sein oder eine künstlerische Begabung, auf keinen Fall älter 
als sechzehn... 

Beschlagnahmte Tagebuch-Aufzeichnungen schauten mich plötzlich an – 
mit Aktennummern versehen und Kommentaren in einer Sprache, die 
unter die Haut ging wie Krätzemilben. 

Doch war da auch viel Fleiß, eher Masse statt Klasse. Ein Haufen Wühl-
mäuse gegen zwei störrische Tanzmäuse: Doch kommen die Inoffiziellen 
fast immer zu spät. Dann melden sie wortreich, was längst schon pas-
siert ist. Die Stasi klagt und jammert mir die Akte voll – Referat Kir-
che zieht Referat Pädagogik heran, Referat Untergrund die Kultur. Wie 
sprengt man eine symbiotische Zweiergruppe? Was wir an Leib und 
Seele erfahren mussten, nun ließ es sich aus fremder Perspektive nach-
lesen. Ich fand feige Kollegen aus dem Kulturbereich, zwei heftig auf-
muckende SED-Genossen. Ich stieß auf Bruder Schnur, der fleißig Gift 
träufelte, und auf „Karin“. IM „Karin“ war Psychologin und hatte eine 
Analyse von Krawczyks/Kliers Seelenleben erstellt, ergänzt durch ein ein-
fallsreiches Zersetzungsmodell... mit dem Erzeugen von Traumata, mit 
Zwangsumsiedlung, untergejubeltem Diebstahl und einem Schnitt durch 
die Ehe. „Karin“ war bis zur Gänsehaut einfallsreich. 

Doch es gab auch Anflüge von Glücksempfinden, soweit das in einer 
solchen Umgebung möglich war – ich fand die Scharen mutiger Pfarrer 
und Kirchenmitarbeiter wieder. Die größte Überraschung aber war eine 
andere: Von meiner geheimen Jugendbefragung waren nur Bruchstücke 
in die Stasi-Zentralen durchgedrungen, kaum mehr als diffuse Ahnungen.

Das hieß: Von mehr als tausend Jugendlichen – darunter auch Genossen-
Kinder – hat keiner gepetzt! Sie hatten es noch nicht einmal ihren Eltern 
erzählt, eine Verschwiegenheit, um die ich sie gebeten hatte. Nein, es 
war wirklich nicht alles schlecht in der DDR, es gab auch nach vierzig Jah-
ren noch menschlichen Anstand.

Was war die Stasi?
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Beispiel: Akteneinsicht des OV Sinus 1 und Sinus 2

Verließ ich den Akten-Stapel, fühlte ich mich klebrig. Mehr als üblich 
stürzte ich mich in Parkanlagen auf klassische Musik. 

Zu allem nervten noch die Journalisten – sie wollten holzen und bolzen, 
doch kaum einer von ihnen hatte sich bisher ein Grundwissen über das 
andere Deutschland erarbeitet. Als ich ein Vier-Minuten-Statement über 
die 40-jährige DDR-Geschichte verweigerte, drohte mir ein journalisti-
scher Widerstandskämpfer aus Bayern, ich solle doch jetzt bitte an die 
Moral denken! Ich erinnere mich, wie ich vom Scheitel her zur Ostlerin 
anlief – und ihm den Milliardenkredit von Franz-Josef Strauß über den 
Aktenberg warf. Ich erinnere mich, dass der Mann einen Moment lang 
wie ein geprügelter Hund schaute, dann aber kämpferisch zur Stasi 
zurückkehren wollte.

In den Medien hagelte es bereits Ehren-Erklärungen, der stets lächelnde 
Bruder Stolpe wurde geradezu überschüttet damit. Und so waren die 
ersten Wochen der Akteneinsicht noch nicht vorbei, da sang schon ein 
Chor von Ost-Genossen nach drüben: „Ihr könnt nicht mitreden, Ihr habt 
hier nicht gelebt!“ Das Echo ließ nicht auf sich warten, schon schallte 
es aus dem Westen zurück: „Wir können nicht mitreden, wir haben dort 
nicht gelebt!“... ergänzt durch den ahnungsvollen Vers „Wer weiß, wie ich 
gehandelt hätte . 

Aussagekräftig fand ich die Akten allemal. Man konnte mitverfolgen, wer 
besonders eiferte und wer gern Aufträge erfüllte; wer noch um seine 
Würde rang... und wann er sie verlor. Und wie viele – oftmals in großer 
Bescheidenheit – einfach anständig blieben. Es war ein Erinnerungs-
packen, durchzogen von Mut, knieweicher Feigheit und kräftezehrenden 
Aufbruchsversuchen. Vor allem kräftezehrend war die DDR. Auch wuchs 
in mir über Wochen das Wissen, dass es sich bei den Spitzeln und 
Denunzianten – den hauptamtlichen wie den nebenberuflichen – um 
nichts geringeres handelte als den geballten charakterlichen Bodensatz 
der DDR, quer durch alle Intelligenzgrade!

An dieser Einschätzung hat sich bis heute nichts geändert. Inzwischen 
wird nicht mehr gegauckt, sondern gebirthlert. Inzwischen sind zwan-
zig Jahre vergangen, in denen sich unsere Gesellschaft in Parolen wie 
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„Ich habe niemandem geschadet“ oder „Es war doch nicht alles schlecht“ 
eingerichtet hat. Für mich bleiben diese Menschen-Zersetzer ihrem 
charakterlichen Niveau auch im vereinten Deutschland treu: Ich sehe 
sie im Bundestag sitzen und die „Linken“ spielen. Ich sehe sie als Rechts-
anwälte auftrumpfen oder als Immobilienmakler im Hintergrund die 
Strippen ziehen … Skrupellos verklagen sie ihre Opfer – was möglich ist, 
weil im Einheitsvertrag juristisch geschlampt wurde und zwanzig Jahre 
offenbar nicht ausreichten, die Schlamperei zu korrigieren. Sie pressen 
die Demokratie aus wie eine Zitrone. Sie lassen ihre Kinder „Europäi-
sches Recht“ studieren, um auch in Zukunft kräftig mitzumischen. Sie 
sind – im Gegensatz zu ihren Opfern – stets gut gelaunt. Für viele sind sie 
die Fettaugen, die in jeder Gesellschaft oben schwimmen. Doch stimmt 
das Bild?

Wäre Jürgen Fuchs noch am Leben, er würde mir heute schreiben:

„Wann sprechen wir, wann sehen wir uns? Wir müssen ihren Zugriff auf 
Europa stoppen!“ 

Doch da ist nur ein leerer Platz.

(Jürgen Fuchs starb am 9. Mai 1999 im Alter von nur 48 Jahren an einer 
seltenen Blutkrebserkrankung.)

Was war die Stasi?
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Fakten und Zahlen

DDR Bundesrepublik

Karteikarten ca. 41.000.000  
(gesamt)

F 16 Klarnamenkartei ca. 5.100.000 ca. 360.000

F 22 Vorgangskartei ca. 1.100.000 ca. 70.000

Akten ca. 111.000 m (andere 
Quellen beziffern es 
auch 180.000 m)

Bezirksverwaltung (BV) 15

Kreisdienststellen (KD) 209

Objektdienststellen 7

Hauptamtliche  
Mitarbeiter (HM)

ca. 91.015 (im Jahr 1989)  
ca. 106.000 höchster 
Bestand in den achtziger 
Jahren

Offiziere im besonderen  
Einsatz (OibE)

2.232 (1989) 665 (1989)

Inoffizielle Mitarbeiter (IM) ca. 189.000 (1989)
ca. 624.000 während 
1950–1989

ca. 12.000 (andere 
Quellen schätzen 
die Zahl auf 20.000–
30.000) 
ca. 3.000 (1989)
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Fakten und Zahlen

DDR Bundesrepublik

Gesellschaftliche  
Mitarbeiter (GMS)

ca. 33.000 (im IM-
Bestand 1989)

Inoffizielle Kriminalpolizei-
liche Mitarbeiter (IKM)

15.000 (im IM- 
Bestand 1989)

Kinder und Jugendliche,  
die als Inoffizielle Mitar­
beiter (IM) zwischen ihrem 
13. und 25. Lebensjahr 
tätig waren.

ca. 13.000–18.900  
(1989)

Operative Ausgangs
materialien (OAM)

jährlich ca. 8.000

Operative Personen
kontrollen (OPK)

jährlich ca. 8.000

Operative Vorgänge (OV) jährlich ca. 5.000

Fotografien des MfS 1,85 Millionen  
überliefert 

Filme beim MfS 2.865 überliefert 

Videos und Tonbänder 
beim MfS

23.250 überliefert
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Auf der Wissensplattform der Konrad-Adenauer-Stiftung zum Thema 
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über die DDR, u. a. Argumente gegen gängige DDR-Mythen, thematisch 
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sonen bzw. Institutionen gesucht werden. Der Katalog erschließt auch 
die Online-Publikationen der Konrad-Adenauer-Stiftung, die über einen 
Link direkt abrufbar sind. 
www.kas.de/bibliothek

Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen  
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR 
www.bstu.bund.de 

Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
www.stiftung-aufarbeitung.de 

Gedenkstätte Hohenschönhausen, Stasi-Gefängnis 
www.stiftung-hsh.de 

Robert-Havemann-Gesellschaft 
www.havemann-gesellschaft.de 

Forschungsverbund SED-Staat 
www.fu-berlin.de/sites/fsed

http://www.fu-berlin.de/sites/fsed
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www.buergerbuero-berlin.de 
(Bürgerbüro e. V.)
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(Bürgerkomitee „15. Januar“ e. V.)
 
www.help-e-v.de 
(Help e. V.)

www.stasiopfer.de  
(Spurensuche e. V.)
 
www.uokg.de  
(Union der Opferverbände  
kommunistischer Gewaltherrschaft)

http://www.vos-ev.de  
(Vereinigung der Opfer des Stalinismus)
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HA	 Hauptabteilung
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IM	 Inoffizieller Mitarbeiter
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NVA	 Nationale Volksarmee
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OAM	 Operatives Ausgangsmaterial
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ZKG	 Zentrale Koordinierungsgruppe

ZOV	 Zentraler Operativer Vorgang
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Publikationsreihe „Handreichungen 
	 zur Politischen Bildung“

Mit der Reihe „Handreichungen zur Politischen Bildung“ möchte die Poli-
tische Bildung der Konrad-Adenauer-Stiftung interessierte Bürgerinnen 
und Bürger über politische Entwicklungen informieren, Orientierungen 
in Sachfragen geben und das Interesse an politischer Mitwirkung stär-
ken. Die Handreichungen verstehen sich Grundlageninformationen zur 
Beteiligung an aktuellen politischen Diskussionen. 

In der Publikationsreihe „Handreichungen zur Politischen Bildung“  
sind bisher erschienen:

Band 1
J. Christian Koecke, Michael Sieben:
Die Christlich-Demokratische Union.  
Grundüberzeugungen, Geschichte, Organisation
3., überarbeitete und erweiterte Auflage  
Wesseling, Januar 2014
ISBN 978-3-95721-012-8

Band 2
Katrin Grüber: 
Zusammen leben ohne Barrieren. 
Die Umsetzung der UN-Konvention für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen in Kommunen 
Wesseling, April 2010
ISBN 978-3-941904-18-7

Band 3
Klaus-Jürgen Engelien: 
Die energiepolitische Zukunft der Europäischen 
Union. Zwei Planspiele zur Arbeitsweise der EU
(Ringbuchordner)
Wesseling, April 2010
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Band 4
Andreas Kalina: 
erfolgreich.politisch.bilden. 
Faktensammlung zum Stand der  
Politischen Bildung in Deutschland
2., überarbeitete und erweiterte Auflage 
Wesseling, Januar 2014
ISBN 978-3-95721-013-5

Band 5
Melanie Piepenschneider,  
Klaus Jochen Arnold (Hrsg.):  
Was bedeutet uns der 20. Juli 1944?
Wesseling/Hannover, März 2011
ISBN 978-3-941904-96-5

Band 6
Melanie Piepenschneider,  
Klaus Jochen Arnold (Hrsg.):  
DDR: Mythos und Wirklichkeit. Wie die SED-Diktatur 
den Alltag der DDR-Bürger bestimmte. Didaktische 
Begleitung zur gleichnamigen Ausstellung  
4., überarbeitete Auflage
Sankt Augustin/Potsdam, Januar 2015
ISBN 978-3-95721-077-7

Band 7
Melanie Piepenschneider,  
Klaus Jochen Arnold (Hrsg.):  
Was war die Mauer? Die Errichtung der inner-
deutschen Grenzanlagen durch das SED-Regime 
und ihre Folgen
3., überarbeitete Auflage
Sankt Augustin/Potsdam, Januar 2015
ISBN 978-3-95721-076-0
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Band 8
Klaus-Jürgen Engelien: 
„Cicero” – Entscheidungs- und Konferenzplanspiele  
zur Staatsschuldenkrise in der EU
Wesseling, April 2012
ISBN 978-3-942775-81-6

Band 9
Annette Wilbert: 
Update Politische Bildung. 
Leitfaden für die Seminarpraxis
Wesseling, Januar 2013
ISBN 978-3-944015-30-9

Band 10
Tanja Segmüller, Angelika Zegelin,  
Franz Wagner, Christel Bienstein: 
Menschen würdig pflegen? Das Recht auf  
qualifizierte Pflege. Eine Diskussionsschrift
2., unveränderte Auflage
Sankt Augustin/Berlin, März 2013
ISBN 978-3-944015-36-1

Band 11
Jana Kulhay: 
Die Mediengeneration. Jugendliche, ihr  
Medienkonsum und ihre Mediennutzung
Sankt Augustin/Berlin, Januar 2013
ISBN 978-3-944015-33-0

Band 12
Andreas Jungherr, Harald Schoen: 
Das Internet in Wahlkämpfen.  
Konzepte, Wirkungen und Kampagnenfunktionen
(PDF-Ausgabe der im Springer VS, Wiesbaden 2013,  
erschienenen Buchausgabe)
Sankt Augustin/Berlin, Juni 2013
ISBN 978-3-658-01012-6
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Band 13
David Jonathan Grunwald: 
Ordnungspolitische Bildung als Bestandteil  
der außerschulischen Erwachsenenbildung 
Wesseling/Berlin, Januar 2014
ISBN 978-3-95721-008-1

Band 14
Maja Eib, Daniel Braun:
Demografischer Wandel und Daseinsvorsorge  
im ländlichen Raum am Beispiel Thüringens
Wesseling/Erfurt, Januar 2014
ISBN 978-3-95721-014-2

Band 15
Manuel Sutter, Serafin von Roon,   
Florian Samweber, Kristin Wachinger:
Netzausbau in Deutschland.  
Wozu werden neue Stromnetze benötigt? 
Wesseling/Berlin, September 2014
ISBN 978-3-95721-051-7

Band 16
Tobias Montag, Thomas Recht:
Den Netzausbau mitgestalten.  
Potentiale formeller und informeller Beteiligung 
Wesseling/Berlin, September 2014
ISBN 978-3-95721-052-4

Band 17
Heinrich Blatt:
Die Politische Bildung der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. Teil 1: 1957–1997
Wesseling/Berlin, Dezember 2014
ISBN 978-3-95721-068-5
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Band 18
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. (Hrsg.): 
América Latina – Kontinent der Möglichkeiten. 
Jugendcamp der Konrad-Adenauer-Stiftung, 
29. Juni – 1. Juli 2014
Sankt Augustin/Berlin, Dezember 2014
ISBN 978-3-95721-067-8

Band 19
Karl-Heinz B. van Lier (Hrsg.):
Handlungsauftrag Demographie. 
Fakten – Expertise – Meinungen
Sankt Augustin/Berlin, Oktober 2015
ISBN 978-3-95721-142-2

Band 20
Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.):
Demografie & Demokratie. 
Experten-Positionen zum Einfluss des 
demografischen Wandels auf die Demokratie
Sankt Augustin/Berlin, Dezember 2015

Band 21
Volker Kronenberg:
Europa vor Ort. 
Kommunen, Bürgerschaft, Förderprojekte
Erste Auflage
Sankt Augustin/Berlin, 2016
ISBN 978-3-95721-193-4 

Band 22
Maja Eib (Hrsg.), Sarah Duryea, Sina Meissgeier:
Heimat bilden in Thüringen. 
Herausforderung, Migration und Integration 
Sankt Augustin/Berlin, 2016
ISBN 978-3-95721-234-4
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Band 23
Philipp Lerch, Melanie Piepenschneider (Hrsg.), 
Markus Klauer:
Einhundert Jahre Schlacht von Verdun.
Deutsch-Französische Wege nach Europa
Sankt Augustin/Berlin, 2017
ISBN 978-3-95721-272-6

Band 24
Volker Kronenberg:
Integration vor Ort. 
Herausforderungen, Erfahrungen, Perspektiven 
Sankt Augustin/Berlin, 2017
ISBN 978-3-95721-282-5

Band 25
Volker Kronenberg:
Heimat bilden. 
Herausforderungen, Erfahrungen, Perspektiven 
Sankt Augustin/Berlin, 2018
ISBN 978-3-95721-444-7 

Band 26
Philipp Lerch, Melanie Piepenschneider (Hrsg.), 
Andreas Marchetti:
Städte- und Gemeindepartnerschaften.  
Strukturen – Praxis – Zukunft in deutsch-franzö
sischer Perspektive Sankt Augustin/Berlin 2019
ISBN 978-3-95721-483-6

Band 27
Sophie von Bechtolsheim/ 
Ehrhart Neubert/Axel Smend:
Widerstand und Opposition in zwei deutschen  
Diktaturen 1933–1989
Berlin 2019
ISBN 978-3-95721-563-5
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